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Die abschliessenden .»Verhältnisse" mit besonderer 

Rücksicht auf litterarisch- artistisches Autorrecht, 

Patent-. Muster- und Markenschuz. 



Von Professor Dr. Schäffle. 



VIII. 
Die rechtlich abschliessend gemachten Kundschaften. 

Die thatsächlich ausschliessenden Absazverhältnisse sind 
im Vorigen erledigt. Die. Erörterung hat sich nun den recht- 
lich ausschliessend gemachten Kundschaften zuzuwenden. Hie- 
bet berührt uns die rechtliche Form der Erzeugung der letzte- 
ren: ob Privileg- oder allgemeines Urheberrecht, zu- 
nächst und vorbehaltlich einer späteren auf diese Form Bezug 
nehmenden Bemerkung, nicht. 

Nationalökonomisch betrachtet, ist die Ertheilung von dauern- 
den ausschliessenden Absaz rechten eine tiefe Störung des ge- 
wöhnlichen Systems der Vergeltung von Diensten , welche der 
bürgerlichen Gesellschaft geleistet werden. Leistungen , welche 
kaum einen gewöhnlichen Lohn verdienen, können sich durch das 
Mittel des Alleinverkaufsrechtes eine hohe Vergeltung anmassen. 
Insbesondere kann die Rentenfunction eine ungebührlich starke 
Wirkung äussern und unverdient lange ausgebeutet werden. Im 
freien, der Concurrenz preisgegebenen Tauschverkehr erhebt der 
Wettlauf Vieler um das Extraeinkommen der Rente schnell den 
Fortschritt einzelner Producenten zum Gemeingute, die beson- 
ders günstigen Conjuncturen wenden sich bald zum allgemei- 
nen Besten , mit andern Worten der niedrigste gesellschaftlich 
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mögliche Produktionskoslensaz wird zum Gravitationspunkt schnell 
sinkender Preise. Hier aber tritt die umgekehrte Wirkung ein: 
statt vorübergehender, thatsächlich ausschliessender Kundschaften 
fixiren die Privilegien und Monopole dauernd inclusive Kund- 
schaften, und diesen ausschliesslich beherrschten Abnehmerkreisen 
werden hohe Preise bis zur Grenze ihrer Zahlungsfähigkeit auf- 
erlegt. Der Privatvortheil fortschrittsfeindlicher Monopolisten wu- 
chert auf Kosten des consumirenden Publikums. Die auf künst- 
liche Weise dauernd gemachte Rente wirkt nicht mehr als Reiz- 
mittel des Fortschrittes, noch als gerechter Lohn das Gesammt- 
wohl fördernder höchster Wirtschaftlichkeit , sondern sie prä- 
miirt in dieser Gestaltung den Schlendrian, die Trägheit, verewigt 
hohe Preise und geringe Consumfähigkeit. Die natürliche social- 
ökonomische Harmonie, welche als Folge der freien Rentenfunc- 
tion sich ergibt, sieht sich auf den Kopf gestellt: statt dass der 
zuerst Rente gebende Marktpreis gegen den immer tiefer hinab- 
rückenden Schwerpunkt des Kostenpreises zurückgedrängt wird, 
erhebt sich bei indolenter Wirthschaft dieser Schwerpunkt zu einer 
Höhe , auf welcher Marktpreise sonst Rente geben würden , und 
die Rente wird beliebig vom Producenten, oft sehr kurzsichtig, 
regulirt. Die Consumtion kann sich bei hohen Preisen nicht ver- 
allgemeinern '). 

Die willkührlich vom Staat geschaffene Privilegien- oder 
Monopolrente ist somit theoretisch und praktisch die Kehrseite 
der freien, von der Concurrenz gezügelten Rentenfunction. Sie 
prämiirt den Schlendrian und befördert die Unwirthschaftlichkeit; 
sie vernichtet sich in dem Rückgang, den sie verbreitet, endlich 
selbst, da ja mit dem Grade und der Dauer des Missbrauches 
die Zahlungsfähigkeit und die Kauflust für die monopolistischen 
Produkte ausgeht. Sie ist unhaltbar und führt Diejenigen, welche 
z. B. im hohen Kaufpreis von Apotheken und Realgewerberech- 
ten ihren kapitalisirten Werth bezahlten, früher oder später 
zu , Vermögensverlusten. 

Die den Gewerbsmann privilegirende oder den Kaufmann 
monopolisirende staatliche Rentenzeugung mag allerdings zu einer 



1) Nähere JVachweisung s. m. Nat.-Oek., 2. Aufl., §. 95 ff. 



Die abschliessenden „Verhältnisse". 293 

Zeit erträglicher gewesen sein, als der wirthschaftliciie Fortschritt 
langsamer war, als durch das Herkommen, sowie durch Zunft- 
und andere Obrigkeiten die Preise regulirt wurden; wenigstens 
nur so wird es ökonomisch erklärlich, dass die privatwirlhschaft- 
liche Fixirung und Tbeilung der Kundschaften unter wenige Ge- 
nossen im Mittelalter, dass die Monopole und die Privilegien des 
Polizeistaates lange als eine privat-rechtliche Gestaltung dessen, 
was heute öffentliches Gewerberecht ist, fortbestehen konn- 
ten. Für Zeiten dagegen mit raschem technischem Fortschritt, 
schnell wechselnden Conjuncturen, ohne Einrichtungen, welche den 
Missbrauch ausschliessender Kundschaften zu „Monopolpreisen" 
beschränken '). — für solche Zeiten ist jene künstliche Beihilfe 
des Staates zur Monopolvergeltung gewisser, der bürgerlichen 
Gesellschaft geleisteten Dienste schwer erträglich: denn sie führt 
leicht zu heilloser Misswirthschaft. Der absolute Polizeistaat z. B. 
hat hiemit unsäglich je länger desto mehr geschadet, und die Re- 
volution hat mit Recht das wirthschaftliche Privileg und das Mo- 
nopol zu einem Hauptzielpunkt ihrer Angriffe genommen und am 
Gründlichsten, ohne Möglichkeit einer Restauration auf diesem 
Gebiete, zertrümmert. Diese Zertrümmerung ist lediglich ein Act 
der Wiederherstellung der ökonomischen Wohlthaten der freien, 
natürlichen Vergeltung der Dienste, ein Act der Gerechtigkeit ge- 
wesen, und als solcher eine Quelle grossartigen ökonomischen 
Fortschrittes geworden. Der kosmopolitische Sieg der Gewerbe- 
freiheit und des Freihandels, das Gegenstück, des Privilegs und 
des Monopols, ist die stolzeste volkswirthschaftspolitische Signa- 
tur unseres Zeitalters, und als solche doch nur eine volle Instal- 
lirung der natürlichen, von der Concurrenz gezügelten Lohn-, 
Gewinn- und R e n t e n Function für die Oekonomie der bürger- 
lichen Gesellschaft. 

Gleichwohl sind einige Arten rechtlich ausschliessender 
Kundschaften noch in der Gegenwart vorhanden, ja in der Ge- 
genwart erst vollständig entwickelt worden. 



1) Die Schwierigkeit der Handhabung von Polizeitaxen wächst mit 
zunehmender Qualitäts-Abstufung der Producte, mit der Fähigkeit der Fäl- 
schung u. s. w. Vrgl. Röscher I, §. 114. 
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Manche der noch bestehenden ausschliessenden Kundschaften 
mögen allerdings blosse Reste des alten Privilegien- und Mono- 
polsystems sein, und können dann getrost diesem in's Grab nach- 
geworfen werden: so diejenigen Privilegien, welche aus der Be- 
schränkung der Zahl gewisser Polizeigewerbe, der Apotheken, 
Advokaturen, Makler u. s. w. hervorgehen. Die Staatsgewalt könnte 
hier der Concurrenz freien Spielraum gewähren , ohne desshalb 
die nöthigen Garantien, z. B. die Garantie der Prüfungen und der 
Visitationen, fahren zu lassen. 

Andere Privilegien und Monopole — die Singularität der 
Finanzmonopole lassen wir bei Seite — sind vielleicht durch 
die Natur der Sache oder durch Rücksichten der Sicherheit und 
des regelmässigen Dienstes für Ortsunkundige dauernd nothwendig, 
so für die Fiaker und Omnibusse, für Bahnhofrestaurateure, 
Packträger, Fremdenführer u. s. w. ; nur eine beschränkte Anzahl 
dienender Kräfte mag hier zugelassen sein und wird daher dem 
Publikum in einzelnen Fällen unnatürlich überlegen gegenüber- 
stehen. Oder beruhen sie , wie theilweise das Eisenbahn- und 
Postmonopol des Staates, auf der factischen Unmöglichkeit der 
Concurrenz. In solchen Fallen muss der die künstliche Renten- 
zeugung veranlassende Staat auch die richtige Begrenzung ver- 
anlassen : in Gebührenregulativen , in den von verschiedenen 
Schweizercantonen wieder eingeführten Taxen für Führer, Saum- 
pferde u. s. w., in Fahrtaxen, taxirten Karten, in Aufstellung von 
Maximumtarifen für öffentlich regulirte Bahncompagnien, oder durch 
Uebernahme in öffentliche Regie von Staat oder Gemeinde. Im 
letztgenannten Fall rechnet man auf die Interesselosigkeit öffent- 
licher Organe für Extragewinne aus ausschliessender Kundschaft ; 
diese Interesselosigkeit wird freilich nur da zu gewärtigen sein, 
wo das, die ausschliessende Kundschaft ausmachende Publikum 
mittelst einer freien Staats- und Gemeinde-Verfassung fiscalisches 
Gelüste nach künstlichen Renten und nach Monopolmissbrauch 
überwindet und in periodischer Verabschiedung die Maximumtarife 
beherrscht '). 



1) Für die Eisenbahntaiiffrage eingehender erörtert in meinem „geseü- 
schaftl. Systeme-' §§. 264 ff. 
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Der Monopolpreis, in Gestalt der Gebühr und der Spor- 
tel, tritt beim Staate selbst ein, soweit er directe Vergeltung holt, 
weil die Vollziehung seiner Rechtsaurgabe eine ausschliessende 
ist und seine exclusiven Competenzen eine Art Monopol inner- 
halb des Systems der socialen Gesammtbefriedigung darstellen. 
Diese staatlichen Preise sind übrigens ebenfalls taxirt, tarifirt; 
Sportein und Gebühren sind fix und werden im constitutionellen 
Staat mit Recht der Verabschiedung unterworfen. 

Die bis jetzt genannten Arten fortdauernder Monopole haben 
für unsere Untersuchung das Interesse einer weitergehenden Ana- 
lyse nicht. Bei ihnen tritt uns überall von selbst die Thatsache 
entgegen, welche für unsere Theorie allerdings interessant ist, dass 
nämlich das Gemeinwesen bei Zulassung dieser ausschliessenden 
concurrenzfosen Kundschaften sofort auch künstliche Schranken 
gegen eine missbräuchliche Rentenfunction aufzurichten sucht. 
Die Tax- und Tarifpolizei war ') und ist ihrem Wesen nach 
ein gemeinwirthschaftli.ches Surrogat der bei Mo- 
nopolrenten mangelnden, social- ökonomischen 
Schranke der Goncurrenz. 

Ausser den eben erörterten Arten rechtlich ausschliessender 
Kundschaft gibt es andere, welche eine Forderung der 
austheilenden Gerechtigkeit sind und wenigstens nach 
heutigen Verhältnissen nicht entbehrt werden können, — die 
Autorrechte an Schrift- und Kunstwerken. Viele 
sehen auch das im Patent geschützte Autorrecht des Erfinders, 
ja sogar ein Monopolrecht für Muster und Dessins, Muster- 
schuz genannt, als berechtigt an. 

Wir werden die innere ökonomische Berechtigung dieser 
Gattung ausschliessender Absazrechte im Folgenden zu unter- 
suchen und zu begrenzen haben, und hinsichtlich der Schrift- und 
Kunstwerke wird sich ergeben, dass ein Monopol aufVerwerthung 
derselben durch die eigenthümlichen Voraussezungen der p üb Mei- 
st ische'n Vervielfältigung derselben ausnahmsweise begründet ist; 
ohne zeitweiliges Alleinverkaufsrecht würde den Urhebern das Ein- 
kommen, welches sonst den Urhebern ökonomischer Verdienste, 



1) Scharf tritt dieas hervor in B e c h e r's „politischem Discur»" von 1672. 
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den Autoren im weiteren Sinn, durch Priorität der Aus- 
beutung von selbst zufällt, nicht zu Theil werden, Andere 
würden ernten, was die publicistischen Autoren oder die bezahlenden 
Unternehmer („Verleger") gesäet haben. Die sonst hinlänglich stark 
wirkenden Functionen der freien socialökonomischen Vergeltung 
reagiren in diesem singulären Falle zu schwach und bedürfen 
einer künstlichen Stärkung durch öffentliche Anordnung; ohne 
diese Stärkung würde die austheilende Gerechtigkeit verlezt sein, 
dem Verdienst würde sein Lohn und selbst der Kostenersaz, dem 
Fortschritt auf dem wichtigsten Productionsgebiete, dem der Ideen- 
bildung, Ideenverarbeitung und Ideenverbreitung, — würde der 
Sporn und Antrieb, zum Nachtheil des gesellschaftlichen Gesammt- 
lebens selbst, fehlen. 

Eine Stärkung der freien Distributivfunctionen der bürger- 
lichen Gesellschaft kann allerdings auch auf anderem Wege, als 
durch Monopolschuz, von Statten gehen. Die verschiedenen mög- 
lichen Arten künstlichen Ersazes der freien Distribution werden 
weiter unten einzeln in's Auge gefasst werden. Doch wird sich 
zeigen, dass als künstliche Ergänzung voller Vergeltung der 
Dienstleistungen der Autoren sich zur Zeit am meisten ein tem- 
poräres Monopol empfiehlt, wie es im Autorrecht der positiven 
Gesezgebungen bereits geschaffen ist. Ob zu j e d e r Zeit, — ist 
eine andere Frage, wie sich zeigen wird. 

Obgleich ein zur Zeit noch unentbehrliches , und obwohl das 
verhältnissmässig. beste Mittel zur Ergänzung der distributiven Ge- 
rechtigkeit in der socialen Oekonomie, ist das Autorrecht dennoch 
mit starken Spuren der im Eingang dieses Abschnittes hervorge- 
hobenen volkswirtschaftlichen Nachtheile des Monopols behaftet; 
dies wird unten mehrfach hervortreten. Daher wird Alles, was 
ohne Verlezung der distributiven Gerechtigkeit gegen die Autoren 
zur Beschränkung dieses Monopols geschehen kann, auch wirk: 
lieh vorzukehren sein. Zeitlich und räumlich ist der 
Grundsaz des Autorschu'zes nicht extensiv auszu- 
legen. Ja das Beste wäre, wenn ohne Verlezung der Gerech- 
tigkeit gegen die Autoren, bei kommender Gestaltung des Bücher- 
und des Kunstmarktes, das Monopol ganz verschwinden könnte. 
So lange dies nicht thunlich, ist vorsichtigste Begrenzung dessel- 
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ben ein Gebot, welches sich aus der allgemeinen ökonomischen 
Kritik des Monopols im Eingang dieses Abschnittes rechtfertigt. 
Auf dieses Gebot wird im Folgenden gegenüber extensiv aus- 
schweifenden und in den alten Monopolismus zurückfallenden 
Theorien häufig zurückzugreifen sein. 

Dies um so mehr, weil die Begrenzung durch Taxpreise, 
sonst das Surrogat der wegfallenden Concurrenz in Hinsicht auf 
Preisermässigung, auf diesem Gebiete nicht wirkt. Grundsäzlich 
wäre die Taxirung der Preise von Büchern und artistischen Wer- 
ken, welche Monopolschuz geniessen, gerechtfertigt: die diesfalls 
in diesem Abschnitt entwickelten Grundsäze würden an sich auch 
auf die Verlagspreise anwendbar sein. Von verschiedenen Seiten 
ist diese Taxirung anch wirklich vorgeschlagen worden '). Die 
Ausführung bietet aber die grössten Schwierigkeiten, so dass es 
geeigneter ist, mehr auf angemessene Beschränkung des Mo- 
nopols, als auf Regulirung der Monopolpreise das Absehen zu 
richten. 

IX. 

Das Autorrecht als künstliche Sicherang der Lohn- and der 
Lohn r e n t e n function. 

Wir gehen in Folgendem nur von der vermögensrecht- 
lichen Seite, beziehungsweise vom ökonomischen Interesse des 
Autorrechtes aus, indem wir andere Interessen, welche der Au- 
torschuz zugleich deckt , zwar nicht ignoriren 2 ) . aber doch in 
zweite Linie stellen. Anerkannter Maassen spielt der ökonomische 
Werth des Autorrechtes die erste Rolle : selbst Harum, welcher 
trotz der Polemik gegen die Theorien von Neustet el und 
Bluntschli jene anderweitigen Beziehungen der persönlichen 
Ehre, des Namens der Autoren u. s. w. stärker betont, als es 
andere Neuere, z. B. Jolly, gethan haben, bezeichnet die ver- 



1) Krug über Schriftstellern, Buchhandel und Nachdruck, p. 4, 77 f. 
Rüder, Rechtsphilosophie II, 358, wo auch K I ü b e r und Schulze 
als Anhänger der Büchertaze citirt sind. 

2) Vrgl. oben Abschn. I. 
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mügensrechtliche Seite des Autorrechtes als die practisch bei 
Weitem überragende und gewichtigste 1 ). 



Darf wirklich das Vermögensinteresse am Autorrecht als das 
vorwiegende anerkannt werden, so geht man von der Voraus- 
sezung aus, d a s s überhaupt die Werke der geschüz- 
ten Autoren Gegenstände des entgeltlichen Ver- 
kehres sein dürfen. Allein selbst diess ist bestritten; 
schon diese Voraussezung wird von verschiedenen Gegnern des 
Autorenschuzes in Abrede gezogen. Mit diesem ersten allgemein 
verneinenden Einwand gegen den Autorschuz, mit der Verneinung 
der pekuniären Entgeltlichkeit der „Geistesprodukte", muss sich 
daher unsere Erörterung zuerst auseinandersezen. 

Der antiken Anschauung und den Verhältnissen der antiken 
Schriftstellerei entsprach ohne Zweifel die Forderung der Unent- 
geltlichkeit; das schriftstellerische Arbeiten war ars liberalis und 
geschah von Reichen oder durch Vermittlung der maecenatischen 
Gunst des Reichthums. Allein auch die neuere Zeit hat gegen 
die Autorprivilegien dieselbe Auffassung, bald aufrichtig, bald un- 
aufrichtig geltend gemacht, und mindestens sehr starke Anklänge 
einer Richtung, welche die Autoren als .übersinnliche Freier" um 
Kunst und Wissenschaft auflasst, finden sich noch immer. Carey 
in seinen geharnischten Briefen an einen Senator gegen interna- 
tionale Verträge über Autorenschuz zwischen Amerika und Eng- 
land gibt sehr stark die Ansicht kund, dass das litterarisch-arti- 
stische Produciren seine Vergeltung weit mehr in Ruhm und Ehre, 
als in Geldeinkommen zu suchen habe. Noch prägnanter nimmt 
Proudhon in seinen major ats litter aires von 1863 diesen Stand- 
punkt ein ; nicht weil er Gegner eines zeitweiligen Autorschuzes wäre, 
sondern um die französischen Bemühungen um Einführung eines 
ewigen Eigenthumsrechtes zu bekämpfen, gelangt Proudhon — 
polemisch übereifrig wie immer — zu einer spiritualistischen Auf- 
fassung des Berufes der Schöpfer von Schriftwerken. Er nennt 
die Ausmünzung des Schriftstelleramtes in Geld geradezu Simonie *), 



1) Die österreichische Pressgesezgebung p. 60. 

2) A. a. 0. II, p. 1. 
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vergleicht die käufliche Kunst mit einer Dirne ') , klagt über den 
mercenarisme littiraire der heutigen französischen Schriftsteller- 
welt, zieht eine Ballettänzerin, moralisch gewogen, den Verfassern 
der litterarischen Confeclions de Paris vor, und entwickelt schliess- 
lich die Theorie eines nothwendigen Gegensazes käuflich und 
nicht käuflich zu veräussernder Produkte in der bürgerlichen 
Gesellschaft : „Die materiellen und die unmateriellen Güter," sagt 
er, »sind beide unzweifelhaft Produkte. Ihr Unterschied be- 
steht aber darin, dass die Einen mit Recht bezahlt werden sollen, 
die anderen nicht Von der Beobachtung beider entgegengesezter 
Geseze, der Käuflichkeit und der Unkäuflichkeit, hängt die mensch- 
liche Würde und die ganze sociale Ordnung ab; die Producte, 
welche den Kategorien des Schönen, Gerechten und Wahren an- 
gehören, müssen unentgeltlich vertheilt werden." Ehe wir den 
Autorschuz als eine unter mehreren möglichen Formen der Ver- 
geltung litterarisch-arlislischer Werke näher uniersuchen, ist An- 
gesichts derartiger Standpunkte in der That zuerst die Frage zu 
beantworten, ob überhaupt die sogenannten Geistesproducte zu 
Werlhen des volkswirtschaftlichen Verkehrs gemacht werden 
dürfen. Der Standpunkt Proudhon's, wie übersinnlich er ist, wur- 
zelt in vielen und nicht unedlen Gemüthern, welche es wie Pro- 
stitution hassen, wenn sie Kunst und Wissenschaft zur melken- 
den Kuh gemacht sehen. Suchen wir hienach , uns zunächst mit 
diesem nicht zu verachtenden Standpunkt auseinanderzusezen. 

Offen sei es gesagt — wir halten diesen Standpunkt Proud- 
hon's wenigstens in so weit berechtigt, dass ewige „litterarische 
Majorate" in den Autorenfamilien , wie sie, im Mannsstamm erb- 
lich, ein geistvoller deutscher Schriftsteller 2 ) förmlich vorge- 
schlagen hat, von allem Anfang an höchst bedenklich erscheinen 
müsste. Die Dichter selbst reden wie Proudhon : S c h i 1 1 e r's „Thei- 
lung der Erde" gibt dem Gedanken klassischen Ausdruck , dass 

1) II, §. 5: I'art qui se fait vönal, de meme que la femme, qui tra- 
flque de ses charmes, ne tardera pas ä se degrader. 

2) Karl Sal. Zachariä, krit. Zeitschrift für Rechtswissenschaft 
und Gesezgebung, IL Band (1839) S. 225. — Die Idee des „ litterarischen 
Majorats" schon bei Renouard, de droits d'auteurs (1838) I, p. 469. 

Zeitschr. f. Staatsw. 1807. II. Heft. 20 
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spiritueller Arbeit nicht blos materieller Lohn entspricht l ). B 1 a n- 
qui weist treffend nach, wie die Gelehrten sich selbst um 
ihren äusseren Lohn bringen, indem sie nach der spirituellen 
Vergeltung der Ehre und des Lohnes haschen: „Sie begnügen 
sich mit einer Bürgerkrone und glauben sich bezahlt, wenn man 
ihrem Genie hat Gerechtigkeit widerfahren lassen. Ihre Gross- 
muth (und Eitelkeit?) treibt sie an, zu ihrem eigenen Schaden so 
rasch wie möglich ihre Kenntnisse zu verbreiten. So gleichen 
sie dem Lichte, das Niemand bezahlt." 

Andererseits geht Proudhon viel zu weit. Der in spiri- 
tuellster Weise schaffende Autor bleibt ein Wesen von Fleisch 
und Bein, er muss, wie Beaumarchais sagt, 365 Mal zu Mittag 
essen, wie andere Menschen. Er hat seine körperlichen Bedürf- 
nisse zu befriedigen, und nicht blos diese. Auch für ein, seiner 
Bildung entsprechendes „gebildetes Leben" hat er einen Aufwand 
zu machen ; geistige Kräfte sind nicht blos als producirend, son- 
dern auch als Product, als persönliches Aequivalent verzehrter 
äusserer Güter anzusehen, das Hinausgeben von Gedanken in 
Schriftwerken an die Welt fordert ein „Einkommen" von schon 
vorhandenen Produkten und ihr Aufgehen in die Person des 
Schriftstellers. Luther, der das Spirituelle und das Materielle 
gesund zu verknüpfen wusste, schreibt 1525 in einer Vorrede: 
„Was soll das sein, meine liebe Druckerherren, dass einer dem 
andern so öffentlich raubet und stiehlet das Seine, seid Ihr nun 



1) Was thun? spricht Zeus — die Welt ist weggegeben, 
Der Herbst, die Jagd, der Markt ist nicht mehr mein, 
Willst Du in meinem Himmel mit mir leben, 
So oft Du kommst, er soll Dir offen sein. 

Garn ähnlich U h 1 a n d in dem Lied : „Auf einen verhungerten Dichter" : 
„Der Frühling war Dein Leben, 
Die Blfithe war Dein Traum, 
Ein Anderer presst die Reben, 
Ein Anderer leert den Baum." 

„Du warst schon hier verkläret, 
Und wenig mehr als Geist, 
Nun bist Du heimgekehret, 
Wo man Ambrosia speist." 
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auch Strassenräuber und Diebe geworden ?" Weiter klagt Luther 
über Liederlichkeit der Nachdrücke und darüber, däss man ihm 
ein Manuskript vor der Vollendung gestohlen und gedruckt habe, 
und schliesst: .Es ist ja ein ungleich Ding, dass wir Arbeit und 
Kosten sollen darauf wenden, und Andere sollen den Genuss 
und wir den Schaden haben" '). Das „Rechtsbewusstsein des 
Volkes", worauf Jolly den Autorschuz gründet, widerstrebt 
wahrhaftig dem Leerausgehen der Autoren. Die Geltung und 
Anerkennung in der Welt ist wohl ein Theil des Lohnes grosser 
Autoren; man hat dies gegenüber den übertreibenden modernen 
Monopoltheorien, nachdrücklich zu betonen, wenn diese so gar oft 
mit dem Erlöschen des Erfindungsgeistes drohen. Allein genü- 
gend ist dieser spirituelle Lohn nicht. 

Die Autoren sind der Bedürfnissbefriedigung nicht enthoben, 
und müssen für dasjenige , was sie in die Masse der socialöko- 
nomischen Production einwerfen, auch einen materiellen Antheil 
bei der nationalen Einkommensvertheilung herausziehen. 

Von dieser irdischen Existenzbedingung kann sich der höchste 
Sonnenflug des Genius nicht emancipiren. Es lässt sich streiten, 
ob die Vergeltung in Form des zeitweiligen Monopols die beste 
Art der Vergütung sei, diese Frage haben wir demnächst zu er- 
ledigen. Dass überhaupt eine pecuniäre Vergeltung der Leistung 
des Autors stattfinde, ist eine unentfliehbare Notwendigkeit. 
Mindestens hat der Autor ein Anrecht, „Unterhalt und Ent- 
schädigung" zu finden 2 ). 

Die zwei denkbaren Fälle, in welchen der Autor den direc- 
ten Anspruch auf Vergeltung seiner Leistung aufgeben könnte: 
nämlich entweder eigener Vermögensbesiz, welcher die litterarisch- 
artistische Production wie ein unentgeltliches Ehrenamt auszu- 
üben gestattet, und zweitens die Sustentation durch Mäce- 
naten — diese beiden Formen des materiellen Unterhaltes der 
Autoren sind selbst nur indirecte Formen einer Vergeltung der 
Autordienste Seitens der bürgerlichen Gesellschaft. Der reiche 



1) Mitgetheilt bei Herum, die Ostreich. Pressgesezgeb. S. 47 f. 

2) Selbst Proudhon sagt schliesslich: Ce n'etl flu* ici le produil, 
qui tti vendu, achtle ; e'est V komme, qui est secouru, indem nisel 

20* 
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Autor zieht ein Zinseinkommen aus der nationalen Einkommens- 
verteilung, wovon er für seinen Autorberuf leben kann, und der 
Autor, welcher die Freigebigkeit eines reichen Litteratur- oder 
Kunstfreundes geniesst, empfängt aus der Hand des letzteren die 
Vergeltung der bürgerlichen Gesellschaft. 

Diese i n d i r e c t e n Formen der Vergeltung sind jedoch die 
denkbar schlechtesten. Die bürgerliche Gesellschaft würde bei 
dieser socialökonomischen Grundlage der Geistesproduction schlimm 
fahren. Es ist ja leichter, dass ein Kamel durch ein Nadelöhr 
geht, als dass ein Reicher tief ins Reich des Geistes eindringt, 
und Götterfunken vo m Himmel holt. Der grosse Sohn der reichen 
„Frau Rathin" in Frankfurt macht hievon eine .seltene Ausnahme. 
Die bahnbrechenden Genies in Litteratur, Kunst, Wissenschaft, 
Technik, sind seif made men, an deren Wiege meist die Armulh 
Kostgeberin ist. Auch das Maecenatenlhum kann keinen 
Ersaz bieten. Der Autorgünstling muss dem Privatinteresse und 
den Launen des Maecenas dienen, und in diesem Falle, wie im 
anderen, wo nur Reiche „Autoren" wären, stünde es schlimm 
mit der Vertretung der Interessen der Armen und Gedrückten im 
fortschreitenden socialen Culturprocess. Die Tüchtigkeit an sich, 
nicht in ihrer zufalligen Verbindung mit dem Reichthum oder mit 
der Gunst des Reichthums, muss der fortschreitenden geistigen 
Bildung des Gemeinwesens gesichert sein. Was auch die Maecenas u. 
Pollio, Medici, Ludwig XIV., Lord Halifax u. Lord Oxford, Ludwig I. von 
Bayern für Kunst und Wissenschaft gethan haben, und was Nach- 
eiferer, Könige oder Privatleute, noch thun mögen, es stünde 
schlimm um den Fortschritt der Menschheit, wenn die Autoren 
auf dieses Gnadenbrod angewiesen blieben, wenn sie nicht beim 
ganzen Publikum, dem sie dienen, unmittelbar die Vergeltung ihrer 
Dienste holen könnten. Macaul ay *) 'verurtheilt die Verwei- 
sung der Autoren auf die Gunst der Grossen in folgenden tref- 
fenden Worten: „Ich kann mir kein System denken, welches 
sicherer dazu führen würde, die Geister, welche von Natur zum 
Segen und zur Zierde des Menschengeschlechtes geschaffen sind, 
zum Scandal und zur Verpestung der bürgerlichen Gesellschaft 



1) Speeches, ed. Tauchn., I, 278. 
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dienen zu lassen." Was der Dichter vom Loose der Kunst *) ge- 
sagt hat, gilt noch mehr von denjenigen Producten, welche der 
Eitelkeit und den Vorurtheilen der Reichen und Mächtigen der 
Welt nicht schmeicheln, sondern ihnen entgegenzutreten sich be- 
rufen fühlen. Gerade eine zu spiritualistische Auffassung veran- 
lasst eine Knechtung und Corruption des geistigen Schaf- 
fens in der bürgerlichen Gesellschaft. „Grosse Männer, sagt 
Dryden, sind nicht Wachskerzen, dazu verdammt, sich aufzu- 
brauchen, um die Welt zu erleuchten". 

Hiernach gehen wir von dem Satze aus, dass die Leistungen 
der Autoren eine directe, den Unterhalt des Autorlebens minde- 
stens deckende Vergeltung Seitens der bürgerlichen Gesellschaft 
zu beanspruchen haben. 

Der Autorschuz wird demgemäss wenigstens nicht aus dem Ge- 
sichtspunkt der grundsäzlichen Verwerflichkeit des Geldlohnes 
für Autorwerk angefochten , und desshalb auch nicht blos im 
Masse dürftigen Unterhaltes zugewogen werden dürfen. Uebri- 
gens wird sich zeigen, dass das Autorrecht als Monopol nicht 
so sehr den sich selbst verewigenden klassischen und welt- 
umgestaltenden Leistungen, sondern mehr der gewöhnlichen 
publicistischen Production, der Ausmünzung der grossen Geistes- 
funde an die ganze bürgerliche Gesellschaft, der Ausprägung 
dieser Barren in Scheidemünze, den Impuls hinreichender Lohn-, 
Gewinn- und Rentenvergeltung zu geben hat. Es ist dazu ange- 
than, einem Industriezweig spiritueller Art, aber immerhin 
einem Industriezweig, die singulärer Weise fehlenden Voraus- 
sezungen des ökonomischen Erfolges zu sichern. Dies führt auf 
die verschiedenen möglichen Formen der Vergeltung der Auto- 
rendienste. 



Die Formen der Vergeltung im ökonomischen System der 
bürgerlichen Gesellschaft sind verschiedenartig: Bezahlung im 



1) Keines Medicäers Güte 

Lächelte der deutschen Kunst, 
Von dem grössten deutschen Sohne, 
Von des grossen Friedrichs Throne, 
Ging sie schutzlos, ungeehrt. 
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freien Tauschverkehr der Sachgüter und Dienstleistungen, — Ge- 
winn am Erlös, Lohn, Zins, — Ertrag aus dauerndem oder 
vorübergehendem Monopol, Gewinnbetheiligung durch Tantiemen, 
Vergeltung durch die Organe des Gemeinwesens, sei es durch 
fortlaufende öffentliche Besoldung und Pension oder durch Expro- 
priation oder durch einmalige Nationalbelohnung oder durch Aus- 
zeichnungen. 

Der Autorschuz wählt den Weg der Vergeltung durch Ein- 
räumung eines Monopols. Die bisherige Gesezgebung räumt dieses 
Monopol vorübergehend ein; dagegen verlangen die An- 
hänger eines „litterarisch-artistischen Eigenthums", welche nament- 
lich in Frankreich noch immer schwärmerisch auftreten *) und 
leztmals auf dem Brüsseler Kongress von 1858 ihre Sache mit 
grossem Eifer vertreten haben, ein immerwährendes Monopol 
unter dem Titel der Ewigkeit alles Eigentumsrechtes. 

Es erheben sich daher folgende Fragen: wesshalb und in 
wieweit ist eine ausreichende Vergeltung der Leistungen der Au- 
toren im Wege des gewöhnlichen freien Privatverkehrs nicht 
möglich ? Ist die Vergeltung durch ein vom Staat verliehenes 
Monopol die geeignetste unter den verschiedenen möglichen Arien 
öffentlicher Vergeltung? Ist ein zeitweiliges oder ein ewiges 
Monopol einzuräumen, wenn wirklich die Monopolverleihung als 
die empfehlenswertheste Vergeltungsweise aus umsichtigen Unter- 
suchungen sich herausstellen sollte ? 

Um diese Fragen zu beantworten, muss vor Allem der öko- 
nomische Charakter der Leistungen, welche von den 
Autoren in den Verkehr eingeworfen werden, festgestellt und 
untersucht werden, wesshalb die specifische Verkehrsnatur 
jener Leistungen einen hinreichenden Entgelt im Wege der ge- 
wöhnlichen Vergeltungsweise des freien Tauschverkehrs ausschliesst. 

Der Schriftsteller, Künstler, Componist, Erfinder ist ein Pro- 

1) Z. B. L ab oulay e , etudes nur la propriile litt. 185«; — das ge- 
meinsame Werk „de la propriete intelleeluelle par M. M. Fr. Passy, 
V. Modette, Paillotet avec prefaee de M. J. Simon 1859, — von Proudhon 
in unartiger Kritik „Komödie in drei Akten mit Prolog" genannt (Maj. 
litt. p. 4). 
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d u c e n t. Das Product , soweit es aus der Autorarbeit allein her- 
vorgeht, als Manuscript, Gemälde, Sculptur, Modell einer Erfindung, 
ist auch Eigenthum dieses „geistigen Producenten" , für welches 
der gewöhnliche Eigenlhumsschuz in vollem Masse einzutreten 
hat. Der Autor kann das Product, so lange er es nicht enläussert 
hat, nach Belieben beherrschen oder auch wieder vernichten. 

Die Schwierigkeilen der nationalökonomischen und juristischen 
Analyse des Autorrechtes beginnen erst von dem Punkte an, wo 
das Product des Autors durch Vervielfältigung in den all- 
gemeinen Verkehr eintritt und öffentlich wird, wo die 
Gewinnausbeutung des Geistes- und Kunstproductes oder der Er- 
findung durch Ausgestaltung in viele zum Absaz bestimmte Exem- 
plare beginnt. Diese vervielfältigende Ausbeutung, um sogleich 
einen Unterschied beider Arten des Autorschuzes anzudeuten, ist 
regelmässige Absicht der schriftstellerischen Production, keines- 
wegs ebenso allgemein Absicht der Kunstproduction, — ein unter- 
schiedliches Verhalten, aus welchem wir bei der besonderen Be- 
trachtung des artistischen Autorrechts Konsequenzen zu ziehen 
haben werden. 

Bei den durch Vervielfältigung auszubeutenden Schöpfungen 
der Litteratoren, Künstler und Erfinder tritt die Autorthätigkeit nur 
als ein Element der Production auf. Der Autor ist inner- 
halb der arbeitstheiligen Unternehmung nur eines 
von mehreren Organen der produetiven Gesammtthätigkeit: ähnlich 
dem Dessinateur einer Kattundruckerei, oder dem Modelleur einer 
Maschinenwerkstätte , nach der Qualität der Leistung höher, aber 
nach dem Plaz in der ökonomischen Productivorganisation nicht 
höher, als der erste Arbeiter einer Industrie- oder Handelsunterneh- 
mung steht. 

Der Autor ist ein qualificirter Lohnarbeiter, wenn ein Anderer, 
Verleger genannt, das Risico und die Leitung der Vervielfältigung 
der Autorschöpfung für den Verkehr übernimmt, oder er ist, wenn 
er sein Product in Selbstverlag und Selbstausbeutung nimmt, wie 
es viele Künstler und noch mehr Erfinder thun, Unternehmer, 
welcher sich einen Theil der produetiven Arbeit selbst leistet. 

Was also der Autor als Vergeltung seiner Autorleistung nach 
allgemeinen socialökonomischen Gesezen beanspruchen kann, be- 
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steht darin, dass ihm der Lohn eines qualificirten Arbeiters direct 
oder indirect (innerhalb des Unternehmergewinns) zu Theil werde. 
Unter allen juristischen Theorien des Autorschuzes ist diejenige 
Renouards die befriedigendste und förderlichste geworden, 
weil sie von den Faseleien über ein dem Grundeigentum ähnliches 
geistiges Eigenthumsrecht abging und den Anspruch des Autors 
als Lohn charakterisirte : „La place des auteurs, et c'est lä 
teure gloire, est ä la Ute de ceux , qui vivent en ^changeant 
leurs travaux et leurs Services conlre les objels materiels 
dont d'autres homtnes avaient la propriiti. II faut que ce 
travail, comme tout autre, recoive son salaire al ~). 

Die Vergeltung der dienenden Arbeit durch Lohn ist nun 
bald eine die Kosten der Arbeit oder den standesmässigen Unter- 
halt derselben deckende, also nationalökonomisch gesprochen ein 
„natürlicher" Lohn; — bald bleibt sie unter diesem Saze mit 
der Wirkung, von einer nicht genügend vergoltenen Arbeit ab- 
zuschrecken, — bald enthält sie einen ausserordentlichen Ueber- 
schuss über den natürlichen Lohn, Lohnrente. Alle drei 
Möglichkeiten sind im socialökonomischen System dem Ar- 
beiter gegenüber regelmässig vorhanden; auch in B e- 
ziehungaufdie Vergeltung der Autorenarbeit muss 
der Lohn function der Spiel räum dieser drei fachen 
Aeusserung gegeben sein. 

Aehnlich verhält es sich mit dem Unternehmergewinn: 
er ist bald durchschnittlich (natürlicher Gewinn), bald unter- 
durchschnittlich bis zu positivem Verlust, bald über durchschnittlich, 
in letzterem Falle eine Unternehinerrente bergend 2 ). 

Auf Lohn-, beziehungsweise Unternehmerrente, hat jeder 
ve rdienstliche Producent als solcher Anspruch, folglich auch 
jeder verdienstvolle Autor, Verleger u. Selbstverleger (Autor- Verle- 
ger). Freilich nur der verdienstvolle Autor ; denn die Lohn- und 
Unternehmerrente ist, wie alles Renteneinkommen, nicht im Lohn- 
und Gewinneinkommen jedes einzelnen Lohnarbeiters und Unter- 



1) 1. c. I, 460. 

2) Vergl. Abschn. IV. 
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nehmers, sondern nur Bestandteil im Lohn und Gewinn ein- 
zelner Lohnarbeiter und Unternehmer. 

Der Autor, — ist er überhaupt Producent von begehrten 
Diensten, — hat als geistiger Mitarbeiter eines Erwerbsgeschäftes 
auf gewöhnlichen Lohn, in besonderen Fällen auf Lohnrente An- 
spruch ; ist sein Product nicht begehrt, so soll er, wie jeder an- 
dere Producent, durch ungenügende Vergeltung von der Fortsezung 
der Production abgemahnt werden. 

Wir verlangen hienach für den Autor nur dasjenige Mass 
der Vergeltung, welches im socialökonomischen System die Regel 
bildet. 

Von diesem Ausgangspunkte aus ist dann erst die Frage 
aufzuwerfen und zu beantworten : Kann sich für den Autor die 
regelmässige Vergeltung im Gang des gewöhnlichen Tauschver- 
kehrs ebenso realisiren, wie sie sich für einen Buchhalter, Commis, 
Zeichner, Factor, Procuraführer ohne staatliches Zuthun realisirt? 

Ist diess zu verneinen , so muss jener Anspruch ausserhalb 
der gewöhnlichen Formen der tauschwirthschaftlichen Vergeltung 
stattfinden , es muss sonstwie die Möglichkeit der Vergeltung im 
Masse verdienten Lohneinkommens und verdienter etwaiger Lohn- 
rente geschaffen werden. Bei der Wahl des Monopolrechtes als 
Vergeltungsmittels wird aber als Mass festzuhalten sein , dass das 
Autorrecht zeitlich und räumlich in solchem Umfang 
eingeräumt werde, um den Bezug des verdienten 
Durchschnittlohnes und der e twaigen Lohnrente, 
sei es in Form des Monopolgewinns am Selbstverlag oder in 
Form der Lohnabfindung des Autors , oder in Form des Autoran- 
theils am Monopolgewinn des Verlegers, zu ermöglichen. 

Ehe wir nun untersuchen, ob und warum und bei welchen 
Autorleistungen der freie Tauschverkehr verdienten Lohn uud 
Lohnrente nicht zu realisiren gestatte, sind einige Zwischenbe- 
merkungen einzuschieben. 

Die erste dieser Zwischenbe merkungen wendet 
sich sogleich gegen die nationalökonomische und juristische Theo- 
rie des „geistigen Eigenthums". 
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Wenn man das berechtigte Vermögensinteresse des Autor- 
thums auf gerechte Vergeltung qualificirter Arbeit begrenzt, so 
ergiebt sich, dass der Autor, ebensowenig als andere Arbeiter, 
immerwährende Renten als Lohn beanspruchen kann. Was der 
Autor als solcher verlangen kann, ist Lohn und Lohnrente, be- 
ziehungsweise Unternehmergewinn und Gewinnrente. Lohn und 
Gewinn sind aber im gewöhnlichen System der socialökonomischen 
Vergeltung der Einzelleistungen einmalige, höchstens in eine be- 
schränkte Ratenzahl aufgelöste Einkommen, die Lohn- und Ge- 
winnrenten sind , wie wir gezeigt haben , sowohl potentiell als 
Möglichkeit wie als Wirklichkeit (aktuell) vorübergehende Er- 
scheinungen. Hiemit schon erweist sich die Analogie des 
Grundeigentums mit dem Autorrecht für eine nicht mit 
Bildern spielende nationalökonomische Analyse als unstichhaltig. 

Auch sonst hinkt dieses ökonomisch« Gleichniss auf allen 
Füssen. Gleichwohl spielt die Analogie des durch Arbeit geschaf- 
fenen ewigen, d. h. ewig rentirenden Grundeigentums in der 
Phantasie vieler, insbesondere französischer Juristen, aber auch 
in derjenigen einiger moderner Nationalökonomen — wir nennen 
Macleod, Passy, Max Wirth — eine grosse Rolle. Abbe" 
Pluquel, wenn wir recht wissen, war es, der diese Analogie 
zur Begründung des Autorrechtes zuerst benüzt hat. Er sagt, 
das Geistesprodukt sei, wie „ein Grundstück, ein Feld, ein Haus, 
das man bebaut und pflegt, welches Früchte trägt, und dessen 
Früchte man wie das Korn des Feldes verkauft" *). Diese Vor- 
stellung klingt fast bei allen Vertheidigern des litterarisch-artistischen 
Eigenthums wieder, bis zum Brüsseler Kongress über geistiges 
Eigenthumsrecht 1858 und bis auf das Wort Napoleon's III.: „Ich 
glaube, dass das geistige Werk ein Eigenthum sei, wie ein Grund- 
stück, wie ein Haus u. s. w." Passy und J. Simon 2 ) ge- 
brauchten 1858 dieselbe Vergleichung, um das geistige Eigenthum 
in der Pariser Oekonomistengesellschaft zu vertheidigen. Max 
W irth vergleicht das geistige Eigenthum mit dem durch Abteufung 
gewonnenen Bergwerkseigenthum. 



1) Lettre ä un ami sur les arr€ts du Conseil, 30. Aug. 1777. 

2) Romberg, congres de la proprUte* litte>aire, p. 268. 292. 
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Keine Autorität der Welt jedoch kann den nüchternen 
Blick darüber täuschen, dass der ökonomische Vorgang der Be- 
gründung des Grundeigenthums und der Grundrente nicht zur 
Rechtfertigung eines ewigen litterarischen Eigentumsrechtes an- 
wendbar ist. Es genüge, die Berufung auf dieses Gleichniss nur 
mit einigen der Einwendungen, welche sich dagegen erheben, zu 
widerlegen : 

a) Das „litterarisch - artistische Eigentumsrecht" ist auch 
so, wie es seine Anhänger auffassen, nicht die ab- 
schliessende Beherrschung einer bestimmten körperlichen Sache, 
wie sie im Grundeigenthum liegt, sondern die abschliessende 
Beherrschung eines Marktes in Beziehung auf den Absaz 
der eine bestimmte Idee verkörpernden Producte. Wirth's Be- 
hauptung gegen Macaulay, dass das Sacheigenthum ein „Natur- 
gesez" sei (1 , 345) beweist desshalb noch gar Nichts für ein 
sogenanntes „geistiges" Eigenthum. 

b) Die Idee, welche den Kern der Autorschöpfung ausmacht, 
wird und bleibt durch ihre Mitlheilung für die ausschliessende 
Appropriation des Autors verloren. 

Krause (Abriss des Naturr.) erkannte diess klar. 

Renouard 1 ) äussert schon 1838 Dasselbe, nur in der 
Weise des scharf scheidenden Juristen : „Ausschliesslichen Eigen- 
tümern die aneignungsfähigen Gegenstände zuzutheilen, — ist 
nothwendig, nüzlich und gerecht. Ausschliesslichen 
Eigenthümern nicht aneignungsfähige Gegenstände zutheilen, heisst 
die ganze Menschheit arm machen: darin liegt keine Not- 
wendigkeit, weil das Privatinteresse keine Sorge der Be- 
wachung und Bewahrung für solche Gegenstände hat, — keine 
Nüzlichkeit, weil ihr Werth nichts verliert, indem 
sie von Allen benüzt und ausgebeutet werden, — 
wohl aber Ungerechtigkeit, da jeder Mensch auf die ohne 
Rechtsverlezung eines Andern aneignungsfähigen Dinge ein Recht 
hat. Es ist eine unerträgliche Anmassung, wenn Einer allein das 
sich aneignen will, was Jeder ohne Beeinträchtigung des vollen 
Genusses durch Andere selbst voll und ganz gemessen kann." 

1) l. c. 447. 
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Diese Beobachtungen sind unbestreitbar wahr, und sie werden 
auch nicht entkräftet durch den Versuch Macleod's 1 ), Du- 
n o y e r's 2 ) und Andrer, zwischen reiner Idee, Princip, Wahrheit 
und der vom Autor vorbildlich geschaffenen individuellen 
Form der Idee zu unterscheiden, jene zwar zum Gemeingut, 
diese dagegen zum Inhalt eines ausschliessenden und dauernden 
geistigen Eigcnthums zu erklären; denn erstens treten ewige 
Ideen und Principien im Bewusstsein der Menschen und in ihrem 
geistigen Verkehr nur als individuell ausgestaltete, beziehungs- 
weise geformte „Anschauungen" auf, der Name Idee (eldog') kenn- 
zeichnet diess, und zweitens ist nach erfolgter Mittheilung an der 
individuellen Idee schlechterdings ein individuelles Eigenthum nicht 
mehr möglich. Renouard nennt sich daher mit Recht Anhänger 
des strengsten Gigenthums an Sachen, aber communiste en fait 
d'idee. 

c) Einmal gestaltet, bleibt die Idee ohne weiteres Zu- 
t"hun der allgemeinen Weiterbenuzung erhalten, während Grund 
und Boden nach unserer ausführlichen Darstellung in Abschnitt VII. 
Gegenstand stets sich erneuernder Thätigkeit wird. 

Nur der leztgenannte Umstand rechtfertigt aber, wie in dem 
genannten Abschnitt nachgewiesen ist, das dauernde Grundeigen- 
Ihum und den dauernden Bezug der Grundrente gegen die An- 
fechtungen, welchen gerade das Grundeigenthum 
und die Grundrente in unserem Jahrhundert von vielen 
Seilen her unterworfen gewesen sind. 

Max Wirth's Vergleichung *) der Beschränkung des Ideen- 
eigenthums mit der Aufforderung an einen Bergwerksbesizer dahin 
lautend : „Lass nun einen Andern graben" — passt desshalb nicht, 
weil das Geistesprodukt ein für allemal aus der verschlossenen in 
die bekannte Ideenwelt übergeführt und eine erneute Bearbeitung 
nicht erforderlich ist, wie bei Grundeigenthum. Aus demselben 
Grund ist die Widerlegung der Denkschrift der deutschen 
Schriftstellerversammlung (25. Aug. 1865) nichtssagend; 



1) Elements of pol. econ. 

2) S. Romberg, 1. cit. p. 283. 
31 Nat.-Oek. I, 340 ff. 
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denn wenn es hier heisst, auch das ewige Couponabschneiden 
mache keine Mühe, so ist erstens zu bemerken, dass die Capital- 
anlage fortgesezte Fürsorge und Spekulation erfordert, und zwei- 
tens, dass ewige Zinsrenten eine zweifelhafte Berechtigung haben 
und in verschiedenen deutschen Ablösungsgesezen wirklich ver- 
boten sind 1 ). 

Eine zweiteZwischenbemerkung, welche an dieser 
Stelle einzuschalten ist , betrifft die Zusammengehörigkeit 
des Autor- und des Verlegerinteresses bei allen 
Schöpfungen, welche durch Vervielfältigung, mit der Absicht des 
Gewinnes, in den Verkehr geworfen werden ; von solchen, — 
nicht von Manuscripten für sich, nicht von blossen Modellen der 
Kunst und der Erfindung , — handelt es sich ja bei der Frage 
des Autorenschuzes. Unter Verlegern verstehen wir hiebei im 
weiteren Sinn die Unternehmer, welche irgend eine Schöpfung 
des Geistes, Erfindungen und Kunstwerke wie Schriftwerke, durch 
Vervielfältigung mittelst ihres Kapitals ausbeuten ; hiebei kann der 
Autor selbst zugleich Verleger sein und ist es in Ausbeutung von 
Erfindungen auch wirklich sehr häufig. 

Wo das Geistesproduct durch Vermittlung des Unternehmungs- 
capitals dem Publikum zukommt und seine Verwerthung vollzieht, 
hat auch der Unternehmer den vollbegründeten Anspruch, dass er 
verdienten Unternehmergewinn und Unternehmer- 
rente 2 ) beziehen könne. Und wenn nach der besonderen 
Natur der auf Vervielfältigung sogenannter Geisteswerke aus- 
gehenden Unternehmungen die Möglichkeit des Unternehmerge- 
winnes und der Unternehmerrente im ordentlichen Wege des der 
freien Concurrenz unterworfenen freien Verkehrs ausgeschlossen 
sein sollte, wenn also ausserordentlicher Weise eine besondere 
Form der Vergeltung, etwa das den positiven Autorrechten jezt zu 
Grund liegende Monopolprinzip, zur Anwendung zu bringen wäre, s 
hat dieser Vergeltungsmodus nicht blos Lohn und 
Lohnrente des Autors, sondern auch Gewinn und 
Gewinnrente des Verlagscapitals zu ermöglichen. 

1) Vergl. auch Lavergn e Peguilhen, Gesellsch. Wissensch. 

2) lieber den Begriff der Unternehmerrente s. oben Abschn. IV. 
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Das Motiv des Verlegerschuzes kann- hienach entweder ein 
selbstständiges sein, aus einer eigentümlichen Verkehrs- 
stellung der Verlagsgeschäfte geschöpft, oder kann es nur als 
auf den Verleger übertragen betrachtet werden. 

Die U ebertragung des Schuzes auf den Verleger ist be- 
gründet, wenn nur hiedurch das Verlagscapital in den Stand gesezt 
wird, im Honorar den Autoren Lohn, beziehungsweise Lohnrente 
auszubezahlen ; ohne Verlegermonopol würden in diesem Falle die 
Nachdrucker der Kosten des Autorlohns ledig, als Concurrenten 
würden sie in günstigerer Lage sein, als der Originalverleger, 
oder müsste der leztere den Autor unbelohnt oder schlechtbelohnt 
stehen lassen. 

Es wäre jedoch denkbar, dass der Verleger nach den beson- 
deren Verhältnissen der Verlegerfunktion auch von sich aus schuz- 
bedürftig wäre. In der That stehen ihm die Nachdrucker mit einem 
schlagfertigen Apparat und mit der Fähigkeit sofortiger Nach- 
ahmung in einer das ganze Publikum versorgenden Auflagengrösse 
gegenüber; die Nachahmung anderer Produkte ist im Allgemeinen 
schwieriger, der von selbst gegebene Spielraum der Marktpriorität 
ist für die Originalunternehmer der nichtpublicistischen Production 
ein grösserer. Doch würden diese Verhältnisse den Gewinn- und 
Gewinnrentenschuz für den Verleger schwerlich rechtfertigen. Der 
Monopolschuz für die Verlegef ist und bleibt in der Hauptsache 
durch die Rücksicht auf Vergeltung der Autorenarbeit begründet, 
er ist hieraus abgeleitet. Dieses abgeleitete Motiv des Ver- 
legerschuzes deckt jedenfalls mehr, als genügt, das etwaige selbst- 
ständige Anrecht der Verlegerindustrie auf Monopolschuz. I n 
ersterLinie istsomit d e r Verleger um d es Autors 
willen zu schüzen. 

Die beliebte Spaltung und Verhezung zwischen Kapital und 
Arbeit ist also auch hier, wenigstens im Allgemeinen, nicht 
gerechtfertigt. Indem der publicistische Verkehr in Geistesproducten 
mit dem Publikum in untrennbarer Verbindung der Autorenarbeit 
mit dem Verlegercapital erfolgt, sind auch hinsichtlich der durch 
Monopolschuz statuirten singulären Vergeltungsweise beiderlei In- 
teressen solidarisch. Das Verlegercapital macht, wie alles 
Capital, den Zahlmeister der bürgerlichen Gesellschaft gegenüber 
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der Arbeit, noch ehe die Effecte der letzteren zu Erlösen aus dem 
Absaz an das Publikum sich gestaltet haben '). Das Kapital geht 
im Verlagsvertrag einen contractu» aleee mit dem Autor ein, wagt 
bei vielen Werken viel mit allen Herstellungskosten, jedenfalls 
mit demjenigen Kostenbestandlheil , welcher aus der Lohnzahlung 
an den Autor erwächst und soferne ein solcher Kostenbestandlheil 
fest zu bezahlen ist. Dieser leztere Kostenbestandlheil würde 
dem Verlagscapital häufig verloren gehen, wenn die sofortige reine 
Nachahmung statthaft wäre. 

Ohne Schuz des Autorrechtes zu Gunsten auch des Verlegers 
als Rechtsnachfolgers des Autors würde also auch die Autorenwelt 
nothleiden. 

Sehr häufig wirkt der Verleger A n s t o s s gebend zur Ent- 
stehung von geistigen Produkten mit. Er kennt das Publikum, 
sein Bedürfniss und seinen Geschmack und veranlasst ein Werk. 
Man lese im Briefwechsel Schillers und Göthe's, zu welch be- 
deutenden Arbeiten unserer ersten Klassiker indirect der Buch- 
händler Cotta den Anstoss gegeben hat. Und insoferne diess zu- 
trifft, verdient der Verleger als ökonomischer Mitschöpfer einen 
Schuz ; denn auch für ihn trifft die Berechtigung zu einer Prämie 
für die veranlassten oder unterstüzten besten Werke zu, wie für 
irgend einen den Fortschritt anbahnenden Kaufmann. Die ver- 
diente Prämie würde aber ohne Autorschuz auch für den Verleger 
wegen sofortiger Nachahmbarkeit der Verlagsartikel gefährdet sein. 

Dem Publikum gegenüber und in Beziehung auf die singularen 
Gründe des singularen Rechtsinstitutes ausschliessender Verlagsrechte 
stehen also Autoren- und Verlegerinteressen solidarisch da. 

Freilich ist erst neuestens wieder darüber geklagt worden, 
dass der Verleger den Autor theils zum Sklaven des herrschenden 
Zeitgeschmackes, theils zu seinem Leibeigenen mache, indem er 
nur die marktläufigen Produkte verlege und die Früchte des Au- 
torenschuzes dem Urheber fast ganz entziehe. Diese Auflassung 
findet sich z. B. in der Arbeit Wrangell's, indem dieselbe 



1) Vergl. aber diese wichtige Function des Capitata mein „gesellsch. 
System" etc. §§. 18, 44, 48, 87, 107 ff. §. 130. 
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einigen nationalökonomischen Irrlichtern ans Carey's Kapitel über 
den Unterschied des Handels und des Verkehrs nachgeht. 

In dem Verhältniss zwischen Beiden ist, wir geben diess 
zu, sicherlich nicht Alles so bestellt, wie es bestellt sein sollte, 
und die Ausbeutung der Arbeit durch das Kapital mag nirgends 
widerlicher sein, als wo tüchtige Geistesarbeit Ausbeutungsobjekt 
ist. Geistreich ist diess ausgedrückt von Wrangeil: »Es giebl 
kein Gebiet, in welchem der Gegensaz zwischen Kapital und Arbeit 
ohnmächtiger, und zwar nicht bloss in ökonomischer, sondern in 
allen Beziehungen ohnmächtiger wäre, als in diesem die äussersten 
Gegensäze der Maschinen- und der Gehirnthätigkeit umschliessenden 
Bereiche" '). Schäden, welche in dem heutigen Verhältnisse von 
Arbeit und Kapital im Allgemeinen noch obschweben, müssen eben 
im Einzelnen auch zwischen Autoren und Verlegern vorkommen. 

Man will von Seite des Verlegers den Autoren Einfluss auf 
die Feststellung des Preises versagen. Praktisch ausreichende 
Garantieen und Controlen gegen Ueberschreitung der Zahl der 
Auflage sind nicht gegeben. Durch die Stipulation der Bedingungen 
der ersten Auflage für alle folgenden, obgleich bei ferneren Auf- 
lagen das bei der ersten reichlich berechnete Risico nicht mehr 
oder nicht entfernt so stark wiederkehrt, — findet wohl häufig 
eine laesio enormis der Autoren statt. 

Das sollte besser werden. Für die Besserung erwarten wir 
jedoch mehr von der Energie sich selbst achtender Autoren, welche 
auch bei weiteren Auflagen ihre eigenthUmlichen Verteidigungs- 
waffen ansezen können, von der Verbreitung ökonomischer Ein- 
sicht unter der Schriftstellerwelt, so dass die sich so wohlfeil 
verkaufende Autoreneitelkeit ökonomische Nüchternheit sich an- 
eignet, ferner und am meisten von der verstärkten Gon- 
currenz der wachsenden Verlagscapitalien um 
die guten Werke, von der Arbeitstheilung im Verlagshandel, 
wodurch concurrirende Verleger von Anfang an eine richtigere 
Werthschäzung über Bedeutung und Zukunft eines Produktes gewin- 
nen. Weniger hoffe ich von genossenschaftlicher Litterarproduction 

1) 1. c. S. 88. 
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und den librairies sociales Louis Blanc's ; aleatorische Unter- 
nehmungen eignen sich wenig für genossenschaftliches Kapital. 

Bei aller Empfindlichkeit für die missliche Lage mancher geistigen 
Arbeitskräfte gegenüber dem Verlagskapital darf aber andrerseits 
die Ziellosigkeit vieler Klagen gegen das Verlagscapital nicht ge- 
läugnet werden. 

Das Risico an vielen Verlagsartikeln ist ein sehr grosses. 
Die alleinige Uebernahme desselben durch das Verlegerkapital, 
unter Abfindung des Autors mit fixem Lohn (Honorar), verlangt die 
Einrechnung einer starken Risicoprämie ')• Wie wenige Autoren 
werden nicht, selbst wenn sie vermüglich genug sind, um warten 
zu können, das sofortige fixe Honorar, welches hier wie überall 
vom „Kapital" gegeben wird, der haibtheiligen spateren Gewinnver- 
rechnung mit dem Verleger vorziehen! Die Unbeliebtheit des 
Selbst Verlages braucht nur erwähnt zu werden. 

Wenn sodann der Verleger mit dem Geschmack des 
Publikums rechnet, so unterwirft er damit allerdings sich und 
indirect auch den Autor dem Dienste des Publikums. Diess ist 
jedoch ein ganz normales socialökonomisches Verhältniss, das für 
die Befriedigung der Bedürfnisse des Geistes ebenso wie für die 
Befriedigung der Bedürfnisse des Leibes gelten muss. Auch der 
originellste Autor muss in und mit seiner Zeit leben, auf ihren 
Charakter reflectiren, wenn er überhaupt auf sie wirken will. Es 
bleibt ihm, ist er einmal bekannt , Spielraum genug , die Zeitge- 
nossen nach sich zu ziehen und zu bilden. 

Das Verlegerkapital und sein Gewinnstreben bindet die Au- 
torenwelt an das Publikum. Diese Unterwerfung der geistigen 
Arbeit unter die Herrschaft des socialen Bedürfnisses ist im All- 
gemeinen unentbehrlich und wohlthätig. Im Einzelnen freilich 
kann der Geschmack des Publikums verfehlt sein; er ist aber bei 
sonst normaler Culturentwicklung der Verbesserung fähig. Die 
Verleger zahlen auch diejenigen geistigen Kräfte, welche der Ver- 
besserung Bahn zu brechen vermögen. Und dann ist es, da hiezu 



1) Die Behauptung von Perthes (erwähnt von Röscher), dass im 
Verlagshandel im Ganzen mehr gewonnen als verloren werde, bleibe aU 
sehr zweifelhaft dahingestellt. 

Zeitschrift f. Stautsw. 1867. II. Heft. 21 
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Zeit und Wagnis« und besondere Einsicht erforderlich sind , erst 
recht nothwendig, durch temporären Autorenschuz während lang- 
samen Durchdringens der guten Novitäten eine Rente und an- 
ständiges Autorhonorar zu ermöglichen. 

Mit Nichten würde sich daher durch die Berufung auf die Aus- 
beutung der Autoren durch die Verleger und auf die angeblich 
vom Verlagskapital vermittelte Knechtschaft der geistigen Arbeits- 
kräfte gegen den Zeitgeschmack eine Rechtfertigung dafür finden 
lassen, dass principielle Anhänger des „geistigen Eigenthums" die 
aus diesem Princip sich ergebende Konsequenz ewigen und 
überalligen Autorenschuzes principwidrig wieder fallen lassen. 
Diese Inkonsequenz findet sich bei W r a n g e 1 1. Ehe das formale 
Recht der Autoren, sagt er, zu einem wirklich ausübbaren ge- 
macht sei, dürfe man die principiell richtige Allgemeinheit des 
Autorschuzes in der Zeit (Ewigkeit) und im Raum (internationale 
Schuzverträge) politisch nicht zulassen, da sonst das Kapital die 
Arbeit auch da um ein Spottgeld auskaufe '). Uns wird sich die 
zeitliche und räumliche Beschränkung des Autorenschuzes p ri n- 
cipiell ergeben. 

Aus der ganz kurzen Ausführung, wie sie vorstehend gegeben 
ist, dürfte hervorgehen, dass aus den angeblichen oder wirklichen 
Missverhältnissen in der Ertragstheilung zwischen geistigen Lohn- 
arbeiten und dem Verlegerkapital für den Autorenschuz und seine 
Begrenzung lediglich Nichts abgeleitet werden kann. Der Au- 
torenschuz, nach dem Princip normaler Lohn- und Lohnrenten- 
function künstlich ausgemessen und ins Einzelne durchgebildet, 
ist gerade dann nöthig, wenn die Verhältnisse zwischen Arbeit 
und Kapital auf dem Gebiet publicistischer Verwerthung geistiger 
Erzeugnisse die denkbar besten wären und damit sie die denkbar 
besten werden können. 



Wir haben an das nun festgestellte Verhältniss zwischen Au- 
toren und Yerlegercapital sogleich einige weitere kritische Exkurse 

anzuschliessen. 



1) 1. c. p. 86 ff. 
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1) Durch Vermittlung des Verlegers,, sahen wir, bezieht der 
Autor Lohn und Lohnrente, wie jeder Arbeiter sie durch Vermittlung 
des Unternehmercapitals bezieht. Hiedurch charakterisirt sich das 
Autorrecht, durch welches der litterarisch-artistische Unternehmer 
erst in den Stand gesezt wird, als das Organ der Lohn- und 
Lohnrentenfunction aufzutreten, als künstliches Surrogat der nor- 
malen socialökonomischen Lohn- und Lohnrentenfunction. Lohn, 
— diess tritt nun von einer neuen Seite ins Licht — nicht Ewig- 
rente ist es, was der Autorenschuz sichern soll. Alle Versuche, 
das Autorrecht als ein Zinsverhältniss oder als eine Grundrenten - 
analogie zu konstruiren, sind verfehlt. 

Macleod's Anschauung, welche das Honorar als Capital- 
werth einer Ewigrente ansieht und hieraus für dauernden Autor- 
schuz argumentirt, würde unbegreiflich sein, wenn dieser Schrift- 
steller nicht die Sucht hätte , möglichst viele ökonomische Werthe 
in unendliche Reihen successiver Renten aufzulösen, gleichsam zu 
diüerenziiren. Und doch beweist selbst Macleod's Anschauung, 
dass der Autorschuz, je länger er währt, desto weniger dem Autor 
zu gut kommt; denn der Vorausbezahlungswerth späterer 
Renten , present value of future payments nach Macleod's Ter- 
minologie, wird um so kleiner, je später die künftige Zahlung 
erfolgt, und nach der Zinsauszinsrechnung discontirt verschwindet 
er sogar bald 1 ). 

Das Verlegercapital wird durch den Monopolschuz in den 
Stand gesezt, die Autorarbeit zu belohnen, kraft derselben Funktion, 
vermöge welcher überhaupt das Untcrnehmungscapital den General- 
zahlmeister der späteren Consumenten gegen die Urheber vorge- 
thaner Arbeitseffecte , vermöge welcher es den allgemeinen Vor- 
schussgeber und A versal abfinder macht. Es heisst desshalb 
die einfachsten Dinge auf den Kopf stellen, wenn man mit R i c h t e r *) 



1) Elements (1858) 119—125. — Ist vielleicht die unten beurtheilte 
Rieht er' sehe Theorie mit Macleod's Werk in Zusammenhang zu bringen? 
— Die Subsumtion der Autorleistung unter den Begriff des Leihkapitals 
hat Proudhon, maj. litt. I., J. 8 gut persiflirt, i.Th. auch in nüchternen 
nationalökon. Erörterungen widerlegt. 

2) „Karl Richter, Kunst und Wissenschaft und ihre Rechte im Staat" 
1863, S. 155 ff. 

21* 
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die Autorleistung als Entausserung und Consumtion eines „gei- 
stigen Capital s" ansieht und den successiven Absaz geinein- 
samer Producte des Autors und Verlegers als eine „nicht in 
einem Gesammtpreise", sondern „nach und nach" stattfindende 
Vergeltung , gleichsam als Zahlung eines „Zinses ansieht , der 
die Eigenschaft hat, nach einer gewissen Zeit das (geistige) Capital 
(des Autors) wieder zu erzeugen". Diese Verzerrung der ein- 
fachsten Verhältnisse durch unklar angewandte ökonomische 
Kategorien führt den Verfasser zu der unten erörterten miss- 
glückten „K a p i t a 1 s t h e o r i e" *) über die Frist des Autorschuzes. 
Kann dem klaren Blick entgehen, dass das im Autorrecht über- 
tragene Monopol nur dem Verleger successiv das Capital, 
darunter die fixe Honorarauslage ersezt, beziehungs- 
weise zu Gewinn und zu Unternehmerrente vermehrt!? 

2) Der Autorschuz, so fand sich, hat die sociaiökonomische 
Lohnfunclion künstlich zu decken. In der That ist die feste Ab- 
findung gegen Lohn, d. h. gegen den geistigen Arbeitslohn des 
sogenannten Honorars, die Regel. Schon Fichte hat desshalb 
nationalökonomisch einen richtigeren Weg eingeschlagen, wenn 
er den Verlagsvertrag als N i e s s braucherwerb , als Erwerb von 
Nuzungen bezeichnet, nicht aber eine Uebertragung von Ge- 
dankeneigenthum , welches nur durch selbstthätiges Studium er- 
worben werden könne, in demselben erkennen will 2 ). Der Autor 
tritt mit dem Verleger nicht in einen Vertrag auf gemeinsame 
Gewinn- und Verlustgefahr, sondern lässt sich durch das Unter- 
nehmerkapital einen bestimmten Lohn zusichern. Andere Formen 
der Ertragsvertheilung zwischen Autor und Verleger kommen vor, 
sind jedoch selten. Vielmehr fungirt das Verlegerkapital, wie 
sonst das Unternehmungskapital, als Organ des Lohnvorschusses. 

Anders gestaltet sich allerdings das Autorrecht des dra- 
matischen Dichters in der Ausbeutung gegenüber öffent- 
lichen Ausführungen. Dieses Autorrecht wird durch Tan- 
tiemen an der Theaterkasseneinnahme für die Autoren praktisch. 



1) 1. c. S. 212 von Richter selbst so genannt. 

2) Berl. Hon. Sehr. 1793, Maiheft, S. 443 ff., cf. darum, die östr. 
Pressgeseig. S. 14. 
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Die Ausnahme der Tantiemenvergeltung dramatischer Dich- 
tungen ist jedoch eine jener Ausnahmen , welche die Regel be- 
stätigen. Das Autorrecht dramatischer Dichter gegen unbefugte 
Aufführungen kann nämlich nicht an Einen Unternehmer als 
alleinigen Vervielfältiger und Händler voraus verkauft werden; 
denn die dramatische Dichtung in ihrer Vervielfältigung durch 
die dramatische Kunst unterscheidet sich von der p u b 1 i- 
cistischen Verwerthung der Schriftwerke und des dramatischen 
Gedichtes selbst als Druckwerkes wesentlich dadurch, dass nicht ein 
und dasselbe Unternehmerkapital alle Vervielfältigungen vornimmt 
und monopolistisch absezl. Vielmehr geschieht die Vervielfältigung 
durch verschiedene Theaterkapitale, durch jedes 
einmal oder in aufeinander folgenden Aufführungen mehrmals. 
Mangels Eines ausschliesslichen Verlegers, Eines Organs zur Ver- 
werthung des Monopols, kann hier auch nicht der Autor mit Einer 
Summe aus Einer Hand gelohnt werden, sondern nur aus der 
Hand mehrerer Theaterunternehmen nach der Reihenfolge und nach 
der Oertlichkeit der Aufführung. Diess erfolgt durch Procentbe- 
theiligung am Gewinn jeder einzelnen Vervielfältigung, durch Tan- 
tieme an der Kasseneinnahme jeder Auffuhrung. Die eigentüm- 
lichen Voraussetzungen, unter welchen dramatische Werke durch 
das Theaterkapital in Aufführungen Verwerthung finden, bilden 
hienach — neben der Noth wendigkeit freier Regie-Ge- 
staltung der Dramen für die Bühne — ') den eigentlichen 
Erklärungsgrund des Tantiemensystems als specifischer 
Form der Vergeltung dramatischer Schöpfungen. Es ist daher 
nationalökonomisch nicht richtig gedacht, wenn die Tantiemen- 
vergeltung dramatischer Werke darauf zurückgeführt werden will, 
dass zur Geistesthat des Dichters noch die Kunstschöpfung des 
Schauspielers und Sängers hinzutrete, ehe die erstere verkehrs- 
fähig werde. Richter versucht diese Erklärung, indem er sagt: 
„Sobald der Verfasser eines Werkes dasselbe zu einer Unter- 
nehmung benuzt oder benuzen lässt, so treten in diese Unter- 
nehmung solche Kräfte ein, die durch ihre Thätigkeit entweder 
gleich werthvoll neben dem geistigen Schaffen stehen oder sogar 



i) Vergl. Richter 1. c. p. 186. 
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ein Ueberge wicht über dasselbe erhalten ; vor Allem doch , dass 
eben erst durch diese andern Kräfte eine Verwerthung erzielt 
werden kann. Nirgends tritt diess mehr hervor, als bei der Auf- 
führung und Darstellung durch die Bühne und durch andere Kräfte. 
Diese Kräfte selbst sind wieder künstlerische, sei es, dass sie 
sich in den lebendigen plastischen Künsten, Tanz- und Schauspiel- 
kunst, für das Auge, sei es, dass sie sich durch die Kunst der 
Instrumentalmusik oder der menschlichen Stimme für das Ohr dar- 
stellen. Es erscheinen somit neben dem Schöpfer des dramatischen 
oder musikalischen Schriftwerkes noch andere Personen bei der 
Darstellung derselben als Theilnehmer des Erfolges oder der Ver- 
werthung, und somit als Berechtigte für einen Antheil desselben. 
Die dabei verwendeten Entstehungskoslen sind dem ganzen 
Unternehmen gemein, sie werden daher von der Summe, 
welche den Erfolg konstatirt, vorweg abgezogen werden müssen. 
Der dabei zurückbleibende Ertrag ist der Preisausdruck der bei 
dem Unternehmen verwendeten Arbeit. Und der Antheil an der 
Arbeit in seiner Darstellung in Werthen oder Gütern ist die 
Tantieme. Sie hat aber nur dem Schriftsteller gegenüber ihren 
reinen Charakter, denn bei den Darstellern sammelt sich dieselbe 
und erscheint als Gehalt, bei dem Leiter der ganzen Unternehmung 
ausser dem Verdienst auch noch als Ueberschuss, da nur er das 
ganze Risiko trägt, der Schriftsteller aber empfängt seinen jedes- 
maligen Antheil." (S. 165.) 

Eigentlich ist in den lezten Säzen die vorangegangene Er- 
klärung des Tantiemensystems für dramatische Werke von Richter 
selbst wieder negirt; denn hienach stellt sich ja die Vergeltung 
der Bühnen leistungen aller Art abgesondert von der Ver- 
geltung der Dichtung dar. Die Mitwirkung anderer Kräfte, 
Künste und Kapitale : der Redakteure, Correctoren, Sezer, Drucker, 
des Kunstwerkes der Druckerpresse u. s. w., ist ja auch für das 
Schriftwerk nöthig, damit es als Druckwerk, — für das Bildwerk, 
damit es als Kopie in den publicistischen Verkehr eintreten könne. 
Das Unterscheidende dagegen ist, dass die Verwerthung auf der 
Bühne durch getrennte Unternehmungskapitale an verschiedenen 
Orten und zu verschiedenen Zeiten stattfindet. Besässe Ein Kapi- 
talist, etwa der Staat, alle Theater, so könnte auch der dramatische 



Die ausschliessenden „Verhältnisse". 321 

Dichter in Einer festen einmaligen Summe bezahlt werden, und 
der Dichter würde diess in der Regel ebenso vorziehen, wie der 
Schriftsteller die feste Vergeltung durch Auflagenhonorar vorzieht. 

Warum aber überhaupt ein Aufführungsschuz ? Des Zusammen- 
hangs wegen beantworten wir diese Frage vorgreiflich schon hier. 

Dass überhaupt ein Aufführungsschuz gewährt wird, hat 
seinen guten Grund. Durch weitere Abschriften Einer ersten 
Copie und durch die erste öffentliche Aufführung geht ein na- 
türlicher Spielraum prioritätischer Ausbeutung für den Autor und 
für das erst aufführende Theater verloren. Das dramatische Werk 
als Gegenstand der öffentlichen Aufführung trägt hiemit alle Ver- 
kehrseigenschaften publicistischer Druck- und Kunstwerke 
an sich. 

Die Vervielfältigung aber im Druck ist nicht lohnend ge- 
nug, um den Aufführungsschuz entbehrlich zu machen. Wir 
können in diesem Punkt den Bemerkungen Richters beistim- 
men, bis etwa ein Sachverständiger das Tatsächliche seiner Be- 
merkungen anfechten und nachweisen wird, dass die Dramen 
schon als Mlteraturdramen regelmässig rentiren. Richter sagt '): 
»Für dramatische Schriftwerke — und ihnen stehen die musi- 
kalischen Werke zumeist gleich — hat die Gegenwart vor allem 
ein neues Gebiet eröffnet, auf welchem sowohl die Verwerthung, 
als auch die Verbreitung derselben am besten und am wirksamsten 
erzielt werden kann. Dieses Gebiet ist durch die öffentliche Bühne 
geschaffen worden und durch das allgemeine Bedürfniss nach 
sichtbarer Darstellung der dramatischen Dichtungen, welches so 
überwiegend ist, dass, wie ein neuerer Schriftsteller *) sagt, die 
sogenannten Litteraturdramen ihren Zweck und ihre Bestimmung 
gar nicht mehr erreichen. Ein dramatisches Werk ist für die 
Aufführung bestimmt und soll nur für sie berechnet werden. Nur 
durch sie erreichen die Schriftsteller einen Ersaz ihrer Arbeit und 
ihres verwendeten geistigen Kapitals, nur durch sie ist das Recht 
der Idee auf Verbreitung und Wirkung gesichert. Die grosse 
Strömung unserer Zeit, die hohen Forderungen, welche sie an die 



1) 1. c. p. 181 ff. 

2) Die Technik des Drama's von Gustav Freitag, Leipzig 1863. 



322 Die ausschließenden „ Verhältnisse". 

Menschen stellt, das schnelle Leben der Menschen in ihr machen 
es unmöglich, dass man viel oder alles lese. Die Mittel dieser 
grossen Zeit und die Kühnheit, mit der sie den Verkehrsinteressen 
dieses Lebens genügt, machen es aber möglich, dass man viel, 
fast alles, sehen und hören kann. Nirgends hat sich der Geist 
der Zeit mehr geltend gemacht als in der Litteratur, und hier 
wieder vor Allem in der dramatischen. Die Litteraturdramen er- 
scheinen und verschwinden, nur einem kleinen Kreise werden sie 
zugänglich, nur wenige suchen und finden Befriedigung in ihnen. 
Der dramatische Schriftsteller, der schreibt, um gelesen zu werden, 
findet nur selten die Genugthuung, seine Ideen in das Herz des 
Menschen zu legen und den Samen des Besseren und Schönen 
auszustreuen ; nur selten erreicht er seine Absicht , durch seine 
Arbeit einen Lohn, eine Verwerthung zu erzielen, welche die Mühe 
der Arbeit versüsst und in den Mitteln zu einem Genüsse ihm 
selbst wieder neuen Muth und frische Kraft verleiht. Man sagt 
so oft, unsere Zeit wäre die Zeit des Romanes und darum lese 
man in dieser Zeit keine dramatischen Werke. Wir halten diese 
Anschauung für eine Thorheit, hervorgegangen aus einer ober- 
flächlichen Kenntniss der Gegenwart und der Elemente,. welche 
diese Zeit bewegen. Wie sollte eine Zeit, welche so viel Thaten 
erzeugt, so schnell und rüstig arbeitet und schafft, unempfänglich 
sein für die Thaten, welche der Geist dichtet, denkt und gestaltet ; 
wie sollte diese Zeit kein Verständniss haben für Thaten und 
Handlungen, welche sie wieder sieht, welche ihr die Phantasie 
eines Dichters vorführt und von welchen sie durch das Studium 
der Geschichte, welche nie so eifrig betrieben wurde, als gerade 
in der Gegenwart, weiss, — dass sie einst waren und vollendet 
wurden? Diese Zeit hat eben nicht Zeit genug zu lesen, denn 
sie lebt und will leben; diese Zeit sieht und will sehen. Und 
spricht dafür nicht die Erfahrung? Wann haben die Theater ein 
so zahlreiches Publikum gehabt und ein so beständiges, als in 
unserer Zeit? Wann ernteten dramatische Schriftsteller so viel 
Ehre und materiellen Gewinn, wie heute, und mit welchem Feuer 
und mit welcher Freude empfängt diese Zeit ein wahrhaft gutes 
dramatisches Werk! Aber da sie nicht geschrieben werden, 
weil der Kopf fehlt, der sie schafft, und weil eine Fluth von 
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elendem und gemeinem Zeug die Bühnen überströmt, darum sagt 
man, die Zeit hat kein Verständniss für das Drama. Und weil 
eine unübersehbare Masse von gemeinen Romanen erscheint und 
ein Heer von leichten Glücksrittern sich auf dem unbewachten 
Parnasse herumtummeln, Romanschreiber beiderlei Geschlechts das 
Recht des menschlichen Geistes und Gemüths unsicher machen, 
darum sagt man, unsere Zeit ist für den Roman geschaffen und 
dafür empfänglich. Als ob diese Zeit Sinn . für das Romanhafte 
hätte, als ob diese Zeit nicht wie Prometheus an den Felsen der 
That und des Handelns geschmiedet wäre, unfähig — und gewiss 
zu ihrem Glück unfähig — sich loszureissen und in ein Reich 
leerer Träumerei zu fliehen. Die That ist unsere Loosung. Zeigt 
nur auf der Bühne dem heutigen Volke Thaten, so rein und 
heilig, so voll des erhabensten Ideals, wie sie die Griechen, wie 
sie eine glückliche Zeit in Deutschland geschafTen hat, und das 
Volk wird euch zujauchzen, gerade so verständig, wie es deutlich 
und richtig urtheilend die Romane von Herrn X. und Frau Y. 
ungelesen liegen oder von Frau Köchin und Herrn Nachtwächter 
sich erzählen lässt. Das Verständniss ist geblieben und klarer 
als je ausgebildet, aber die Art und Weise, wie man sich dieses 
zugänglich machen will, die Bedingungen des Lehrens und Ler- 
nens und die Mittel dazu und zum geistigen Genüsse sind andere 
geworden. Der Mensch hat die Pflicht, sich dem Strome der Zeit 
zu fügen und wenn er es thut, und nur dann hat er ein Recht 
an die Zeit." 

3) Eine dritte Zwischenbemerkung gilt jener An- 
fechtung des Autorenschuzes, welche sich darauf stüzt, dass die 
Vortheile desselben mehr der publicistischen Industrie, 
mehr der emsigen Verwerthung von Originalfunden, als den grossen 
Originalproducenten selbst , zu gut kommen. Wir werden zeigen, 
dass der Autorschuz begründet ist, auch wenn diese Behauptung 
als richtig anerkannt wird. 

Insbesondere Carey 1 } könnte verleiten, weit über das Ziel 
hinauszuschiessen, indem er immer wieder ein Hauptgewicht darauf 



1) Briefe, Obers, von Döhring. 
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legt, dass der Aulorenschuz weniger den Autoren und Gelehrten 
ersten Ranges, als denjenigen Litteratoren , Künstlern und Er- 
findern zufalle, welche schon vorhandene Ideen verwerthen und 
in kleine Münze ausprägen, dem Zeitgeschmack huldigen, grosse 
Entdeckungen der Physik und Chemie, der Naturwissenschaft über- 
haupt, in der Detailanwendung praktisch verwerthen. Wir fuhren 
einige Stellen der geistvollen Monographie des Amerikaners an, 
welcher sich in seinem zweiten Brief sehr eingehend mit dieser 
Seite der Sache beschäftigt. „Meine Herrn", — lässt C a r e y 
seinen Adressaten, einen amerikanischen Senator, ausrufen, „es 
geht offenbar aus Ihren eigenen Beweisgründen hervor, dass es 
zwei unterschiedene Klassen von Leuten giebt, die 
sich mit der Produktion von Büchern befassen — einmal die 
Männer, welche den Körper (Ideengehalt) liefern, und dann 
diejenigen, welche denselben so zustuzen, dass man ihn der Welt 
auch präsentiren kann. Die erste Klasse ist gewöhnlich arm und 
wird es aller Wahrscheinlichkeit nach bleiben. Sie arbeiten, ohne 
nach pekuniärem Vortheil zu streben. Sie sind auch ganz im 
Allgemeinen hülflose Geschöpfe. Nur durch das Verlangen, in die 
Geheimnisse der Natur einzudringen, zu ihrer Arbeit angeregt, 
macht sie schon ihre ganze Sinnesart ungeschickt dazu, sich in 
eine erwerbsüchtige Welt zu stürzen, während ihr Anderen alle- 
zeit in dieser Welt verkehrt und dazu gerüstet seid, eure An- 
sprüche auf deren Anerkennung durchzusezen. Die Folge davon 
ist, dass Jenen meistens nicht einmal die gebührende Ehre zuer- 
kannt wird. Ihre Entdeckungen werden ohne Weiteres Gemeingut, 
das von Männern eures Schlages und zu eurem speciellen Vor- 
theil ausgebeutet wird. Wir haben hier z. B. einen Mann unter 
uns, welcher die Astronomie durch ein neues und höchst wichtiges 
Gesez bereichert hat, das wesentlich zur Vervollkommnung der 
Wissenschaft beiträgt und dessen Entdeckung ihm nebenbei die 
Arbeit seines ganzen Lebens gekostet hat, und die Folge davon 
ist, dass er arm ist und es wahrscheinlich auch bleiben wird. So 
wichtig diese Entdeckung auch war, ist sein Name doch schon 
so vollständig vergessen, dass ihn vermuthlich kein Einziger von 
euch nennen kann, wohl aber ist sein Gesez in den neueren 
Büchern enthalten. Ist diess recht? Hat er keinen Anspruch auf 
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Anerkennung?* — Als Entgegnung werdet ihr vorbringen: „»Die 
Anerkennung solcher Rechte ist nicht nur eine Unmöglichkeit, 
sondern sie wäre auch buchst unzweckmässig, selbst wenn sie 
möglich wäre. Die Erkenntniss rückt mit langsamen, fast unmerk- 
lichen Schritten vor, und jede ist nur die Vorläuferin einer neuen 
und wichtigeren. Wollte man jedem Entdecker einer neuen 
Wahrheit das Recht verleihen, das Lehren derselben zu mono- 
polisiren, so würde sie Hillionen von Menschen, welchen sie durch 
unsere Beihülfe mitgetheilt wird, unbekannt bleiben, und es würde 
so der weitere Fortschritt verhindert werden. In allen früheren 
Zeilen wurden solche Wahrheiten als Gemeingut betrachtet; und 
ebenso, werdet ihr hinzufügen , müssen sie auch in Zukunft be- 
trachtet werden. Verlassen Sie sich darauf, die höchsten Inter- 
essen der Gesellschaft erfordern es, dass diess geschehe, so gross 
auch die scheinbare Ungerechtigkeit gegen den Entdecker sein 
möge"*. 

„Hier kehrt ihr, wie leicht zu bemerken ist, die Rechtsan- 
schauung geradezu um, worauf ihr doch für euch selbst so fest 
besteht. Es ist möglich, dass ihr Recht habt; allein wenn diess 
der Fall ist, wie steht es dann mit euren eigenen Beziehungen 
zu der grossen Masse von menschlichen Wesen, deren Recht auf 
dieses- gemeinschaftliche Eigenthum genau so viel wiegt, wie das 
eurige? Seit Tausenden von Jahren haben arbeitende Männer, 
Sammler von Thatsachen und Philosophen, zu dem gemeinschaft- 
lichen Vorralh Beiträge geliefert, und der angehäufte Schaz ist 
jezt ungeheuer gross; und doch bleibt die grosse Masse des 
Menschengeschlechts unwissend, sie ist arm, entwürdigt und elend, 
weil sie unwissend ist. Unter solchen Umständen scheint die Ge- 
rechtigkeit denn doch von dem Gesezgeber zu verlangen, dass er 
keine Massregel bestätige, welche der Verbreitung des Wissens 
unnöthige Hindernisse in den Weg legt. Eine solche Handlungs- 
weise würde ja der Menge die Macht rauben, aus ihrem Antheil 
an dem gemeinschaftlichen Eigenthum den gebührenden Gewinn 
zu ziehen. Eine soiche Handlungsweise, würde den Männern, 
welche zur Ansammlung des Schazes beigetragen haben, selbst 
die Belohnung rauben, auf welche sie, wie ihr zugebt, einen ganz 
rechtmässigen Anspruch haben. Wenn sie auch nur durch den 



326 Die abschliessenden „Verhältnisse". 

Ruhm belohnt werden sollen, so dürfen wir doch nichts thun, 
was die Ausbreitung ihrer Ideen beschränken könnte, weil wir 
ihnen ja dadurch die Möglichkeit, Ruhm zu erwerben, verkürzen 
würden. Der Stand der Sache ist nach meiner Auffassung fol- 
gender : Auf der einen Seile von euch stehen die, welche zu dem 
ungeheuren Schaze des Wissens, den das Menschengeschlecht 
angehäuft hat und noch anhäuft , beigesteuert — Männer , die 
meistens ohne Bezahlung oder Lohn gearbeitet haben; auf der 
anderen Seite stehen die Eigenthumer dieses ungeheuren Schazes, 
welche wünschen, dass derselbe ihren verschiedenen Geschmacks- 
richtungen und Fähigkeiten entsprechend zugestuzt werde, damit 
Alle in Stand gesezt werden, aus dessen Besiz Vortheil zu ziehen. 
Zwischen beiden steht ihr selbst, die Mittelspersonen zwischen den 
Producenten und Consumenten. Es ist eure Aufgabe , die That- 
sachen und die Ideen zu verknüpfen, wie es der Manufacturist 
macht, wenn er die Rohmaterialien des Zeuges nimmt und sie 
mit Hülfe der Geschicklichkeit vieler arbeitenden Männer der frü- 
heren und der jezigen Zeit zu den schönen Formen verarbeitet, 
die bei einem Gang durch den Glaspalast so sehr unser Auge 
erfreuen. Für diese Arbeit müsst ihr bezahlt werden; um aber 
zur Zahlung zu gelangen, braucht ihr die Hülfe des Gesezgebers, 
da das gemeine Recht ebensowenig ein Verlagsrecht für die Form, 
in welcher Ideen ausgedrückt werden, wie für die Ideen selbst 
verleiht. Vor Gewährung solcher Hülfe hat sich aber der Gesez- 
geber wohl vorzusehen, dass er nicht, indem er einerseits eure 
gerechten Ansprüche sichert, andererseits sowohl den Männern, 
welche das Robmaterial eurer Bücher produciren, wie dem Ge- 
meinwesen, dessen gemeinschaftliches Eigenthum es ist, Unrecht 
zufüge. Er ist also verpflichtet , sich derart mit der Sache ver- 
traut zu machen, dass er allen Partheien, und nicht bloss euch 
allein, gerecht zu werden vermag. Die Geseze , welche ander- 
wärts die Vertheilung der Arbeitserträge beherrschen, müssen auch 
in eurem Fall mit gleicher Kraft zutreffen. . . Ich zweifle nicht 
daran und würde euch in eurem eigenen Enteresse rathen, mit 
dem, was ihr habt (mit dem nationalen Schuz), zufrieden zu 
sein. Aesop erzählt uns von einem Hunde, der sein Stück Fleisch 
verlor durch den Versuch, einen Schatten zu packen; dasselbe 
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könnte wohl euch bei dieser Gelegenheit widerfahren. Die Ent- 
decker der Principien erhalten nichts, allein diejenigen, welche 
sie anwenden, geniessen ein vom Gesez lediglich zu ihrem Nuzen 
geschaffenes Monopol. Jedermann benuzt das Chloroform, ohne 
dass Jemand daran denkt, dem Entdecker desselben etwas dafür 
zu bezahlen; dem Manne, der uns die Umwandlung des Gummi 
in Kleidung gelehrt, ist nicht einmal sein Ruhm zuerkannt worden, 
während unsere Gerichtshöfe fortwährend Patente an die Leute 
ertheilen, welche die Kleidung anfertigen. Die Patentbesizer und 
die Bücherproducenten bestürmen den Congress unaufhörlich mit 
Ansprüchen auf Erweiterung ihrer Privilegien und sie werden auf 
diese Weise bewirken, dass man eine Untersuchung anstellt über 
die Rechtmassigkeit ihrer Ansprüche auf das, was sie jezt bereits 
geniessen. Seid zufrieden, meine Freunde." 

Carey hat mit dieser Apostrophe an die Heisssporne des 
ewigen und des internationalen Autorenschuzes sicherlich inso- 
weit Recht, als er den Dünkel vieler ordinärer Autoren dämpft, 
welche im Chorus des unersättlichen Schuzverlangens die lauteste 
Stimme führen. Er macht den Adelstitel der blossen „Manufactu- 
risten der Idee* auf ewige litterarische Majorate wirklich zwei- 
felhaft. 

Allein mit Unrecht wird man diese Apostrophe gegen den 
Autorschuz überhaupt geltend machen. Der Autorschuz als künst- 
liche Lohn- und Lohnrenteufunktion gilt bei nüchterner socialöko- 
nomischer Auffassung nicht bloss, ja nicht einmal hauptsächlich 
den Heroen der Litteratur, deren Leistungen sich überhaupt nicht 
mit Gold aufwägen, sondern nur mit Auszeichnungen und mit 
Nachruhm vergelten lassen. Der Geistigkeit dieser Produkte 
entspricht in vollem Masse auch nur höhere geistige Vergeltung 
durch Ruhm und Ehre , wie es schon besprochen und von klassi- 
schen Dichtern selbst bestätigt ist ; freilich soll auch ihnen immerhin 
reichliches Lohn- und Lohnrenteneinkommen zufallen, und immerhin 
bei Vielen und gerade bei den schöngeistigen Litteratoren, welche 
weniger, als die strengen Fachgelehrten, den Lohn von Staats- 
und Korporationsanstellungen finden können, bewirkt der Autor- 
schuz angemessenen Lohn und Lohnrente für das wahre Ver- 
dienst, — je schneller die Zeit lebt, desto mehr. 
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Indessen, selbst dann, wenn das durch Autorschuz gesicherte 
Einkommen fast ausschliesslich blossen „Manufacturistcn" der Idee 
und den Verlegern zufiele, so wäre der Autorschuz grundsäzlich 
noch nicht erschüttert, solange nur die hier vorläufig immer an- 
genommene und demnächst wirklich zu beweisende Voraussezung 
zutrifft, dass bei voller Nachdrucks- und Nachbildungsfreiheit weder 
die Autoren-Manufakturisten die normalen Lohn- und Lohnrenten- 
chancen, noch die Verleger die normalen Chancen des Unter- 
nehmergewinnes und der Unternehmerrente geniessen. Eine Prämie 
gebührt nicht bloss demjenigen Verdienst, welches ökonomische 
Fortschritte von seculärer Bedeutung in das Leben der bürger- 
lichen Gesellschaft einführt,' sondern auch demjenigen, welches 
vorhandene Ideen zur vollkommensten Bedürfnissbefriedigung ver- 
werthet, durch richtige Benuzung alter Geleise sich um die Ge- 
sammtheit verdient macht. Wenn Fabrikanten an Crinolinenreifen 
und Stahlfedern sich fürstliche Vermögen gesammelt haben, so 
ist nicht abzusehen, wesshalb nicht auch die Verleger und „Manu- 
facturisten" der Geistesprodukte gleiche Chancen des Lohn-, 
Gewinn- und Renteneinkommens haben sollten. Sie eben 
müssen durch die Herstellung der Voraussezungen der nor- 
malen socialökonomischen Vergeltung gesichert werden; ihnen 
gerade winkt die spirituelle Vergeltung der Ehre, des Nachruhms, 
des Denkmals, die Auszeichnung der Nationalbelohnung und das 
Lohnsurrogat öffentlicher Stellungen nicht! 

Die Einrede, dass die ersten Autorengenies häufig durch 
Autorschuz den gebührenden Lohn nicht finden, hat also keine Be- 
weiskraft gegen den Autorenschuz überhaupt, sobald man den lez- 
teren als aus besonderen Gründen gerechtfertigtes Surrogat der regel- 
mässigen socialökonomischen Lohn-, Gewinn- und Rentenfunktion 
zu rechtfertigen vermag. Wohl aber beweist jene Einrede Einiges 
hinsichtlich des Schuzmasses. Sie weist darauf hin, dass man 
kein Recht hat, über die regelmässige Lohn- , Gewinn- und Ren- 
tenvergeltung hinaus , unter Berufung auf das ewige Verdienst 
genialer Autoren, ein ewiges Monopol oder Eigentumsrecht für 
Produkte zu fordern, welche überwiegend blosse litterarisch- arti- 
stische Fabrikate sind, oder gar für den commerce de bimbelots, 
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wie Proudhon die prätentiösen französischen Massenfabrikate nennt. 
Bei Erörterung der Zeitfrage wird hieran erinnert werden. 



Nunmehr ist die bis jezt nur hypothetisch bejahte Hauptfrage 
zu erörtern : ob denn das der publicistischen Produktion 
gleich jeder anderen Produktion gebührende Einkom- 
men an Lohn- und Lohnrente, an Unternehmer- 
gewinn und Unternehmerrente durch die beson- 
dereNatur der Produktion und des Absazes von 
Schriftwerken und Kunstwerken ausgeschlos- 
sen sei, woferne man diese Produkte ohne Schuz 
der Autoren und Verleger gegen Abdruck und Nachbildung den 
Bedingungen und Gesezen des gewöhnlichen 
Verkehres überlasse? 

Wir bejahen diese Frage für fast alle Schriftwerke und 
für solche Kunst gebilde, deren primärer Verkehrswerth auf 
publicistischer Vervielfältigung beruht, nicht aber für Er- 
findungen. Und diese Behauptung einer nationalökonomisch 
ausserordentlichen Verkehrsnatur der publicistischen 
Produkte ist nunmehr zu rechtfertigen. 

Von allem Anfang sei hiebei als Hauptpunkt hervorgehoben : 
Unsere nationalökonomische Rechtfertigung eines beschränkten 
Monopols stüzt sich nicht auf die angeblich allein geistige Natur 
der geschüzten Produkte, sondern auf das exceptione lle, die 
regelmassige socialökonomische Lohn-, Gewinn- und Rentenfunktion 
ausschliessende Verhalten derselben im Verkehr bei 
publicistischer Art der Verwerthung. Geistige Erzeugnisse 
sollen zwar, wie unser Standpunkt vor allen anderen anerkennt, 
besonders durch Renteneinkommen prämiirt werden, wenn und 
weil sie häufig in hervorragendein Masse gemeinnüzige Dienste, 
„V e r dienste", darstellen. Allein die künstliche Gestaltung 
der Rentenfunction zu einem Monopol im Autorrechte ist nicht 
Folge des spirituellen Characters der geschüzten Produkte, son- 
dern Folge ihres exceptionellen Verhaltens im publicistischen Ver- 
kehr. Das Wort publicistisch wird in seiner specifischen 
Bedeutung alsbald nachgewiesen werden. 
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Diese an die Spitze gestellte Behauptung, obwohl mit dem 
praktischen Takt der Gesezgebung im Einklang, schlägt denjenigen 
Theorien, welche den Autorschuz in möglichster Ausdehnung er- 
streben, ins Gesicht: sie bedarf desshalb einer ausführlicheren 
Nachweisung. Durch diese Nachweisung werden wir den fast 
allgemein auf Renouard fussenden massvolleren juristischen 
Theorien eine vollständigere nationalökonomische Grundlage geben, 
als sie bei Renouard selbst sich findet. Hiebei sei übrigens an- 
erkannt, dass Renouard's Erörterungen auch von nationalökonomi- 
schem Standpunkt das Beste sind, was zur Theorie des Autor- 
rechtes beigebracht worden ist 5 über denselben ist auch Proud- 
hon in den besten Theilen seiner majorats litte>aires und 
Wolowski, in seiner schönen Ausführung vor der Pariser 
Oekonomistengesellschaft anlässlich des Brüsseler Kongresses von 
1858 1 ), nicht hinausgeschritten. 

Das Wort „geistiges Produkt" ist sehr vieldeutig. 

Man versteht darunter: theils Gedanken, Phantasien u. s. w., 
welche noch gar nicht aus ihrem inneren Dasein innerhalb der 
persönlichen Werkstätte der Geistesthätigkeit herausgetreten sind, 
— theils in Manuscripten, Notenheften, Zeichnungen, Modellen, 
Karten ausgedrückte Geistesschöpfungen, ohne dass sie 
jedoch Andern schon mitgetheilt sind oder mitgetheilt werden 
wollen, — theils Geistesschöpfungen, welche als Güter für 
Andere in den socialen Verkehr und Austausch eintreten. 

Unter diesen drei Klassen von Geistesprodukten ist nur die 
erste als innerlich, als rein geistig, jedenfalls als persönlich ab- 
geschlossen ganz unantastbar für Andere und daher für und gegen 
alles Recht indifferent, soweit nicht etwa eine Inquisition die 
natürlichen Rechtsgrenzen verlezt; „der Gedanke als formloses 
Samenkorn des Geisteswerkes ist unfassbar für das Recht, wie 
für die Sinne" 2 ). Die zweite Klasse kann zwar dein Diebstahl, 
der unerlaubten Kopie u. s. w. unterliegen, sie ist tangibel für 
Andere und verlangt den Schuz des Rechtes nach dem jezigen 



1) Romberg, 1. c. p. 276 ff. 

2) Volkmann, die Werke der Kunst. München 1856, S. 18. 
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oder nach einem etwas erweiterten Begriff des Eigentumsrechtes. 
Erst die dritte für den Verkehr bestimmte Klasse von Geistes- 
produkten regt durch ihren Eintritt in den socialen Güterverkehr 
durchgreifendere Rechtsinstitute an. 

Diese Klasse von Geistesprodukten ist aber nicht rein spi- 
ritueller Art, sondern irgendwie in materiell-physische 
Phänomene unpersönlicher Art eingesenkt : es geschehe auch 
nur auf der geflügelten Schallwelle, auf der die persönliche Plastik 
des Mimen forttragenden Lichtwelle, auf Vehikeln, welche impon- 
derabel, aber doch für Optik und Physik erfassbar sind — oder 
es geschehe in der greifbareren Veräusserlichung , welche den 
Gedanken im Manuscript fixirt, — das Gebilde der Phantasie an 
die Leinwand oder an den Marmor fesselt. Reine Geistespro- 
dukte sind die Schrift- und Kunstwerke als Schuzgegenstande des 
Autorrechtes insgesammt nicht. Selbst die von der Nationalöko- 
nomie sogenannten „Dienstleistungen" sind in ihrer Mittheilung 
äussere Produkte, Kraft äusserun gen, daher tauschbar und 
tauschwerth, im Lohn bezahlt, wie z. B. die „persönliche" Dienst- 
leistung des Arztes, die Produktion des Sängers; nur nicht 
weiter verkäuflich sind sie, da ihr Werth sich nicht vorher 
an einer Sache fixirt, sondern unverweilt in den persönlichen Genuss 
der Patienten, Hörer, Zuschauer, Pfleglinge übergeht *). 

„Ideen", „Geistesprodukte" können nur unter Einsenkung in 
ein wenn gleich flüchtiges äusseres Substrat, nur durch irgend 
welche Verkörperung Gegenstände des socialen Güterverkehrs 
werden; ein wissenschaftlicher oder künstlerischer Gedanke findet 
daher auch nur als „Vortrag", „Rede", „Exemplar«, „Aufführung", 
„Gemälde" Vergeltung in Honorar, Entröe u. s. w., weil er nur 
so Andern zuströmt. 

Hiedurch sind aber die „Geistesprodukte", d. h. Schrift- und 
Kunstwerke, in ihrer Verkehrserscheinung den sogenannten 
materiellen Verkehrsgütern sehr ähnlich. Diese Aehnlichkeit 
und Gleichartigkeit steigt sogar, wenn bei näherer Betrachtung 

1) Vgl. §§. 28. 29. meiner Nat.-Oekonomie. — Storch's lange Aus- 
führung (aur le revenu national), welche den Dienstleistungen den Charakter 
äusserlicher Produkte abspricht, ist eine auf der Flüchtigkeit ihres Ueber- 
gangs in den persönlichen Konsum beruhende Täuschung. 
Zeitschr. f. Staatsw. 1867. 11. lieft. 22 
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erhellt, dass auch die sogen, „materiellen" Güter Geistes- 
werke sind. In der That ist eine Spinnmaschine ein in Eisen 
verkörperter höchst feiner Gedankencomplex, ein Haus ist ein in 
Stein gefasster Plan. Das geistige Element, welches dem Wort, 
der Aufführung, dem Vortrag, dem Buche zu Grunde liegt, fehlt 
auch dem materiellen Gute vom Jacquardstuhl bis zum Brodlaib 
nicht. Ist doch alle äussere Culturthätigkeit nicht Schaffung, son- 
dern geistige Belebung und Beherrschung der Materie, — in der 
socialen Oekonomie ist sie eine Vergeistigung für menschliche 
Zwecke nach dem Geseze geringster Opfer in geselligem Zusam- 
menwirken. In Beziehung auf die Thatsache geistigen Gehaltes 
überhaupt fällt somit die für den Verkehr arbeitende „geistige" 
Produktion mit der „materiellen" Güterproduktion zusammen. 

Diess ist von den „Oekonomisten" meist verkannt, wenigstens 
nicht genug hervorgehoben. Max Wirth z. B. , in seinem an 
viel Unklarheit leidenden Versuche einer nationalökonom. Theorie 
des geistigen Eigenthums, weiss aus dem Gegensaz „verkörperter" 
und „geistiger Werthe" nicht hinauszukommen 1 ). Gut finden wir 
dagegen bei dem stets geistvollen Proudhon den Gegenstand 
beobachtet, wenn er sagt 1 ): „Alle Produktion besteht aus zwei 
Thätigkeiten, aus einem Ideenausdrucke (expression d'idie) und 
aus einer Stoffversezung (deplacement de la mattere). Der geniale 
Mensch ist in dieser Beziehung nicht mehr und nicht weniger 
Producent, als es sein Krämer und Bäcker ist." 

Allerdings steckt nicht in jedem sogenannten materiellen Ver- 
kehrsgute eben so viel Geist, als in manchen sogen. Geistes- 
produkten. Manches „materielle" Verkehrsgut, es muss nicht ein- 
mal zu den Bravourwerken der Industrie gehören, zeigt umge- 
kehrt ebenso viel Geist, oder hat, um zu einem bestimmten Preis 
ausgeboten werden zu können, den Kaufmann so viel Gedanken 
arbeit gekostet, als mancher Band jener Romanfabrikanten, welche 
am lautesten nach dem ewigen geistigen Eigenthumsrecht ver- 
langen. Allein dem Grad und der Zahl nach sei ein Unterschied ! 
Es könnten unter 100 sogenannten Geistesprodukten, welche ab- 



1) I, 348. 

2) Maj. litt. I, $. 1 tf. 
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gesezt werden, 5 Procent eine verdienstvolle Original- 
schöpfung oder Aenderung repräsentiren, von den materiellen Ver- 
kehrsgütern vielleicht nur 5 per mille. Diess würde zwar immer 
noch kein allgemeiner Wesens unterschied geistiger und 
materieller Verkehrsgüter, wohl aber die Thatsache oder die be- 
rechtigte Forderung begründen, dass die sogenannten Geisteswerke 
verhältnissmassig häufiger ein Rentenelement in ihrer Vergeltung 
aufweisen oder doch zu fordern berechtigt sind. Das Autorrecht 
überhaupt kann zwar nicht aus dem geistigen Character, son- 
dern muss aus der specifischen Verkehrsnatur der publicistisch 
verwertheten Produkte abgeleitet werden, allein der geistigere Ge- 
halt, der relativ grössere Reichthum an verdienstvollen Leistungen 
begründet doch quantitativ eine vorzugsweise Pflicht, dem auf 
diesem Gebiet auftretenden Gemeinverdienst das gebührende Extra- 
einkommen mit besonderer Sorgfalt zu sichern. Object des Autor- 
schuzes ist in mehr als gewöhnlichem Grade die Rentenfunction. 

Wir fahren jedoch zunächst in der nationalökonomischen 
Elementaranalyse der Schrift- und Kunstwerke fort, und betonen 
hiebet einen für die Reinigung der Autorrechtstheorieen wichtigen 
Punkt, indem wir eine weitere Aehnlichkeit der geistigen und der 
materiellen Produkte hervortreten lassen. 

Auch bezüglich des Uebergangs des geistigen Product- 
gehaltes in den Gemeinbesiz der bürgerlichen Ge- 
sellschaft unterscheiden sich geistige und materielle Verkehrs- 
güter höchstens nach dem thatsächlichen Grade der von ihnen aus- 
gehenden Ideenbereicherung („Bildung") der Gesammtheit, nicht 
aber nach der allgemeinen Thatsache eines Uebergangs in Gemein- 
gut. Der geistige Gehalt auch der sogenannten materiellen Güter 
wird Gemeinbesiz. Die kleinsten „Vortheile" sieht ein Kaufmann 
dem anderen, ein Fabrikant dem anderen eben an den Verkehrs- 
gütern, welche aus der Hand der Originalerzeugung kommen, an 
der Beobachtung und dem Beispiel der Originalspeculanten ab. 
In der Reibung, des materiellen Güterverkehrs erfolgt im Kleinen 
und im Grossen eine millionenfältige IdeenveröfTentlichung, Ideen- 
bereicherung, Vermehrung des Bildungsschazes der Gesammtheit. 

22* 
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Die angebliche „Freibeuterei", welcher die Künstler unterliegen, 
ist auch über die Autoren der „n ü z 1 i c h e n Kunst" verhängt. 

Dieses Loos liegt tief in den allgemeinen Voraussezungen 
des socialen Lebens begründet ; strenges Sachgütereigenthum und 
liberaler Ideencommunismus sind mit einander verträglich. Eine 
I d e e n appropriation zu Privateigenthum kann und soll nach der 
Natur der Sache nicht stattfinden. Indem grosse und kleine Ge- 
dankenwühler und Kunstbildner ihr von Gott ungleich verliehenes 
Geisteslicht Allen leuchten lassen müssen, verkehrt sich die 
Ungleichheit der Anlage und der glücklichen Ausbildung, — jene 
tyrannie des inventeurs, jener despotisme des talents , welcher 
1791 bei Erlassung des französischen Patentgesezes angeklagt 
wurde, — in eine höchst wohlthätige geistige* Gütergemeinschaft. 

„Der Mensch erzeugt nicht seine Ideen , sagt Proudhon 1 ), 
er empfängt sie; er schafft nicht die Wahrheit, er entdeckt sie. 
Der Geistfonds (fonds intelligible), wie der materielle Güterfonds, 
wird vom Menschen entbunden, occupirt. Jede individuelle Idee 
ist eine unendlich kleine Schöpfung (infinitesimalite du produit 
individuel) , welche als individuelle That im Reich der Wissen- 
schaft und Kunst schnell wieder verschwindet." Jeder Autor 
ist nur Verbesserer im Einzelnen. 

Freilich ist jede Autorleistung ein Produkt persönlichen 
Kraftaufwandes und persönlicher Anstrengung, verdient daher einen 
individuellen Lohn und eine individuelle Prämie, nach Massgabe 
ihrer Verdienstlichkeit und zahlbar aus der durch die Leistung 
bewerkstelligten Bereicherung der Gesammtheit. Jenem wohl- 
thätigen Communismus ist daher Eine Schranke aber auch nur diese 
von selbst gesezt oder durch gemeinwirthschaftliche Einrichtungen 
zu sezen: die nämlich, dass der Arbeiter seines Lohnes 
werth bleibe, eines gewöhnlichen, wenn er nicht mehr als Ge- 
wöhnliches leistet, eines ausserordentlichen, der Lohnrente, wenn 
seine Autorschaft nicht blos ein gewöhnlicher „Dienst", sondern 
ein „Verdienst" ist. 

Nur woferne diese Schranke bei der Verbreitung der Ideen- 
schöpfungen der Autoren wegfallen sollte, können Klagen be- 

l) 1. cit I, $. 2, 
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gründet sein. An und für sich aber unterliegt der Producent 
materieller Verkehrsgüter jenem Geistescommunismus in Folge 
des Verkehrs mit dem Geistgehalt seines materiellen Erzeugnisses 
ebenso wie der Autor als Producent von „Geistesprodukten". 
Man kann den Autorenschuz nicht auf die „Geistigkeit" der Schrift- 
und Kunstwerke gründen, obwohl diess als Axiom vieler Autor- 
rechtstheorieen gilt *). 

Blicken wir nochmals scharf auf diesen schon oben bezeich- 
neten Communismus. 

Eine und dieselbe Idee lässt der Zahl und Art nach die 
mannigfaltigsten Verkörperungen und Wiederholungen zu. Nur in 
ihren Verkörperungen als Früchten vernünftiger Einzelthätigkeit 
unterliegt sie dem ausschliesslichen Eigenthum gerechter Weise. 
Die Idee aber als solche, hat die Bestimmung eben weil sie 
allen Einzel Verkörperungen zu Grunde liegend all- 
gemeinen Genusses und allgemeiner Wohlsförde- 
rung fähig ist, Gemeingut zu werden 2 ). Die Ideen sind die 
7 Brode, hinreichend, um Tausende zu speisen. Es giebt natur- 
gemäss kein Eigenthum an Ideen, die einmal in den Verkehr ge- 
worfen werden. Das geistige Eigenthum ist thatsächlich unmög- 
lich, da der Mensch und seine Wirthschaft social, national- 
ökonomisch 3 ) ist, also fast alle Ideen nothwendig in den Verkehr 
eintreten und hiebei, schnell oder langsam an den Einzelverkör- 
perungen abgenommen, zum Gemeingut und mittelst der Concur- 
renz zum Hebel weiteren ökonomischen Fortschrittes werden. 
Seit Krause und Renouard haben alle Bekämpfer der Theorie 
eines geistigen Eigenthums mit Recht das kritische Messer gerade 
auf diesem Punkte eingesezt. Wie Schrift- und Kunstwerke, Poe- 
sieen, wissenschaftliche Entdeckungen — in Zeitschriften mitge- 
theilt, — so werden auch alle in socialem Verkehr erzeugten und 
verwendeten sogen, „materiellen" Güter Träger und Organe der 
Emanation ökonomisch, überhaupt ethisch, bedeutsamer Ideen zu 
Gemeingütern, zu allgemeiner Anwendung und zu allgemeinem 



1) z. B. Richter a. a. 0., an verschiedenen Stellen, u. A. p. 109. 

2) Vrgl. mein „gesellsch. System etc." §. 6. 

3) Vrgl. mein „gesellsch. System etc." §. 1, Z. 5, und sonst. 
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Genüsse. Die menschliche Socialökonomie stellt in 
ihrer Entwicklung einen grossartigen Communismus der Ideen dar, 
indem diese ihrer Natur nach allgemein besizbar sind, sobald ir- 
gend ein poetischer, künstlerischer, wissenschaftlicher, industrieller 
oder nommercieller erster Entdecker und Finder, irgend ein Vor- 
denker aus dem nie sterbenden Geschlecht der Prometheus, die 
göttlichen Funken Für das Menschengeschlecht geholt hat 1 ). 

Dieser Ideencommunismus ist sogar gegen individuelle Will- 
kühr zu schüzen. Wäre das ewige Eigentumsrecht eingeführt, 
so könnte ein launischer oder zelotischer Descendent oder Ver- 
leger oder sonstiger Rechtsnachfolger des Autors durch Aufkauf 
der vorhandenen Exemplare und durch Verhinderung jeder weiteren 
Auflage ein social höchst nüzliches, aber einzelnen Interessen 
und Standpunkten widerwärtiges Werk aus dem geistigen Schaz 
einer Nation wegtilgen. Religiöser und politischer Fanatismus 
hätten eine starke Waffe. Macaulay hat diese aus dem Ideen 
eigenthum sich ergebende Gefahr eindringlich nachgewiesen. Un- 
serem Ausgangspunkt liegt diese Zweckmässigkeitserwagung zwar 
ferner, wir erkennen sie jedoch an und stimmen grundsäzlich 
selbst Röder bei, wenn er die Behauptung aufstellt, dass das 
Monopol nicht dazu sollte missbraucht werden dürfen, der Nach- 
frage des Publikums durch Unterlassung weiterer Vervielfältigung 
die Befriedigung zu versagen 2 ). 

Unser Ergebniss ist bis jezt: 

Der „geistige" Character der Werke der Autoren und Ent- 
decker, sowie der Uebergang des Geistgehaltes dieser Werke ins 
Gemeingut ist keine ausschliessende und wesentlich unterscheidende 
Eigenthümlichkeit der sog. Geistesprodukte im Gegensaz zu den 
materiellen Verkehrsgütern. Nach diesen Seiten hin kann daher 
der Grund des singulären Instituts des Autorrechtes nicht gefunden 
werden wollen. 

Wo denn nun sonst? 

Sehr verschieden können sich gewöhnliche Produkte 

1) Vrgl. Meine Nat.-Oek §. 7, wo an Schillers tiefes Wort erinnert ist : 

— entfaltete sich nur Einer, Einer allein streut 

Eine lebendige Welt ewiger Bildungen aus. 

2) Grundzüge des Naturrechtes II, 365. 
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und manche litterarisch-artistische Verkehrsgüter in Beziehung 
auf die innerhalb des Verkehrs gegebene Möglich- 
keit verhalten, den verdienten Lohn und die verdiente Lohnrente 
wirklich zu schöpfen , beziehungsweise dem Verlegercapital den 
Bezug von Gewinn und Gewinnrente zu gestatten. Das Tempo, 
in welchem neue Ideen sich verbreiten, das Intervall der Aus- 
breitung, welches eine Priorität der Erwerbsausbeutung neuer 
Gedanken gewährt, kann bei beiden Produktgattungen sehr ver- 
schieden, — bei litterarisch- artistischen Werken ein ausnahms- 
weise rasches sein. Dann wurde der freie Verkehr für den 
Autor nicht „rcntiren", und die Vergeltung wäre alsdann, nach den 
früher begründeten Grundsäzen der austheilenden Gerechtigkeit, 
anderweitig zu beschaffen. 

Ist ein solches besonderes Verhalten wirklich wahrzunehmen ? 

Allerdings! Wenigstens noch in der jezigen Culturperiode. 

Beispielsweise die Grundrente verschwindet erst oder wird 
schwächer, wenn ein noch günstigeres Grundstück durch Cultur 
und Transportentwickelung in Concurrenz gebracht ist, und selbst 
dann nicht mit Nothwendigkeil. Die Rente solcher Talente, welche 
wie vortragende Gelehrte, ausgezeichnete Sänger und dramatische 
Künstler durch das Betreten der Oeffentlichkeit nicht auch die 
sofortige Nachahm barkeit verbreiten, beziehen ohne 
Monopole bedeutendes Einkommen, bis noch bedeutendere Virtuosen 
in Concurrenz treten. Niemand denkt bei ihnen an Autorschuz, 
weil sie eben, obwohl „geistige" Producenten, jene sonst im freien 
Verkehr gegebene Priorität der Ausbeutung, eine Lohn und Renten 
gebende „Vorhand" ebenso besizen, wie ein Fabrikant, welcher 
mit schönen nouveautis den Ton der Mode angiebt, oder wie ein 
Kaufmann, welcher die nicht wiederkehrende Conjunctur benüzt 
hat. Manche geniale Leistungen im öffentlichen Dienst fallen in 
nicht wiederkehrende Momente; für sie ziehen die Moltke und 
Bismarck neben Nachruhm und Nationalbelohnung von selbst die 
grossen Loose im Staatsdienst, das Renteneinkommen im Staats- 
dienerlohn. 

Der freie Verkehr, worunter wir die regelmässigen durch 
kein Monopol bevorzugten Absazverhältnisse verstehen, gewährt 
transitorisch eine vergütigende , ja eine „rentable" Priorität der 
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Marktbeherrschung, Lohn- und Lohnrentenbezug im Intervall der 
Marktausbreitung des neuen Produktes. Erst allmälig schwindet 
dieser Voraus ; denn während der bevorzugten Gesammtausbeutung 
wird die neue Idee Gemeingut, ihre verkörperte Einführung ins 
Verkehrsleben macht sie allgemein bekannt, veröffentlicht 
sie, weckt und ermöglicht die Concurrenz. 

Diess ist der gewöhnliche, mit der Autorvergeltung unmittel- 
bar verbundene Process der Erhebung zum Gerneingut. Dieser 
Process kann aber auch ein zu rascher sein. Dann geht, wenn 
die Rente nicht künstlich grösseren Spielraum und verlängerte 
Wirkung erhält , auch dem höchsten Verdienst die massigste und 
gerechteste Belohnung verloren, und die Aneiferung zu guten 
Leistungen fällt dahin. 

Dieses Gebiet nun ist es, wo die künstliche Lohn- und 
Rentenzeugung für die Autoren durch privilegirende Schaffung 
ausschliessender Kundschaften auf beschränkte Zeitdauer den freien 
Lohn- und Rentenbezug zu stärken und zu ergänzen sucht. 
Vorzugsrechte können da volkswirtschaftlich auch für die 
neueste Zeit, und gerade des ökonomischen Gesammtfortschrittes 
wegen, wohl begründet sein. 

Wirklich giebt es solche Fälle, wo die Priorität der Ver- 
körperung einer technischen, ästhetischen oder sonstigen Idee 
noch nicht hinlängliche Belohnung im freien Verkehr findet. Eine 
Idee tritt da ganz und gar verkörpert, allgemein fassbar, mit 
einem Schlage in die e ff e n 1 1 ic h k e i t hinaus. 
Die Idee ist mechanisch, in weniger kostspieliger 
Vervielfältigung, für den ganzen Umfang der 
Marktnachfrage rasch nachzuahmen, die Con- 
currenz wohlfeilerer Copieen kann sofort auf- 
treten. 

Der Process der Publikation ist ein allgemeiner und über- 
alliger. Die durch die Art der Publikation bedingte sofortige 
Beherrschung des Marktes mit mechanisch vervielfältigten Copieen, 
die darin liegende Verkümmerung des den Autoren gebührenden 
Masses der Vergeltung bei freiem Verkehr, macht die singulare 
Verkehrsnatur der in Büchern und Exemplaren für den'Absaz ver- 
vielfältigten Schrift- und Kunstwerke aus. Publicistische,d.h. 
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gleichmässig vervielfältigte, auf einmal und überall in die Oeffent- 
lichkeit dringende, in beliebiger Zahl mechanisch nachahmbare 
Geistprodukte sind es, welche vermöge ihrer singulären Verkehrs- 
natur und Ausbreitungsweise das genügende Wallen der Ver- 
geltungsfunktionen des freien Verkehrs ausschliessen. 

In diesem Sinne sprachen wir bisher und sprechen wir im 
Folgenden von publicistischen Schrift- und Kunstwerken. 
Nur für sie werden wir einen Monopolschuz anerkennen , nicht 
für Manuscripte als solche, nicht für Kunstwerke, deren Vergel- 
tung nicht Hilf publicistischen Absaz angelegt ist, nicht für Er- 
findungen, deren Verwerthung den Nachtheilen der besondern 
Verkehrsnatur publicistischer Produkte nicht unterliegt; Monopol- 
schuz für die leztgenannten Produktgattungen müsste erst aus 
anderen besondern Gründen abgeleitet werden. Das Autorrecht 
fällt nur den Schrift- und Kunstwerken von publicistischer 
Bestimmung zu. Soferne die Gesezgebung das Autorrecht 
als Schuz gegen „mechanische Vervielfältigung", als „Copyright" 
behandelt hat, statt aus der „Geistigkeit" der Schrift- und Kunst- 
werke den Monopolschuz abzuleiten, zeigte sie auch hierin mehr 
richtigen Instinkt, als die Urheber der Theorieen des geistigen 
Eigenthums , und soferne eine übereinstimmende Auffassung der 
Gesezgebung aller Länder ein Beweis ist, bekräftigt diese Praxis 
unsere Theorie : denn jene Praxis geht nicht von der Qualität des 
Produktes als solchen, sondern von der Verkehrsnatur der Verviel- 
fältigungen der Idee aus. 

Für publicistische Schrift- und Kunstwerke würde, wenn nicht 
eine künstliche Schranke gegen die Concurrenz aufgerichtet wird, 
das Intervall bevorzugter , Rente gebender , oder auch nur 
Kosten ersezender Ausbeutung verloren gehen. 

Diese ausserordentlichen Umstände einer schwachen Reaction 
der natürlichen Rentenfunktion treffen bei Büchern, Kunstwerken, 
Nachrichten , Telegrammen , Vorträgen , Bildern , musikalischen 
Werken zu. Je entwickelter die typographische, photographische, 
stenographische, autographische und die sonstige Diesen verwandte 
Technik der sofortigen Vervielfältigung für den Verkehr wird, 
desto weniger ist auch nur transitorisch eine bevorzugte Aus- 
beutung möglich, desto weniger kann ein gerechtes Rentenein- 
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kommen als „Urheber"-Prämie anfallen, desto schwächer ist der 
ökonomische Reiz der Conception von bahnbrechenden und be- 
lebenden Ideen und ihrer publicistischen Darstellung zu Verkehrs- 
und Gemeingütern, desto mehr würde die privatwirthschaftliche 
Existenz der .Urheber" und der »Verleger", d. h. der ersten Ver- 
körpererder Idee zu Verkehrsgütern, unter dem socialen Ideen- 
communisinus nothleiden. Ein Element der Produktionskosten, 
nämlich den Aufwand der Autorenarbeit, hätten nur die Autoren 
und Originalverleger zu tragen. 

Die socialökonomische Harmonie wäre verlezt, die nationale 
Einkommensvertheilung eine grobe Ungerechtigkeit, wenn ein 
spekulativer Kaufmann, ein rationeller Landwirth, ein geschickter 
Fabrikant für ihre besonderen Leistungen, welche in ihrer Weise 
auch eine Autorschaft darstellen, die grössten Extraeinkommen 
beziehen könnten, wenn dagegen die der irdischen Subsistenz und 
eines .gebildeten" Lebens gleich bedürftigen Dichter, Künstler, 
Gelehrten leer ausgehen müssten — um so leerer, je mehr ihre 
Produkte einschlagen und dann rasch nachgedruckt werden — , 
wenn diesen eigentlichen Autoren das gerechte Einkommen ver- 
kümmert bliebe, weil in ihren dem Grad nach spirituelleren publi- 
cistischen Produkten der Körper nur Träger der Idee ist, welcher, 
wenn diese Idee einmal zündet, von nachbildenden Concurrenten 
wohlfeiler auf den Markt geworfen werden kann. 

So wird der Autorschuz, — immer vorausgesezt, dass der 
Absaz publicistischer Schrift- und Kunstwerke im freien Ver- 
trieb nicht rentire, — ein singuläres Mittel gerechter Vertheilung 
des Nationaleinkommens wegen singulärer \prkehrsnatur der Ver- 
lagsartikel. Als solches allein kann er zur Zeit berechtigt er- 
scheinen, nicht als Ausfluss der besonderen .Geistigkeit" der Ver- 
lagswerke, nicht als Postulat eines geistigen Eigenthumsrechtes. 

Wir müssen hier den Gang der nationalökonomischen Analyse 
des Autorrechtes eine kleine Weile unterbrechen, um sogleich 
einige kritische Folgerungen aus dem eben gewonnenen Stand- 
punkt zu ziehen. Das gänzlich Verfehlte der juristischen und 
rechtsphilosophischen Theorieen des geistigen Eigenthüms kann 
nämlich jezt weiter beleuchtet werden. 
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Das ökonomisch Unterscheidende der litterarisch - artistischen 
von den materiellen Verkehrsgütern ist — so fanden wir — nicht 
in der Ideenanwesenheit in jenen und in der Ideenabwesenheit 
in diesen zu suchen, geistige Autorschaft liegt auch in der ma- 
teriellen Produktion. Dagegen der Markt- oder Absazcharakter 
beider ist verschieden, soferne die publicistischen Schrift- und 
Kunstwerke nur durch die Beihilfe eines ausschliessenden Absaz- 
rechtes das normale Lohn- und Renteneinkommen geniessen kön- 
nen. Hieraus folgt, dass es nicht ein geistiges Eigen sein kann, 
dessen Schuz das Wesen des litterarisch-artistischen Autorrechtes 
als eines geistigen Eigenthumsrechtes ausmacht. Vielmehr liegt 
der Kern des Autorrechtes in der künstlichen Sicherung ge- 
rechter Vergeltung im Monopol , im ausschliess- 
lichen Absaz bei einem bestimmten Publikum , und be- 
gründet ist diese künstliche Sicherung der Lohnfunktion mittelst 
Monopolrechtes durch die singulare Verkehrsnatur der publi- 
cistischen Schrift- und Kunstwerke. Aus der Analogie des 
Sacheigenthums — zu schweigen davon, dass das leztere als Raub 
der Unternehmer am Arbeitsertrag der Arbeit in Folge der Lohn- 
verkürzung und in diesem Sinn als „Diebstahl* von Anwälten des 
Proletariates verrufen worden, also selbst nicht ein über alle An- 
fechtungen erhabenes Postulat ist — lässt sich daher für den 
Autorschuz lediglich nichts folgern. Dehnt man den Eigenthurns- 
begriff dahin aus, dass jede Art von Vermögensrecht, auch der 
Vermögenswerth eines Monopols, darunter verstanden wird, so ist 
hiemiUerst recht nichts gewonnen; denn der feste romanistische 
Eigenthumsbegriff wird dabei verwaschen , und die spezifische 
Monopolnatur des den Autorschuz ausmachenden besonderen Ver- 
mögensrechtes wird nicht erklärt und begrenzt, vielmehr wird 
dieses Vermögensrecht durch Verallgemeinerung seiner Besonderheit 
entkleidet und in dieser Entleerung unter dem gestreckten Eigen- 
thumsbegriff untergebracht. Alle Theorieen eines geistigen Eigen- 
tums leiden an diesem Fehler, haschen gleichsam nach dem ent- 
leerten und ausgestreckten Balg des romanistischen Eigenthums- 
begriffes, welcher doch auch seine innere Berechtigung erst 
nachzuweisen hat, selbst für sein nächstes Gebiet nicht absolut 
über allen Anfechtungen cteht, also fremdartige Beziehungen durch 
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seinen Widerschein nicht unanfechtbar machen kann, übrigens zur 
Erklärung und Begründung eines Rechtes gar nicht brauchbar ist, 
dessen Kern, nach dem näheren Inhalt der Theorieen des geistigen 
Eigenthums selbst, in ausschliessender Marktbeherrschung 
und in Concurrenzbeschränkung besteht. 

Die Dauer ist es hauptsächlich, was man beim Sacheigen- 
thum für das Autorrecht anborgen möchte. Allein die Ewigkeit 
des Eigenthumsrechtes ist für die Ewigkeit des Autorschuzes nicht 
ohne Weiteres beweisend ; denn die Ewigkeit des Eigenthums am 
dauerndsten Eigenthumsobjekt, am Boden, ist selbst in den kri- 
tischen Theorieen über Grundrente nachgewiesener Massen sehr 
angefochten. 

Unsere ökonomische Theorie erklärt das Wesen des Au- 
torrechtes und begründet das leztere nicht auf Borg beim Sach- 
eigenthum. Die obige Zurückführung des Autorschuzes auf die 
singulare Verkehrsnatur der publicistischen Schrift- und 
Kunstwerke zeigt die Berechtigung auf ein ausschliessendes Publi- 
kum , auf einen Markt und trägt doch andrerseits den Massstab 
der Begrenzung des Autorrechtes als eines singulären Monopols 
in sich selbst (s. Abschn. VI.). 

Wir haben nur Einen nationalökonomischen Schriftsteller ge- 
funden, welcher in Ableitung des zeitweiligen Autorschuzes einen 
Accent .auf die Verkehrsnatur der Autorschöpfung legt. Es ist 
P r o u d h o n 1 ). Er anerkennt das Autorrecht nicht wegen der 
besonderen Natur der „geistigen Erzeugnisse", sondern weil der 
„Tausch" derselben, weil „die Liquidation der Rechte des Autors" 
etwas Besonderes habe. Den richtig herausgefühlten Hauptpunkt 
analysirt er jedoch nicht näher, sondern begnügt sich zu sagen, 
der Schriftsteller tausche nicht „en particulier", sondern „en 
general avec le public" (p. 49) , er müsse desshalb durch ein 
T privilege temporaire de vente" bezahlt werden. Die nähere 
Begründung für das leztere fehlt ; an ihrer Stelle wird sofort eine 
Persiflage des „ewigen Eigenthums" durchgeführt. Ob das tem- 
poräre Monopol, gelegentlich (p. 1 1Ü) „droit ä priorite* genannt, 
selbst sechzig Jahre andaure, ist dem Autor der „litterarischen 



1) 1. c. I, §. 5 und 6. 
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Majorate" in seinem Eifer gegen das ewige geistige Eigenthum 
gleichgiltig. Offenbar bat Proudbon die dunkle Vorschwebung, 
dass die publicistische Art des Absazes ein Monopol begründet; 
er drückt diess aber sehr unklar aus, wenn er bemerkt, die Ver- 
öffentlichung sei ein Tausch „mit dem Publikum". Auch ein ma- 
terielles Produkt neuer Art wird durch Schaustellung, seiner Idee 
nach, dem Publikum preisgegeben, aber die ganze Art seines 
Absazes lässt dennoch einen grösseren Spielraum der Ausbeutungs- 
priorität, sie lässt nicht so einfach die überlegene concurrirende 
Nachahmung zu, wie es bei publicistischen Schrift- und Kunst- 
werken der Fall ist. 

Auch gegen die juristische Theorie des Autorrechtes als b e- 
sonderen Vermögensrechtes ') haben wir eine Bemerkung 
zu machen. Das Autorrecht ist ohne Zweifel als ein selbstslän- 
diges Vermögensrecht neben dem Eigenthumsrecht anzusehen. 
Allein als Monopolrecht, in seinem besonderen Character, ist hie- 
mit das Autorrecht noch nicht erklärt. Diese Erklärung wird auch 
nicht gefördert, wenn man, wie Richter, zwar gegen die 
juristische Selbstberuhigung bei einem „besonderen" Vermögens- 
recht polemisirt, dagegen schon im Princip des „Seh uz es der 
geistigen That" überhaupt den Kern des Autorrechtes ge- 
funden zu haben glaubt; man kommt auch hiemit keinen Schritt 
weiter. Mit dem Einen und mit dem Andern ist noch gar kein 
positiver Anhalt zur Erklärung eines singulären Monopolrechtes 
gewonnen. Der Staat „schüzt* schon durch das gewöhnliche 
Privatrecht, durch Eigenthums- und Obligationenrecht, den Lohn 
der „geistigen Thal", welche in jedem Produkte steckt. Erst der 
Nachweis einer die normale Lohnfunction des freien Verkehrs 
störenden singulären Verkehrsnatur der in publicistischem Verkehr 
auftretenden geistigen That begründet für diese den ausseror- 
dentlichen „Schuz der geistigen That" durch Monopol, 
er erklärt erst das in ausschliessender Beherrschung eines Marktes 
liegende besondere Wesen des Autorrechtes als eines „beson- 
deren" Vermögensrechtes. 

Richter verfällt, weil er nicht die singulare Verkehrser- 



1) Die Litteratur dieser Theorie s. bei Wächter, Verlagsrecht 94 f. 
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scheinung der Publikationen der Begründung des Autorrechts zu 
Grunde legt, noch des Weiteren in starke Irrthümer. Z. B. hin- 
sichtlich des Zeitungsschuzes 1 ) mit der Meinung: „Es ist 
für die geistige Arbeit gleichgültig, ob sie in einer fortlaufenden 
oder der Zeit nach getrennten, also periodischen Darstellung er- 
scheint, ob sie sich zu einem äusserlich ganzen und einheitlichen 
gestaltet, als Buch, Schrift oder als Zeitung, Artikel u. s. w. Es 
ist darum gleichgültig, weil diese Aeusserung der geistigen Arbeit 
nicht durch das innere Wesen der geistigen Kraft bestimmt, son- 
dern durch äussere Elemente, durch die Bedingungen des 
Verkehrs beeinflusst und diesen sich anpassend nach heute 
gebräuchlichen Formaten gestaltet wurde. In diesen Darstellungen 
ist ebenfalls ein geistiges Kapital zur Arbeit verwendet und zur 
Verwerthung gebracht. Wo gleiche Kräfte wirken, können nur 
gleiche Erfolge erzielt werden. Auf das mehr oder weniger des 
innern Werthes kommt es so wenig an, als auf die grössere 
oder geringere Schönheit ihrer äussern Gestaltung. Nicht die 
Art, sondern das Wesen muss beweisen." 

Was ßichter hier bemerkt, erklärt die bekannte abweichende 
Behandlung des Zeitungsschuzes nicht. Weil es auf die natürliche 
Priorität der Ausbeutung des Produktes ankommt, sind eine „Zei- 
tung" und ein Buch , sind verschiedene Arten von „Zeitungs- 
artikeln" selbst in sehr verschiedenem Masse des künstlichen 
Schuzes der Vergeltung im Mass angemessener Löhne und Lohn- 
renten bedürftig. Nicht auf die „Ungleichartigkeit der wirkenden 
Kräfte", sondern auf die Ungleichartigkeit der Vergeltungschancen, 
welche verschiedene publicistische Produkte im ungeschüzten 
freien Verkehr haben, kommt es bei der Schuzabstufung an. 
Nun genügt der Schuz des Quellencitates für Zeitungen. Man 
braucht von unserem Standpunkt zur Erklärung des jezigen 
Bechtes über Zeitungsschuz weder mit Wächter 2 ) anzunehmen, 
dass hier eine „einstweilen" praktisch erträgliche „principielle In- 
konsequenz" vorliege, noch mit Richter 3 ) die exorbitante Be- 
hauptung aufzustellen, dass bei Zeitungen „die ganze Gestaltung 

1) 1. c. S. 107. 

2) D. V. J. Sehr. 1863, 1. Heft, p. 251. 

3) 1. c. S. 132 f. 
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der Gesellschaft gehöre", dass „die Artikel durch die Gesarnmtheit 
geschaffen seien und derselben ein vollständiges Gebrauchsrecht 
geben." Derartige Auskunftsmittel zur Verdeckung unerklärbarer 
Thatsachen, derartige salli mortali zur Verständigung mit der Ge- 
sezgebungspraxis sind bei unserem Standpunkt entbehrlich. Ob wohl 
das „ganze Publikum" einen Girardin'schen Leitartikel schafft ? ! 

Wir waren, bevor wir in die vorstehenden kritischen Exkurse 
uns einliessen, zu dem Ergebniss gelangt : Nur , wo die p u b 1 i- 
c i s t i s c h e Verwerthung von litterarisch-artistischen Produkten 
Bedingung des Lohn- und Rentenbezuges ist, kann von Autorschuz 
die Rede sein. 

Ist er nur bei publicistischen Werken am Plaze, so ist er 
dafür bei allen publicistischen Schöpfungen angezeigt. Er kommt 
desshalb z. B. auch bei Aufführung dramatischer Werke ohne 
Weiteres in Frage : denn publicistisch vermittelt ist auch die Auf- 
führung dramatischer Werke, soferne aus Einem Druckwerke an 
hundert Orten die Aufführung geschöpft werden kann und selbst 
wenige Abschriften für Nichtverfasser hinreichen, das dramatische 
Werk binnen kurzer Zeit überall in den Verkehr zu bringen. 

Dagegen fällt der Autorschuz überall weg, wo nicht durch 
einfache und genaue Vervielfältigung im Wege des Abdruckes 
und der mechanisch - chemisch - technischen Nachbildung ein 
ganz gleiches Produkt von gleicher Qualität um geringere 
Kosten hergestellt werden kann. Man schüzt , wie schon be- 
merkt wurde, nicht den Mimen, nicht den Sänger, soll nicht ein 
Gemälde schüzen, das als unievm für sich selbst lohnenden Ver- 
kehrswerth erlangen soll und dessen unerlaubte Copie nicht so 
sehr wie eine pekuniäre Vermögensverkürzung, vielmehr wie eine 
Beeinträchtigung des persönlichen Originalinteresscs des Eigen- 
thümers sich darstellt. Wohl aber werden Bücher, Stahlstiche, 
Notendrucke u. s. w. geschüzt, welche unmittelbar nach ihrem 
überalligen Erscheinen der Nachahmung zu gleichen oder 
sogar geringer enKosten fähig sind. Als gemeinsame natio- 
nalökonomische Grundlage des Autorschuzes erweist sich die That- 
sache, dass bei publicistischer Verwerthung der Autorwerke das 
überallige, gleichzeitige Auftreten des Werkes Anderen die Ver- 
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vielfältigung für concurrirenden Absaz zu gleichen oder zu ge- 
ringeren Kosten ermöglicht ; jenes Zeitintervall, in welchem sonst 
die prioritätische Ausbeutung dem Originalwerk Kostenvergütung 
und eine etwa verdiente Rente sichert, verschwindet hier überall 
zu früh. Der concurrirende Verleger hat nicht lange zu experi- 
mentiren, Kosten für die Experimente ausgugeben, Arbeiter neu 
zu schulen, überhaupt nicht Vorbereitungen zu treffen, deren Kosten 
und Zeitverluste dein industriell-commerciellen Autor eine „Vorhand" 
lassen ; der Nachdrucker gebietet vielmehr über einen mechanisch- 
und chemisch-technischen, unmittelbar schlagfertigen Nachahmungs- 
apparat von gleicher Vollendung, wie derjenige des Originalver- 
legers ist. 

Zu geringeren Kosten sogar wird die Nachbildung 
möglich , soferne die Bezahlung der geistigen Arbeit , welche in 
dem Verkehrsprodukt verkörpert wird, für Nachdrucker und Nach- 
bildner wegfallt ; die natürlichen Voraussezungen der Concurrenz 
sind desshalb zum Nachtheil der Autoren und Originalverleger 
auf den Kopf gestellt, woferne nicht das Gemeinwesen eine aus- 
gleichende Einwirkung übt. 

Das Neue an originalen Ideen, in Verbesserungen und Um- 
formungen, was jedes Jahr der Markt, jedes Halbjahr die Saison 
an den sogenannten materiellen Produkten zur Erscheinung 
bringt, tritt als Element der Produktionskosten relativ zurück. 
Kostet ein Dessin, ein Muster eine Stanze auch viel herzustellen, 
sind gleich Experimente und Versuche für industrielle Neuerungen 
und für die Auffindung rentabler neuer Handelszweige nicht 
wohlfeil, so bilden doch diese Kosten der neuen und bessern Idee 
in den Produkten und Waaren meist einen sehr kleinen Bestand- 
theil der Gesammtkosten. Sie bilden einen Bestandtheil der Ge- 
neralkosten; die Generalkosten aber werden auf das einzelne 
Produkt, in welchem die neue Idee verkörpert wird, desto kleiner, 
je grösser die Zahl der abgesezten Stücke wird. In der gewöhn- 
lichen Industrie ist das Neue, die nur dem Autor und Original- 
verleger Kosten verursachende Verbesserung ein kleiner Theil 
neben dem geistigen Gemeinfond, welcher schon als freies Ge- 
meingut durch die Kulturgeschichte angesammelt ist, die „infini- 
Usimaliti du produit individuell, wovon Proudhon spricht, 
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trifft in der gewöhnlichen Industrie in weit höherem Masse zu, 
als in der litterarisch-artistischen Unternehmung, deren ganze Auf- 
gabe die vervielfältigende äussere Darstellung einer Originalidee 
ist; die Vergeltung der geistigen Arbeit, wenn diese überhaupt 
vergolten wird, macht in der publicistischen Hervorbringung ver- 
hällnissmässig grössere Kosten, und diese Kosten bringen, wofern 
die Concurrenten die Frucht derselben ohne längere Priorität des 
Originalverlegers kostenlos pflücken können, den Originalverleger 
in eine abnorm ungünstige Lage. Eine solche Priorität, wie sie 
der Cottonadendrucker von Mühlbausen unmittelbar und während 
der kurzen Nachfragezeit der „ersten Saison" hat, besizt die publi- 
cistische Produktion gerade nicht; es dauert oft sehr lange, bis 
Verlagsartikel ziehen, und wenn sie ziehen, ist die Nachbildung 
fast augenblicklich mit ihrer Waare auf dem Markte. 

Freilich hat der Originalverleger stets einigen Voraus, 
und bei Massen absaz ist dieser so bedeutend, dass er fast ge- 
nügend erscheinen könnte, das geringe Moment der auf das ein- 
zelne Exemplar entfallenden Honorarkosten der Goncurrenz gegen- 
über auszugleichen. Wir kommen unten auf diese Frage zurück, 
welche zugleich die ■Frage früherer oder späterer Entbehrlichkeit 
des Autorschuzes überhaupt ist. Nach heutigen Verhältnissen ist 
der Voraus des Originalabsazes im freien Verkehr bei vielen Ver- 
lagsartikeln noch nicht genügend. Viele und die besten Autoren 
feiern nicht ein veni vidi vici auf dem Markte; beginnen sie 
einmal zu ziehen, so hätte der Nachdrucker den Voraus, dass die 
Honorar- und ersten Zinsenkosten des Originalverlages für ihn 
wegfallen. „Lagrange", sagt Wrang eil 1 ), »konnte für seine 
micanique analytique zuerst keinen Verleger finden, und noch 
jezt ist es durchschnittlicher Grundsaz des Buchhandels, die Neuheit 
der Ideen als ökonomisch bedenklich zu perhorresciren." 

Wir haben das Autorrecht als vorläufig unentbehrliches künst- 
liches Surrogat der Distributivgerechtigkeit des freien Verkehrs 
gegen die „Arbeit und das Arbeitsverdienst" *) angenommen. 



1) 1. c. p. 76. 

2) „Nicht allein der Schuz des Eigenthums ist die Aufgabe dei Rechts- 

Zeitschr. f. Staats w. 1867. II. Heft. 23 
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Zergliedern wir zunächst die Aufgabe dieser künstlichen Einrichtung 
der austheilenden Gerechtigkeit noch etwas näher. 

Im Allgemeinen sprechen die Juristen, welche über Urheber- 
recht und Patentrecht geschrieben haben, von Lohn und Vergeltung 
schlechthin. Sie scheiden nicht zwischen der Prämie eines Extra- 
einkommens und zwischen Sicherung der Kostendeckung für alle 
Elemente der litterarischen Produktion. In den juristischen 
Theorieen des Urheberrechtes ist bei Rechtfertigung des Autoren- 
schuzes ganz im Allgemeinen von der Noth wendigkeit ver- 
mögensrechtlichen Schuzes für privatwirthschaftliche Vermögens- 
interessen die Rede. 

So wichtig es nun ist, von rechtlich zu schüzenden Ver- 
mögensinteressen bei dem exceptionellen- Institut des Urheberrechtes 
zu reden, -so ist diess doch viel zu allgemein , und diese Allge- 
meinheit der Motivirung der Urheberrechte verbaut allen Zugang 
zu einer rationellen Begründung der Begrenzung dieses singulären 
Schuzes. Unsererseits ist nun ein singuläres Schuzbedürfniss 
mit immanenten Grenzen nachgewiesen worden, soferne den wirklich 
verdienten Autoren sofort der Oeffentlichkeil preiszugebender Geistes- 
werke die sonst durch die freie Rentenfunktion geschaffene Prämie 
sicherzustellen ist. Unter dem Gesichtspunkt einer künstlich an- 
zulegenden, ihrem Wesen nach transitorischen Rentenfunktion für 
die wirkliche« „Urheber" der wirklich „verdienten Erzeugnisse" 
ist der Autorenschuz als singuläres Rechtsinstitut bereits gerecht- 
fertigt 

Es kommen jedoch zwei Fragen in Betracht : 

einmal ob der singulare Grund bei allen öffentlichen Er- 
zeugnissen, welche der reinen Vervielfältigung für den Markt fähig 
sind, auch wirklich zutreffe, 

sodann ob die Sicherung einer möglichen Rente nicht 
zugleich den weiteren Zweck: 



Staates, sondern auch der Schuz der Arbeit und des Arbeitsverdienstes * — 
äusserte mein zu früh verewigter Freund Johann Georg v. Cotta, 
dessen ich nie ohne Gefühl der tiefsten Verehrung gedenken kann, schon 
am 26. Juni 1H38 in der württ. Kammer (vergl. Wächter S. 1). — In der 
That der .Schuz der Arbeit und des Arbeitsverdienstes" ist eben dasselbe, 
was wir staatliche Ergänzung der Lohn- und der Lohnrentenfunktion nennen. 
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der Sicherung eines minus, nämlich des Betrages der not- 
wendigsten Kosten für die geistige Mitwirkung bei der Produktion 
gegen unentgeltliche Mitausbeutung des geistigen Arbeitslohnes 
durch Concurrenten, 
mit zu erfüllen habe. 

Auf beide Fragen ist aus guten Gründen eine Antwort zu er- 
langen. Sollte sich nämlich hinsichtlich der e rsteren herausstellen, 
dass. viele zur Oefientlichkeit bestimmte Produkte nicht zu den mit 
Rentenschuz zu prämiirenden Leistungen gehören, so mttsste ent- 
weder für sie der Autorschuz wegfallen oder es tnüsste nachge- 
wiesen werden können, dass seine Ausdehnung auf sie social- 
ökonomisch unbedenklich ist. Und sollte sich hinsichtlich der 
zweiten Frage ergeben, dass in der Thut einzelne Publikationen 
selbst hinsichtlich der nothwendigen Kostendeckung für die 
geistige Autorenarbeit der Ausbeutung unterliegen, dass auch diese 
socialökonomisch schädliche Ungerechtigkeit in der nationalöko- 
nomischen Einkorn mens vertheilung stattfinde, so würde der Autoren- 
schuz auch diese Ungerechtigkeit beseitigen , welche nach der 
singulären Verkehrsnatur der publicistischen Gattung privatwirth- 
schaftlicher Produkte eintreten würde. Der Autorenschuz hatte 
eine zweite socialökonomische Aufgabe. Ob sie die sekundäre 
neben dem künstlichen Rentenschuz oder die primäre sei, wäre 
dann weiter zu entscheiden. 

Diesem weiter auftretenden Fragenkomplex begegnen wir mit 
folgender Auseinandersezung. 

Es giebt allerdings publicistische Erzeugnisse, welche eines 
Lohn- und Lohnrentenschuzes mittelst ausschliessender Absazrechte 
ganz oder theilweise entbehren können, 

sei es, dass in ihnen das Verdienst überhaupt zurücktritt, 

sei es, dass die Erzeugung durch gemeinwirthschaftliche Or- 
gane mit dem Zweck möglichster Verbreitung erfolgt (offizielle 
Gesezesblätter, Publikationen gelehrter Gesellschaften), 

oder weil die schrankenlose Publikation Zweck des Autors 
selbst ist (Nachdruck von Reden in parlamentarischen Berichten), 

oder weil die Priorität weniger Tage und die Verpflichtung 
zum Quellencilat den Autorschuz ersezt (Zeitungsnachdruck). 
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In diesen und ähnlichen Fällen ist der Autorschuz entweder 
nicht begründet oder seine möglichste Beschränkung geboten. 
Diese Fälle werden weiter unten noch einmal zu erwähnen sein. 
Es wird sich dabei zeigen, dass hierin der Autorenschuz durch 
einen instinktiv richtigen, dem praktischen Leben nachgehenden 
Takt der meisten Gesezgebungen wirklich beseitigt oder doch 
sehr beschränkt worden ist. 

Hiemit ist Eine Seite der ersten unter den oben aufgewor- 
fenen Fragen erledigt. 

Es giebt aber noch andere Produkte, welche selbst ökonomisch, 
zu schweigen von der moralischen Bedenklichkeit ihrer Förderung 
— des Reizmittels künstlichen Rentenschuzes wohl entbehren 
können, für welche jener Schuz auch unpraktisch ist: wir 
meinen die publicistischen Massenprodukte, die Fabrikate der 
Romanfabriken, tausend litterarisch- artistische Erzeugnisse, Schmie- 
rereien und Pfuschereien, womit alljährlich der publicistische Markt 
überführt wird. 

Häufig mögen durch Massenabsaz die auf eine „an- 
ständige" Autorenhonorirung aufgehenden Generalkosten so ver- 
schwindend klein auf das einzelne Stück der Originalvervielfältigung 
sein, dass eine künstliche Nachhilfe, selbst zu Gunsten einer 
Rentenfunktion für den Autor, geschweige zu Gunsten der Deckung 
der nothwendigen Unterhaltskosten, beziehungsweise Verlegeraus- 
gaben, für die geistige Arbeit entbehrlich sein würde. 

Sodann liegt in der gerade entgegengesezten Richtung ein 
natürlicher Schuz für Rentenbezug, jedenfalls für Deckung des 
nothwendigen Preises der geistigen Arbeit, da vor, wo ein Pro- 
dukt publicistischer Art nicht ohne grosses Risico von einem 
zweiten Verleger in den Handel gebracht werden könnte, weil es 
überhaupt nur geringen Absaz beanspruchen kann. Es giebt 
solcher Bücher mit relativ hohen Generalkosten nicht wenige. 
Auch bei Nachdrucksfreiheit würden sie nicht nachgedruckt werden, 
und sind sie früher in den Raubstaaten des Nachdruckes nicht 
nachgedruckt worden, — ungefähr aus derselben ökonomischen 
Berechnung, um deren willen neben Einer Gaskompagnie oder 
Eisenbahn oder Fahrpostunternehmung nicht leicht eine zweite 
entsteht, selbst wenn rechtlich die Concurrenz statthaft oder eine 
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zweite Concession zu erlangen sein würde. Der Autor der gegen- 
wärtigen Schrift über die .nationalökonomische Theorie der aus- 
schliessenden Absazverhältnisse" ist bei aller unbescheidenen 
Autormeinung für sein Werk überzeugt, dass diese selbst bei bester 
Aufnahme im Publikum auch ohne Autorschuz nicht nachgedruckt 
werden würde, und dass der Verleger ihm das Honorar ebenso be- 
zahlen könnte, wie jezt unter dem Schuz des Urheberrechtes. 

Gleichwohl wird der Autorenschuz auch auf diese Art von 
Werken ausgedehnt. 

So lange in ihnen irgend ein des künstlichen Rentenschuzes an 
sich würdiger geistiger Gehalt liegt, ist diese Ausdehnung legislativ 
gerechtfertigt, weil man nie vom einzelnen Werke die 
Ueberflüssigkeit desSchuzes v o r a u s behaupten kann, 
obwohl es sicherlich immer solche Werke giebt, für die er ent- 
behrlich ist. Vom scheinbar geringsten Verlagsartikel lässt sich nicht 
bestimmt voraussagen , ob er nicht plözlich „ziehen" und dann von 
concurrirenden Verlegern aufgelegt werden würde; in Iezterem 
Falle würde dem Autor und dem mit dem Autor in einem „con- 
tractu* aleae" stehenden Verleger das ihnen gebührende Renten- 
einkommen abhanden kommen. Andererseits ist in der Mehrzahl 
der Fälle, in denen diese mögliche Eventualität nachträglich nicht 
eintritt, der künstliche Schuz des Autorrechtes für die Regel auch 
nicht bedenklich. Die einzig denkbare Gefahr, Uebertheurung 
der Geisteserzeugnisse, ist durch das Aufkommen wohlfeilerer, den 
Inhalt des ersten Werkes verändert reproducirender Concurrenz- 
werke abgehalten. 

Hiemit wäre die zweite Seite der erst aufgeworfenen Frage 
beantwortet. Bei dieser Beantwortung ist zugleich nachgewiesen, 
dass es Werke giebt, welche der Kostendeckung wegen den Au- 
torenschuz entbehren können, ihn aber dennoch eingeräumt er- 
halten , um die mögliche Rentenergiebigkeit einzelner zu sichern. 
Schon desshalb ist unter den zwei denkbaren nationalökono- 
mischen Motiven, demjenigen der Rente und demjenigen des ein- 
fachen Ersazes der Kosten der geistigen Arbeit, ersteres das 
allgemeinere, weiter reichende und daher primäre. Für Autoren 
und Verleger hat eben das Urheberrecht seinen praktischen Haupt- 
werk durch den Schuz der besonders gesuchten Werke ; nur ihre 
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„Rentabilität" ist von der mechanischen Nachbildung bedroht. Sie 
sind, was sich eben ökonomisch — nicht immer moralisch — am 
Absaz ermessen lasst, die ren te würdigen Werke. 

Ersteres Motiv ist auch das einzige, welches gemäss dem 
transitorischen Charakter selbst der freien Rentenfunktion und ge- 
mäss der verschiedenen Gradabstufung des Bedürfnisses nach 
künstlicher Rentenbildung bei den verschiedenen Gattungen 
geistiger Erzeugnisse — eine temporäre Dauer und eine rationelle 
Abstufung der temporären Dauer des Autorenschuzes allgemein 
rechtfertigt 

Erst die sekundäre ökonomische Aufgabe des Autorrechtes, 
— an sich nur bei einem Theil derjenigen Fälle zu erfüllen, in 
welchen die freie Rentenfunktion durch temporäre ausschliessende 
Absazrechte zu ergänzen ist, — besteht in der gerechten Sicherung 
mindestens der Kosten der geistigen Arbeit für Autor und Original- 
verleger. Schnell durchschlagende Werke, Schöpfungen schon 
renommirter Autoren, Produkte mit bedeutenden Auslagen für 
Experimente und leicht nachahmbare Zeichnungen werden den 
Autorenschuz auch wegen dieses zweiten , von selbst innerhalb 
des ersten gehaltenen, ökonomischen Motives verlangen. 

Der Autorenschuz rechtfertigt und begrenzt sich hienach 
nationalökonomisch in erster Linie als künstlich geschaf- 
fene Rentenfunktion. Die Lohnrente besserer Autoren 
und die Unternehmerrente des Verlegers, zwei Vergeltungen, 
welche nach allgemeinen Grundsäzen aus erfolgreichen Werken 
in Anspruch genommen werden dürfen, bilden, und zwar für 
publicistische Produkte, den Hauptgegenstand eines berech- 
tigten Autorschuzes ; in diesem Sinne konnte der leztere von 
Anfang an in dieser Schrift auf die Rententheorie zurückgeführt 
werden, und er wird — so lange er als berechtigt erscheinen 
wird und in dem Maasse als er jederzeit für berechtigt gelten 
wird — hauptsächlich auf die Renlenfunktion, nur theilweise auf 
die Funktion gewöhnlichen Lohnes und Verlagsgewinnes, zurück- 
zufuhren sein. 

Mit dieser Auffassung stimmt auch die schlichte Weisheit 
der praktischen Gesezgebung überein. Seit der Königin Anna 
und Georg II. hat man die „Ermunterung von Kunst und Wissen- 
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schafl" als gesezgeberischen Beweggrund für die Schaffung von 
Autorrechten angegeben. Die „Aufmunterung" der Produktion 
liegt sonst im freien Renteneinkommen, wie in Abschnitt IV nach- 
gewiesen ist; sie liegt für publicistische Produkte in der künst- 
lichen Ermöglichung einer .Autorrente" durch Monopolschuz '). 

Die Nothwendigkeit eines künstlichen Surrogates der Lohn-, 
namentlich aber der Lohnrentenfunktion für die Hervorbringung 
publicistisch zu verwerthender Schrift- und Kunstwerke ist zwar 
das Ergebniss der so eben geführten Untersuchungen. Diese Unter- 
suchungen ergaben aber auch, dass nicht für alle publicistischen 
Erzeugnisse Monopolschuz nöthig sein würde. Desshalb wird der 
Autorschuz, insbesondere was die Frist betrifft, immerhin als eine 
in restrictivem Geist zu bestellende Einrichtung anzusehen sein. 

Es ist übrigens eine viel weiter gehende Muthmassung 
denkbar : Die der Kunsthilfe des Autorschuzes bedürftigen Werke 
könnten allmälig im litterarisch-artistischen Verkehr so sehr zu- 
rücktreten, dass der Gesezgeber, wie der römische praetor mi- 
nima non curans sie vernachlässigen dürfte, zumal wenn Staats- 
und Stiftungsfonds , öffentliche Subskriptionen u. s. w. mehr und 
mehr auch dem eventuell kleinen Rest schuzbedürftiger Schrift- 
und Kunstwerke Ersaz bieten würden 2 ). Mit andern Worten : 

Bei weiterer En twicklung der Bildung könnten 
überwiegende Gründe für die Wiederbeseitigung 
auch des Autorrechtes, dieses Monopols modern- 
ster Entstehung und Ausbreitung, sprechen. 

Untersuchen wir desshalb die Voraussezungen möglicher Ein- 
schränkung oder gar Beseitigung des Autorschuzes noch etwas 
näher. Diese weitere Untersuchung bildet einen naturlichen Ueber- 



1) Geahnt ist die künstliche Autorrente nur von K. S. Zacbariä, 
40 BB. VII, 62, der Gedanke ist jedoch von ihm nicht weiter für die Nach- 
drucksfrage vervverlhet worden. 

2) Ein frei wirkendes Moment zu Gunsten des Autors und Originalver- 
legers bliebe die Besorgung weiterer Auflagen durch den 
Autor ; jede weitere Auflage würde alte Nachdrücke bedrohen, das Produkt 
des Originalvcrlages wäre stets das gesuchteste und bei Massenabsaz des 
Originals bliebe sogar eine fortlaufende gute Honorirung des Autors 
möglich. 
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gang zu der Besprechung der Zeit- und Raumgrenzen des Autor- 
monopolschuzes , — einer Besprechung, welche unsere nächste 
Aufgabe sein wird. 

Wir geben hiebei von den Säzen aus: Je geringer der An- 
theil der geistigen Arbeit an den Kosten des litterarisch-artistischen 
Verkehrsgutes ist, je weniger daher ein zu hohem Lohn und zu 
hoher Lohnrente berechtigender geistiger Gehalt in demselben 
steckt, je mehr sich die Kosten auch eines bedeutenden geistigen 
Gehaltes durch Grösse der Auflage zu einem verschwin- 
denden Theil des Stückpreises der publicistischen Produkte ge- 
stalten, desto eher kann der Autorschuz entbehrt oder wenig- 
stens beschränkt werden. Diess kommt hauptsächlich beim 
Schuz der Uebersezungen als solcher, beim Schuz der Zeitungen — 
bei lezteren neben der Bedeutung der Tages priorität und neben 
der Reclamenwirkung des Quellencitates — als einschränkendes 
Moment für das Schuzmass in Betracht. 

Bei Masse nabsaz vertheilen sich die Kosten der Abfassung 
des geistigen Inhalts und der Originalkunstschöpfung ungemein. 
Derjenige Antheil derselben , welcher auf das Stück fällt, könnte 
sogar so klein werden, dass er in Bezug auf die Concurrenzgefahr 
der Nachdrucker und der Nachbildner vernachlässigt werden könnte, 
was zum Verzicht auf den Autorenschuz an solchen Werken hin- 
führen würde. 

Die Entbehrlichkeit des Autorschuzes legt sich als eine mög- 
liche Eventualität desshalb nahe, weil beim Zurücktreten des für 
den Nachdruck wegfallenden Autorhonorars die Originalauflage 
anderweitigen natürlichen Schuz besizt. Wenn nämlich dem Nach- 
drucker und Nachbildner nicht bedeutender Vortheil durch das Weg- 
fallen eines relativ bedeutenden Kostenbestandtheils winkt, so 
wird sich derselbe durch das erhebliche Risiko abschre- 
cken lassen, welches getragen werden muss, wenn ein schon 
im Handel befindliches publicistisches Erzeugniss von einem zweiten 
Verleger auf den Markt geworfen wird. Der erste Verleger, 
welcher doch immerhin eine kurze Zeit voraus hat, kann schon 
hinlänglich gewonnen haben, um dem concurrirenden Nachdrucker 
gegenüber den Rest der Originalauflage bedeutend im Preise her- 
abzusezen. Auch hat die Originalauflage regelmässig den höheren 
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Gebrauchswerth. Die Verlagsconcurrenz an demselben Werke 
begegnet ähnlichen Schranken, wie die Errichtung von Concurrenz- 
bahnen. 

Ein grosser Markt für Litteratur- und Kunstprodukte ist nun 
durch eine weite Verbreitung der Volksbildung be- 
dingt. Je höher ein Volk in dieser Beziehung sich entwickelt, 
für desto mehrere Litteratur- und Kunsterzeugnisse würde sich 
die Annahme rechtfertigen , dass den Originalverlegern und Au- 
toren ohne die künstliche Einrichtung des Autorenschuzes das 
verdiente Lohn-, Gewinn- und Renteneinkommen zufalle. Man 
könnte sogar daran denken, das Mass des Autorenschuzes im um- 
gekehrten Verhältniss der in einem ersten Verlagsstadium abge- 
sezten Exemplare anzulegen , wenn diess praktisch ausführbar 
wäre. In der That glauben wir, dass je grössere Verbreitung die 
Volksbildung gewinnt, desto mehr an der Ausdehnung und Strenge 
des Autorenschuzes nachzulassen sei. 

In dieser Beziehung sind zu keiner Zeit alle Völker gleich, 
und mir scheint es — selbst auf die Gefahr, von Richter und 
Andern in die Verdammniss der amerikanischen Press- „Flibustier" 
mit hineingeworfen zu werden — unleugbar zu sein, dass Carey 
von einigermassen gesunden ökonomischen Erwägungen ausging, 
als er den amerikanischen Büchermarkt, dessen Bedeutung auf der 
Ausdehnung des Volksschul- und Zeitungswesens beruht, weit über 
den englischen stellte, wenn er daraus ableitete, dass aus einem 
englisch-amerikanischen Schuzvertag der Sprachgleichheit wegen 
die Engländer den weit überwiegenden Vortheil ziehen würden, 
wenn er endlich mit diesen Erwägungen die amerikanische Anti- 
pathie gegen internationalen Verlagsschuz mittelbar vertheidigt. 

Die Mittheilungen , welche Carey aus eigener Erfahrung 
machen kann , er war eine Zeit lang Buchhändler, sind für die 
hier angeregte Seite der nationalökonomischen Beurlheilung un- 
seres Gegenstandes von grossem Interesse. Der geistreiche ameri- 
kanische Oekonomist sagt von der englischen Bücherpro- 
duktion bei kleinem aristokratischem Leserkreis (Brief 4 und 5): 
„Die ersten Auflagen sind gewöhnlich klein und wenige Bücher 
erleben eine zweite Auflage. So populär Kapitän Marryat war, 
beliefen sich die ersten Auflagen seiner Bücher, wie er mir selbst 



356 Die ausschliessenden Verhältnisse*. 

mittheilte, eine Zeit lang nur auf 1500 Exemplare und waren da- 
mals nicht über 2000 gestiegen. Von Bulwer's Novellen, die so 
allgemein beliebt waren , betrug die erste Auflage nie mehr als 
2500 Exemplare ; und ebenso war und ist es noch mit Anderen. 
Troz aller Popularität Thackeray's wurden von allen seinen Bü- 
chern doch selten über 6000 für den Bedarf von dreissig Millio- 
nen Menschen verkauft. Zuweilen gelingt es wohl einem einzelnen 
Schriftsteller, die Aufmerksamkeit des Publikums zu fesseln und 
ein Vermögen zu erwerben — nicht aber durch den Verkauf 
grosser Quantitäten zu niedrigen Preisen, sondern durch massige 
Quantitäten zu hohen Preisen. Das bedeutendste Beispiel dieser 
Art in England bietet jezt Dickens, der für zwanzig Shillinge 
ein Buch verkauft, dessen Herstellung ungefähr vier Shilling sechs 
Pence kostet, und der zugleich seinen Arbeitsgenossen auf dem 
Felde der Litteratur einen ungeheuren Preis berechnet für das 
Privilegium, seinen Bänden die Anzeigen ihrer Werke anzuheften. 
Sein lezter Roman „Bleak House", der in monatlichen Nummern 
erschien, hatte in dieser Form eine so weite Verbreitung, dass 
er ein werthvolles Vehikel für Annoncen wurde, so dass vor dem 
Schlüsse desselben die wenigen Seiten der Erzählung gänzlich 
zwischen den Bogen von Annoncen verschwanden, die daran ge- 
heftet waren. Der niedrigste Preis für eine solche Anzeige war 
1 Pfd. St. und viele wurden sogar mit 5 und 6 Pfd. St. bezahlt. 
Darnach hat die Annahme nichts Unwahrscheinliches, dass der 
Verfasser ausser der Summe, die er für die Erzählung selbst er- 
hielt, noch einige 15,000 Pfund durch seine Anzeigebogen ge- 
wann. Die Household Words werfen ein Einkommen von unge- 
fähr 4000 Pfd. St. ab, obwohl Dickens, der sie ganz in die Hände 
eines Mitredakteurs gegeben hat, nichts damit zu thun hat, als 
dass er jede Woche einen Artikel liefert. Bloss durch seine Ta- 
lente hat er sich von der Stellung eines Zeitungsreporters zu der 
eines litterarischen Krösus emporgeschwungen. 

„Für die eine Klasse in England sind die Bücher ein uner- 
schwinglicher Luxusartikel , während bei der anderen der Mangel 
an Müsse das Verlangen, Bücher zu kaufen, nicht wachsen lässt. 
Der Verkauf derselben ist desshalb gering, und die Schriftsteller 
werden demgemäss schlecht bezahlt. Einen starken Kontrast mit 
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dem Verkauf der englischen Bücher im Inlande bildet der bedeu- 
tende Absaz, welchen sie hier in Amerika finden, wie diess 
aus den folgenden Thatsachen erhellt : Von der Oktavausgabe der 
Modern British Essayists wurden in fünf Jahren nicht weniger als 
80,000 Bände verkauft. Von Macaulay's Miscellanies , 3 Bünde 
12° wurden 60,000 Bände abgesezt. Von Miss Aguilar's Schriften 
wurden in zwei Jahren 100,000 Bände verkauft. Von Murray's 
Encyclopedia of Geography wurden mehr als 50,000 und von 
McCulloch's Commercia! Dictionary wurden 10,000 Bände abge- 
sezt. Von Alexander Smith's Gedichten wurden in wenigen 
Monaten 10,000 Exemplare verkauft. Der Absaz von Thackeray's 
Werken war hier viermal so stark, wie in England, und von 
Dickens' Werken wurden fast Millionen von Banden verkauft. Der 
Absaz seines Bleak House in allen seinen verschiedenen Formen 
— in Zeitungen , Monatsschriften und Büchern — ist schon auf 
mehrere hunderttausend Exemplare gestiegen. Von Bulwer's leztem 
Roman wurden , wie ich höre , seit seiner Vollendung mehr als 
35,000 Exemplare verkauft. Von Thiers's Gedichten des Consu- 
lats wurden 32,000 und von Montagu 's Ausgabe der Werke Lord 
Bacon's wurden 4000 Exemplare abgesezt. Wenn der Absaz der 
Bücher in England gleich stark wäre, wie hier, so würden also 
die englischen Schriftsteller reichlich bezahlt werden. Der Absaz 
amerikanischer Original werke, welche zu den nachge- 
druckten etwa im Verhältniss von 5 : 2 stehen, gestaltet sich nach 
Carey's angeblich auf beste Quellen gestüzten Mittheilungen, wie 
folgt: 

„Mit Ausnahme der Schulbücher sind Washington Irvings 
Bücher die verbreitetsten. Vor dem Erscheinen der von Putnam 
verlegten Ausgabe belief sich der Absaz schon auf mehrere hundert- 
tausend Exemplare, und doch wurden von dieser Auflage, die 
1 V Dollar per Band kostet, bereits 144.000 Bände verkauft. Der 
Absaz von „Uncle Tom" betrug 295,000 Exemplare, theils in 
einem, theils in zwei Bänden, und die Gesamintzahl der abge- 
sezten Bände beträgt wahrscheinlich ungefähr 450,000. 
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Preis per Band. Bände. 
„Von den zwei Werken der Miss Warner, 
»Queechy" und „The wide, wide World" 

waren der Preis und der Absaz . . Doli. 0,88 104,000 
„Fern Leaves" von Fanny Fern in sechs 

Monaten „ 1,25 45,000 

Reveries of a Bachelor und andere Bücher 

von Ike Marvel „ 1,25 70,000 

Alderbrook von Fanny Forester, 3 Bände „ 50 33,000 

Norlhup's Twelfe Years a Slave . . . „ 1,00 20,000 

Novellen von Mrs. Hentz, in drei Jahren „ 63 93,000 

Major Jones's Courtship and Travels . . „ 50 31,000 
Salad for the Solitary, by a new author, in 

fünf Monaten „ 1,25 5,000 

Headley's Napoleon and his Marshals. Was- 
hington and his Generals u.a. Werke „ 1,25 200,000 
Stephens's Travels in Egypt and Greece . „ 87 80,000 
„ „ „ Yucatan and Central- 

America „ 2,50 60,000 

Kendall's Expedition to Santa Fe ... .„ 1,25 40,000 

Lynch's Expedition to the Dead Sea 8™ „ 3,00 15,000 

. .. ,, » 12"° „ 1,25 8,000 

Western Scenes „ 2,50 14,000 

Young's Science of Government . . . „ 1,00 12,000 

Seward's Life of John Quincy Adams . . „ 1,00 30,000 
Frosts Pictorial History of the World, drei 

Bände „ 2,50 60,000 

Spark's American Biography, 25 Bde. . . „ 75 100,000 
Encyclopaedia Americana, 14 Bde. . . . „ 2,00 280,000 
Griswold's Poets and Prose Writers of Ame- 
rica, 3 Bände „ 3,00 21,000 

Barnes s Notes on the Gospels, Epistles etc. 

11 Bände „ 75 300,000 

Aiken's Christian Minstrel, in 2 Jahren . ,, 62 40,000 

Alexander on the Psalms, 3 Bände . . „ 1,17 10,000 

Buists Flower Garden Directory . . . „ 1,25 10,000 

Cole on Fruit Trees „ 50 18,000 
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Preis per Band. Bände. 
Cole Diseases of Domestic Animals . . Doli. 50 34,000 
Downing's Fruits and Fruits Trees . . . „ 1,50 15,000 

„ Rural Essays „ 3,50 3,000 

., Landscape Gardening . . . „ 3,50 9,000 

„ Cottage Residences . . . . „ 2,00 6,250 

„ Country Homes „ 4,00 3,500 

Mahan's Civil Engineering „ 3,00 7,500 

Leslie's Cookery and Receipt books . . „ 1,00 96,000 
Guyot's Lectures on Barth and Man . . „ 1,00 6,000 
Wood and Baches Medical Dispensatory . „ 5,00 60,000 
Dunglison's Medical Writings, 10 Bde. . „ 2,50 50,000 

Pancoast's Surgery, 4 10 „ 10,00 4,000 

Rayer, Ricord und Moreau's Surgical Works 

(Uebersezungen) „ 15,00 5,500 

Websters Works, 6 Bände „ 2,00 46,800 

Kent's Commentaries, 4 Bände . . . . „ 3,38 84,000 
„Nächst dem Werke des Kanzlers Kent folgt Greenleaf on Evi- 
dence, 3 Bände, Doli. 16. 50, der einen ausserordentlichen Absaz 
fand, dessen Höhe ich übrigens nicht bestimmen kann. Von Black- 
ford's General Statutes of New- York, einer Schrift von rein lokaler 
Bedeutung, — Preis 4. 50 — wurden 3000 Exemplare abgesezt; 
diess kommt einem Absaz von 30,000 Exemplaren eines Werkes 
für ganz Grossbritannien so ziemlich gleich. Wie stark der Absaz 
der Bücher des Richters Story ist, lässt sich schon aus der That- 
sache ermessen, dass das Verlagsrecht derselben schon seit Jahren 
über 8000 Dollar per Jahr einträgt. Ueber den Absaz der Werke 
Prescott's ist wenig Sicheres bekannt; allein er muss, wie ich 
höre, wenigstens 160,000 Bände betragen. Der Absaz von Ban- 
croft's Geschichte ist sicher schon auf 30,000 Exemplare ge- 
stiegen , nach Anderen soll er sich noch höher belaufen ; und 
selbst dieser Absaz ist für ein solches Werk ganz beispiellos." 

Aus vorstehenden Mittheilungen Carey's lassen sich ver- 
schiedene wichtige Bemerkungen ableiten. Einmal zeigt sich die 
grosse Bedeutung, welche der Büchermarkt in einein demokratisch- 
decentralisirten Gemeinwesen von ausgebreiteter Schulbildung 
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hat 1 ); Carey hat diese Thatsache freilich nur zum Angriff auf 
internationalen Schuz zwischen gleichsprachigen Ländern hervorge- 
hoben. Es treten noch andere wichtige Erscheinungen aus seiner 
Polemik hervor, namentlich die Verminderung des Bücherpreises 
bei grossen Auflagen, beziehungsweise bei weit verbreiteter Bil- 
dung. In lezterer Beziehung giebt Carey eine weitere interes- 
sante Vergleichung : „Mau wirft, sagt er im 6. Brief, häufig die 
Frage auf: Welchen Unterschied macht es für die Einwohner un- 
seres Landes, ob sie dem englischen Schriftsteller für das Ver- 
gnügen, das ihnen die Leetüre seines Buches verschafft, einige 
Cents bezahlen oder nicht? Zu diesem Zwecke gebe ich eine 
vergleichende Uebersicht 2 ) der Preise von englischen und ameri- 
kanischen Ausgaben einiger weniger Bücher, -die in den lezten 
paar Jahren erschienen sind: 

englis 
Brande's Encyclopedia .... Doli. 
Ure's Dictionary of Manufactures 
Alison's Europe, billigste Ausgabe 
D'Aubigne's Reformation . . 
Bulwer s „My Novel" . . . 
Lord Mahon's England . . . 
Macaulay's England pr. Band 
Campbell's Chief Justices . . 

„ Lord Chancellors 

Queens of England, 8 Bande 
Queens of Scotland .... 
Hallam's Middle Ages . . . 

Arnolds Rome 

Life of John Foster . . . 
Layard's Niniveh, vollst. Ausgabe 
Mrs. Sommerville's Physical Sciences 
Whewell's Elements ofMorality . 



Preis 


amerik. Pr 


15,00 


4,00 


15,00 


5,00 


25,00 


5,00 


0.1,75 


2,25 


10,50 


0,75 


13,00 


4,00 


4,50 


0,40 


7,50 


3,50 


25,50 


12,00 


24,00 


10,00 


15,00 


6,00 


7,50 


1,75 


12,00 


3,00 


6,00 


1,25 


9,00 


1,75 


2,50 


0,50 


7,50 


1,00 



1) Nach dem H i n r i c h s'schen Katalog war 1861 die Zahl der er- 
schienenen Druckschriften , Zeitungen und Anzeigeblätter im mehr decen- 
tralisirten Deutschland 9398, in Frankreich nur 5141 (D. V. J. Sehr. 
1863, 1. Heft.). 

2) Einem Artikel der Newvork Daily Times entnommen. 
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englischer 


Preis. 


amerik. Pr. 


Napier's Peninsular War . . . Doli. 


12,00 


3,25 


Thirlwall's Greece , billigste Ausg. 


7,00 


3,00 


Dick's Practica! Astronomer . . 


2,50 


0,50 




7,50 


0,25 



„Der Unterschied zwischen dem Verkaufspreis in London und 
Newyork betragt, wie wir sehen, bei dem ersten Buch in dieser 
Liste nicht weniger als elf Dollar oder fast dreimal so viel wie 
der ganze Preis der amerikanischen Ausgabe. Welcher Ursache 
müssen wir diesen ausserordentlichen Unterschied zuschreiben? 
Etwa einem höheren Preise des Papiers oder des Druckes in 
London ? Gewiss nicht, denn das Papier und die Druckarbeit sind 
dort billiger als hier. Liegt es denn vielleicht in der Notwendig- 
keit, dem Verfasser ein hohes Honorar zu zahlen ? Gewiss nicht ; 
denn in unserem Lande finden sich wohl fünfzig Manner, die 
ebenso fähig sind, ein solches Werk zu verfassen wie Herr Brande, 
und die diess gerne für einen Dollars per Exemplar thun würden, 
da sich berechnen lässt, dass sie durch einen starken Absaz 
reichlich bezahlt würden. Da der ßücherabsaz in England nicht 
bedeutend ist, so würde man ihm zwei Dollar für den Band be- 
willigen müssen ; allein auch dann blieben immer noch neun Dollar, 
über die man Rechnung zu stellen hätte. Wem fällt dieses Geld 
zu? Theilweise dem Schazkanzler, theilweise der Times und an- 
deren Zeitungen, die M ono pol preise für das Anzeigen von 
Büchern berechnen, und der Rest fallt den Buchhändlern zu, die 
„Verlagsrechte besizen" und „ihre Bücher zu so übermässigen 
Preisen" verkaufen, dass sie die Regierung in den Buchhandel 
(Schulbüchervertrag) getrieben haben, um die Preise herabzu- 
drücken; und diess sind gerade die Männer, welchen man jezt 
eine unbeschränkte Controle über alle im Auslande producirten 
Bücher einzuräumen vorschlägt." 

Angenommen , die hier von Carey genannten Werke haben 
sämmtlich als honorarfreie Nachdrucke einen niedrigen ameri- 
kanischen Preis, so lässt sich doch nicht der ganze Preisunterschied 
auf den Wegfall des Honorars und auf etwaige schlechtere Aus- 
stattung zurückführen. Man wird vielmehr genölhigt, anzunehmen : 
einmal, dass das Monopol des Autorrechtes zu exorbitanten Preisen 
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im blossen Verlegerinteresse gegen das Publikum benüzt werde, 
zweitens, dass die Erniedrigung der Generalkosten bei der Grösse 
des amerikanischen Büchermarktes die Preiserniedrigung bewirke. 
Welchen Antheil aber auch im Einzelnen die verschiedenen denk- 
baren Ursachen jenes Preisunterschiedes haben mögen, folgende 
Gedanken werden durch den lezteren sehr nahe gelegt : 

1) Allgemeine Volksbildung erzeugt niedrige Bücherpreise 
und macht, beim relativen Zurücktreten der Originalseparatkosten 
innerhalb des Stückpreises, die Befriedigung der gerechten Autor- 
und Verlegeransprüche für spätere Zeit auch ohne künstliche Ab- 
sazkrücken denkbar, — vielleicht kommt die Zeit nicht zu spät, 
in welcher gegen die kaum geschaffenen Autorrechtsmonopole eine 
Bewegung, wie die jezige gegen die Patente, sich erhebt; 

2) das Autormönopol von 42 Jahren zeigt in England 
in hohem Grad den Schaden des Monopols : hohe Preise bei kleiner 
Auflage mit relativ hohen Generalkosten. — Die baldigste Be- 
schränkung des Monopols in einem Masse, welches mit den legi- 
timen Ansprüchen der Autoren und Verleger irgend verträglich 
ist und durch den grösseren Markt bei fortschreitender Volksbil- 
dung irgend möglich wird, ist durch die Gesezgebung anzustreben ; 
die Neigung der lezteren, mit der Theorie des ewigen geistigen 
Eigenthums Compromisse zu schliessen, hat die jezt bestehenden 
europäischen Schuzfristen wohl bereits zu übertriebener 
Dauer gelangen lassen. 

Noch will der Verfasser dieser Monographie völlige Beseiti- 
gung des temporären Monopols der Autorrechte nicht anrathen, 
weniger weil er als advocalus diaboli, als Patron der Nachdrucker 
verschrieen zu weiden fürchtet, als weil er Sprünge in der Politik 
nicht liebt. Zur Zeit giebt es einmal noch viele Bücher, in deren 
Produktionskosten die separaten Originalausgaben eine relativ 
grosse Rolle spielen. "Es sind diess gewisse Werke wissen- 
schaftlicher Verfasser und nicht industriöser 
Künstler. Die Produkte der gewöhnlichsten Tagesautoren 
würden ordinären Lohn fast regelmässig auch ohne langen Autor- 
schuz finden; sie besizen einen natürlichen ökonomischen Schuz 
in dem Risiko einer zweiten Ausgabe desselben Werkes, wie 
denn auch bei früherer Nachdrucksfreiheit verhältnissmassig 
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wenige Werke dem wirklichen Nachdruck unterlegen sind. Werke 
der lezteren Art würden dem Risiko des Nachdruckes und der 
Nachbildung preisgegeben werden können, könnten dem Risiko des 
Nachdruckes oder der Nachbildung ohne zu grossen Schaden 
preisgegeben bleiben. Was aber zur Zeit wenigstens der con- 
currirenden Nachahmung nicht preisgegeben werden kann, sind 
die Originalkosten für Honorar besserer Autoren und theure, aber 
nachahmbare Beilagen an Zeichnungen u. s. w. 

Die Frage wird einst sein, ob die Rücksicht auf die lezteren 
Werke die allgemeine Beibehaltung des Autorschuzes noch 
rechtfertige; denn nur wegen der schuzwürdigen und schuzbe- 
dürftigen Verlagsartikel ist das Autorrecht ein allgemeines. 
Für jezt wagen wir diese Frage nicht zu verneinen; vielleicht 
ist eine völlige Beseitigung der Autorrechte gar nie möglich, weil 
der Rest der stets schuzbedürftig bleibenden Produkte zu gross 
ist und anderweitige Vergeltung dieser Produkte sich nicht ein- 
stellt, — dann bleibt wenigstens eine fortschreitende Verkürzung 
der Schuzfrist gerechtfertigt. 

Wir wollen mit unserem Urtheil der kommenden Zeitent- 
wicklung nicht vorgreifen. Lediglich die Vermuthung wollen wir 
aussprechen, dass, woferne die Culturentwicklung eine fortschreitend 
demokratische sein wird, auch die Beschränkung der zeitweiligen 
Autormonopole fortschreiten wird. Jede derartige Beschränkung 
ist von Werth; denn von der freien Einsicht der monopolisirten 
Verleger ist nicht wohl zu erwarten, dass sie in ihrer Mehrzahl vom 
Missbrauch des Monopols zu theuren Preisen abstehen werden 1 ). 



Die so eben geführte Untersuchung hat zu dem Ergebniss 
geführt, dass das Autorrecht in erster Linie eine künstliche Nach- 
bildung der Rentenfunktion sei, erst in zweiter Reihe und für 
einzelne Kategorieen von Schrift- und Kunstwerken die normale 
Lohnfunktion zu sichern habe. Und es ergab sich weiter, dass 
viele Gründe für eine möglichst restrictive Anwendung, ja dass ge- 



1) Die gegentheilige Vermuthung Max Wirth's I, 352 stimmt ebenso 
wenig mit der Erfahrung, als mit den eigenen sonstigen Anschauungen 
überein, welche der Verfasser über Monopol und Concurrenz kundgiebt. 

Zeitschr. I Staatsw. 1867. II. Heft. 24 
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wisse Umstände sogar für eine Wiederbeseitigung des Autor- 
monopols sprechen, sobald und wenn dieselbe in der überwie- 
genden Mehrzahl der Fälle mit den gerechten Ansprüchen der Au- 
toren auf Vergeltung vereinbar würde, was nicht ganz aussichtslos 
sei, auch das Autormonopol stehe Iheilweise auf thönernen Füssen, 
soferne es wegen der schuzbedürftigen publicistischen Leistungen 
auch auf nicht schuzbedfirftige ausgedehnt sei und bei diesen der 
Indolenz einer lässigen Verlegerkritik gegen den 
anzunehmenden Autor, endlich theuren Preisen Vorschub 

leiste. 

Von diesem allgemeinen Standpunkt aus ist nun die Frage 
der Begränzung des Autorrechtes in Zeit und Baum zu 
erledigen. Wir gelangen hiemit zur Erörterung der S c h u z- 
fristen, des internationalen Verlagsschuzes und des 
Schuzes der Ue b e rse zun gen. 

Die Beantwortung dieser Fragen nach den Konsequenzen des 
vorangestellten Prinzips sezt uns fast überall in Uebereinstimmung 
mit den Gesezgebungen. Diess muss uns über das Wagniss 
der vielfaltigen Nichtübereinstimmung mit gewissen extensiven 
The'orieen des Autorrechtes beruhigen. 

Wir haben bereits eine Anzahl von Momenten kennen ge- 
lernt, welche eine mit den legitimen Lohn-, Gewinn- und Renten- 
ansprüchen der Autoren und Verleger irgend verträgliche Be- 
schränkung der Schuzfrist begründen : das Interesse des Massen- 
absazes bei wohlfeilen Preisen, die Thatsache, dass den Leistungen 
erster Qualität noch anderer Lohn zufällt, und Anderes. Die 
zeitliche Beschränkung des Autorrechtes überhaupt fanden wir 
im transitorischen Charakter der Lohn- , Gewinn- und Renten- 
funktion begründet. Die Zeitbeschränkung liegt also i m 
Wesen dieser Vergeltungsform begründet. 

Hiegegen kann jene Einwendung der das Ideeneigenthum 
mit Eigenthum an Neubruchland vergleichenden Schriftsteller nicht 
aufkommen: »Das Autorrecht kann nicht als Mittelding zwischen 
Sein und Nichtsein behandelt werden, wenn Recht Recht bleiben 
soll" *), sagt ein deutscher Schriftsteller ; allein das Recht über- 



1) D. V. J. Sehr. 1860. 1. Heft. S. 99. 
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baupt verlangt nicht Ewigkeit aller Gattungen von Rechten, nnd 
die Nationalökonomie kennt zwischen einmaligem Einkommen und 
Ewigrenten auch Zeitrenteneinkommen. 

Der umgekehrten Einseitigkeit verfällt Wolowski '), wenn er 
zwar richtig bemerkt, dass der eigentliche Charakter des Aotor- 
schuzes auf der besonderen „Erzeugung- durch Gesea" beruhe, 
dann aber fortfährt: „Das Autorrecht hat daher nichts gemein 
mit einem natürlichen Recht, im Gegentheil legt es dem na- 
türlichen Recht Aller ein Opfer auf". Diess sind mehr pointirte, 
als wahre Säze; denn der Autor hat ein natürliches Recht 
auf künstlichen Schuz, weil und wenn er, zwar der gewöhn- 
lichen Vergeltung des socialen Tauschverkehrs würdig, bei der 
Verkehrsnatur der publicistischen Produkte den natürlichen, sonst 
frei zufallenden Lohn nur mit Hilfe eines vom Gesez geschaffenen 
singulären Rechtsinstitutes beziehen kann, das Publikum zahlt 
keine „Steuer" ohne Äquivalent Seitens des Autors, sondern es 
bezahlt nur mittelst einer anderen als der normalen tauschwirth- 
schaftlichen Verkehrsfonn vorausgegangene Leistungen. Asch 
Macaulay's gleichartige Behauptung, dass Copyright eine Steuer 
und zwar eine äusserst schlechte Steuer sei (exeeedingty bad 
one 2 ), ist mit Vorsicht aufzunehmen und nur in der Consequenz 
möglichst restrictiver Anwendung des Autormonopols ganz zu 
billigen. 

Als vorübergehendes Monopol ist der Autorensehuz nach den 
bereits gegebenen Nachweisungen berechtigt; denn er wurde als 
Surrogat der freien Rentenfunktion bezeichnet. Seine Rechtfer- 
tigung im Allgemeinen verlangt keinen weiteren Beweis mehr. 

Ist aber etwa dieses temporäre Monopol ohne Fehl und 
Tadel ? 

Wir antworten unbedingt: Nein, auch dieses Monopol ist 
immerhin nur eine künstliche Nachbildung einer sonst den concreten 
Verhältnissen sich in merkwürdiger Geschmeidigkeit anpassenden 
freien socialökonomischen Funktion ; während die lezlere dem 
einen „Autor" zwei Jahre, einem andern vielleicht 40 Jahre Aus- 

1) Sizung der Pariser Oekonomistengesellschaft den 5. Okt. 1858, bei 
Romberg p. 277. 

2) Speeches, ed. T., I, 282. 

24* 
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beutungspriorität verstattet, kann die künstliche Rentenfunktion 
nicht von Fall zu Fall nach concretem Verdienst verschiedene 
Frist gewähren, sondern muss sich an eine oder einige Durch- 
schnittszahlen halten. Diess ergiebt schwere, in Abschnitt VIII 
theilweise schon hervorgehobene Nachtheile. 

Durchschnitt ist zwar der Nothbehelf der künstlichen Regu- 
lirungen. Er wird aber stets eine mehr oder weniger willkürliche 
Grösse bleiben, in einem Fall zu kurz, im anderen zu lang sein. 
Er theilt zwar darin das Loos aller Rechtsinstitutionen, welche 
die Mannigfaltigkeit des Lebens nach Durchschnittsmassen zu 
meistern haben ; allein mit einem im Allgemeinen falsch gegriffenen 
Durchschnitt sind einmal viele Missstände verbunden, so dass man 
die Durchschnitte als solche wenigstens mit annähernder Richtig- 
keit bestimmen muss. Diese Bestimmung ist nach unserer Ueber- 
zeugung in den europäischen Gesezgebungen unrichtig, zum ver- 
meintlichen Vortheile der Autoren, getroffen und die Abhilfe 
wird sich unseres Dafürhaltens bald in folgenden Richtungen be- 
wegen : 

wo eine besondere Frist für eine Galtung von publicistischen 
Produkten angemessen erscheint, sollte man unbedenklich abwei- 
chende Schuzfristen statuiren, die Gesezgebung würde hierin nur 
die freie socialökonornische Rentenfunktion nachahmen; 

einzelne publicistische Produkte bedürfen, weil eine ephemere 
Priorität die Kosten- und Rentendeckung, zumal bei Verpflichtung 
des Nachdruckers zum Qiiellencitat, lohnt, oder weil sie aus öffent- 
lichen Mitteln erzeugt, oder weil sie vom Autor zur unentgelt- 
lichen Oeffentlichkeit bestimmt sind, gar keinen Autorschuz; 
wir dürfen hiebei an Zeitungskorrespondenzen, Zeitungstelegramme, 
Zeitungsartikel, Geseze, Kammerreden für Reporters, vielleicht 
selbst Publikationen gelehrter Institute denken ; die Beseitigung des 
Nachdrucksschuzes für diese Art von publicistischen Erzeugnissen 
ist nicht prinzipwidrig, wie so Viele gemeint haben, sondern 
folgerichtig ; 

eine fixe Schuzfrist von 42 Jahren in England oder eine un- 
gewisse Frist gleich der Lebensdauer des Autors nebst 30 Jahren 
nach dem Tode des Autors, wie in den meisten festländischen 
Gesezgebungen, ist viel zu lange. 
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Nimmt man an, dass die Autoren eine durchschnittliche 
Lebenserwartung von 55 Jahren haben und ihre rentabelsten, wie 
verdientesten Werke vom 35. — 45. Jahre schreiben 1 ), so ergibt 
sich für die leztgenannten Gesezgebungen eine Schuzfrist von 45 
Jahren, in einzelnen Fällen vielleicht eine Monopoldauer von 60 
und 70 Jahren. 

Es wird nun sehr wenige Werke geben, deren Erfolg sich 
erst nach 30 — 60 Jahren 2 ) entscheidet, und die Autoren der we- 
nigen Produkte, bei welchen erst in so später Zeit die Rentabilität 
erwartet wird, werden aus der Länge der Schuzfrist sehr gerin- 
gen Vortheil ziehen. Immer mehr wird auch auf diesem Gebiet 
die „Conjunktur" sich in kurze Zeitspannen zusammendrängen. 

Ich vermuthe, dass unter 100 Werken bei 96 spätestens 
nach 15 — 20 Jahren eine ganz lohnende Ernte sicher eingeheimst 
ist, soferne eine solche überhaupt zu machen ist. Der Gesez- 
geber würde die Mittel haben, durch Sachverständige gute Er- 
fahrungsbelege hiefür zu sammeln. Ueber die meisten Pro- 
dukte entscheidet die Aufnahme binnen der ersten fünf Jahre. 

Täuscht diese Annahme nicht ganz, so ist es sicherlich exor- 
bitant, eine Schuzfrist von 30 — 70 Jahren einzuräumen. Die Wohl- 
that einer so langen Frist wird den wenigen verdienten Autoren, 
deren Werke erst spät Anerkennung finden, nach den ungünstigen 
Bedingungen der Verlagsverträge über derartige Produkte, wohl 
nur selten zufallen. Die bahnbrechendsten industriellen und kom- 
merciellen Genies, welche nachgewiesenermassen in ihrer Art 
nicht minder verdiente Autoren sein können, geniessen wohl nie 
für eine einzige ihrer verdienten Schöpfungen auf eine so lange 
Frist die Gunst der freien socialökonomischen Rentenfunktion. Es 



1) Macaulay nimmt in der Rede vom 6. Apr. 1842 gegen Lord 
Mabon's Antrag an, dass 19 /2o aller guten Werke erst nach dem vierzigsten 
Lebensjahr des Autors erscheinen. 

2) Die französische Gesezgebung hat dem Verlangen des Brüsseler 
und Antwerpener Kongresses neuestens nachgegeben Früher war der Schuz 
für Autoren, Componisten und Künstler lebenslänglich für den Urheber und 
seine Wittwe, ausserdem noch 30 Jahre für die Descendenten, 10 Jahre für 
andere Erben. Nun ist er auf SO Jahre nach dem Tode des Autors für 
alle Arten von Erben und sonstigen Successoren ausgedehnt durch Gesex 
vom 14. Juli 1866. 
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ist kein triftiger Grund abzusehen, wesshalb die Schuzfristen des 
Autorrechtes diejenigen des Patentrechtes übersteigen sollen; die 
Patentfristen betragen aber höchstens 14 — 20 Jahre in den ver- 
schiedenen Culturstaaten. 

Zwanzig 1 ), höchstens 25 Jahre dünken uns eine mehr als 
reichlich bemessene Durchschnittsfrist, sobald man das Autorrecht 
nur als ein Surrogat der normalen Lohn- und Rentenfunktion bei 
Vergeltung pubKcistischer Produkte zu rechtfertigen vermag. Die 
späteren Monapoljahre wiegen, wie C a r e y und Macaulay, in 
seiner Art auch Macleod betont hat, sehr leicht bei der Honorar- 
bestimmong für den Autor. 

Also keine neue ewige oder lange dauernde Infeudation des 
geistigen Gemeingutes, nachdem man selbst die starre Infeudation 
des natürlichen Gemeingutes an Grund und Boden gebrochen hat ! 

Wir haben eine fixe Schuzfrist im Auge, welche nicht erst 
vom Lebensende des Autors an sich bestimmt. Verdienten etwa 
die Werke des früh verstorbenen Schiller geringeren Schuz 
als diejenigen des altgewordenen Göthe? Macaulay hat die 
soeben empfohlene Art der Fristbestimmung durch seine berühmten 
Unterhausreden für das englische Recht durchgesezt. Seine Gründe 
sind schlagend; namentlich hat er nachgewiesen, dass bei dem 
festländischen System der Fristbestimmung, welches von Lord 
Mahon beantragt war, die reifen Werke des männlichen Alters 
nicht weniger als die senilen, hinter den unreiferen Jugendpro- 
dukten iM der Schuzwohlthat zurückstehen. Eine fixe, von der 
Herausgabe an laufende Frist, jedoch in kürzerem Ausmass, als 
sie mit 42 Jahren das englische Recht einräumt, dürfte entschieden 
den Vorzug verdienen. Das probeweise Ausmass wäre zuerst 
20 oder 25 Jahre; der Ausfall der Probe würde vielleicht eine 
noch kürzere Frist empfehlen, namentlich wenn die sofort zu be- 
sprechenden Rücksichten auf den die Erlöschung des temporären 
Monopols überlebenden Autor Anerkennung fänden. 

Wenn mit einer fixen kürzeren Frist der Versuch gemacht 



1) Das erste englische Nachdrucksgesez (Königin Anna) hatte eine 
20jährige Schuzfrist. — Der württembergische Gesandte von Wangenheim 
beantragte in einem Vortrag am d. Bundestag (13. Febr. 1823) nur sechs 
Jahr«. (K r u g , 1. c. p. 4 ff.) 
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werden wollte, würde allerdings der Fall ins Auge zu fassen 
sein, dass häufig noch bei Lebzeiten des Autors das Vervielfäl- 
tigungsmonopol erlöschen würde. Für diesen Fall wäre jedenfalls 
hinsichtlich des persönlichen Verhältnisses des Autors zu seinem 
Werke Vorsorge zu treffen, etwa dahin gehend, dass die Nach- 
drucker vor Herausgabe eines Nachdruckes dem Autor Mittheilung 
zu machen und Gelegenheit zu Verbesserungen zu gewahren haben 
würden ; so lange der Autor lebt, darf der weiterbildende Einfluss 
desselben auf neue Auflagen nicht unterbrochen werden. Die 
persönliche Verbindung von Autor und Werk darf nicht abgerissen 
werden; unanfechtbar gerecht ist die Klage Moliere's 1 ): C'est 
une chose ilrange, qu'on imprime les gern malgrt eux, 
alles natürliche Gefühl lehnt sich hiegegen auf. Es könnte aber 
auch dem Autor, zu dessen Lebzeiten das Autorrecht erlischt, 
ohne Weiteres der Anspruch auf einen Bruchtheil des bisherigen 
Honorars (je auf die Zahl der bisherigen Auflage) gegenüber 
solchen Verlegern eingeräumt werden, welche von der nunmehrigen 
Nachdrucksfreiheit noch zu Lebzeiten des Autors Gebrauch 
machen. Dann und wann würde diess zur Verbesserang der 
Lage der Autoren gegenüber solchen Originalverlegern dienen, 
von welchen später berühmte Autoren in frühester Jugend um ein 
Spotthonorar leibeigen gemacht worden sind. 

Eine plözliche Zerreissung jedes Bandes zwischen dem Autor 
und seinem Werke widerspricht, sowohl was die Gestaltung als 
was den Erfolg der Vervverlhung betrifft, der Natur der Sache, 
und der Art und Weise, wie die freie Rentenfanktion wirkt, indem 
diese das bevorzugte Einkommen des industriell-commerciellen Autors 
nur langsam verschwinden lässt. Hienach könnte bei sehr guten 
Werken in Folge der Concurrenz mehrerer Nachdrucker zugleich 
der Autor seine Lage verbessert sehen und zugleich das Publikum 
seine geistige Nahrung wohlfeiler kaufen. 

Kräftige Strafen gegen Betrügereien an den Autoren könnten 
die Ausführbarkeit einer derartigen Einrichtung sichern. Würden 
aber auch die vorstehenden, den überlebenden Autor berücksich- 
tigenden Vorschläge technisch unausführbar erklärt werden, so 



1) Precieuses ridicules, s. Hamm, I. c. p. 58.« 
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wäre eine Schuzfrist auf Lebensdauer, mindestens aber auf 20 
Jahre im Falle früheren Ablebens des Autors, nach unserer natio- 
nalökonomischen Grundlegung des Autorschuzes , wahrscheinlich 
mehr als genügend zugemessen. 

Die Thatsache, dass die Gesezgebung die Lebensdauer irgend- 
wie zur Fristbestimmung herbeizieht, hat bei vorstehenden Erör- 
terungen zugleich ihre Erklärung gefunden. 

Freilich wird jede Durchschnittsfrist einzelne Fälle bevor- 
theilen, andere verkürzen. Die Extreme sind aber nicht entschei- 
dend. Ueberdiess ist zu beachten, dass der Staat die Mittel in 
den Händen hat, Autoren, welche bei der kleineren Durchschnitts- 
frist verkürzt werden, in deren eigener Person oder in ihren Fa- 
milien zu entschädigen. Das Mittel der Nationalbelohnungen, 
— unanwendbar, so lange die öffentliche Meinung den Weizen 
noch nicht von der Spreu gesichtet hat — ist unbedenklich und in 
reicherem Masse als bisher bei den bereits anerkannten Schöpfungen 
und zur Expropriation noch nicht abgelaufener Autorrechtsmono- 
pole anzuwenden, woferne die Schöpfung ein grosses Verdienst 
um die Gesammtheit repräsenlirt. Die Vergeltung verdienter Pro- 
dukte, welche schnell in die Oeffentlichkeit dringen, durch das 
Mittel eines temporären Monopols ist überhaupt nicht die einzige 
mögliche Vergeltungsweise. Das Leben der Gesellschaft ist auch 
hier nicht an Eine Form ausschliesslich gebunden. Wir werden 
diess unten des Nähern ausführen. 

Das positive Ergebniss unserer Theorie hinsichtlich der 
Zeitfrage ist zwar auf eine beträchtliche Abkürzung der jezigen 
Schuzfrist von durchschnittlich 40 — 50 Jahren und auf Berück- 
sichtigung der höchstpersönlichen und der pekuniären Interessen 
des Autors am Werke während der ganzen Lebenszeit ge- 
richtet. Gleichgiltigkeit gegen die Autoren wird man uns gleich- 
wohl, da die Forderung eine Folgerung aus dem obersten Princip 
ist, gerechter Weise nicht vorwerfen dürfen, selbst wenn eine 
Benachtheiligung verdienstvoller Autoren gegenüber den Vortheilen 
des jezigen Monopols Folge der Ausführung wäre. Ich bezweifle 
jedoch eine solche Benachtheiligung. Einmal ist die kürzere 
Monopolfrist, mit späterer Abfindung überlebender Autoren durch 
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concurrirende Nachdrucker, in manchen Fällen eine Verbesserung 
in der Lage eines frühe in verlegerische Leibeigenschaft ver- 
fallenden Autors. Der Originalverleger seinerseits aber kann mit 
Vortheil Nachdrucker werden, da ihm die Bedeutung des Artikels 
am sichersten bekannt wird. Sodann wiegen die möglichen 
Vortheile, welche der Verleger nach 20jähriger Verlagsdauer noch 
erwartet, sehr gering in der Wagschale der schon beim ersten 
Erscheinen stattfindenden Honorarbestimmung. Macaulay hat 
auch diese Seite des Gegenstandes sehr gut hervorgehoben , als 
er den späteren Zukunftswerlh eines Verlagsartikels mit dein Werlh 
der Prairieen im Innern Australiens verglich, wo für das Areal 
ganzer späterer Provinzen jezt noch keine 5 L. Sterl. bezahlt 
werden, obwohl sicherlich in 100 Jahren Esterhazy'sche Lati- 
fundien sich dort gebildet haben werden. Seine Berufung auf 
M i 1 1 n s Werke und auf das Schicksal von Miltons Nachkommen 
schlagend. 

Der Autorschuz , bemerkt Macaulay. ist hinsichtlich der 
Zeitfrage wie so viele andere Probleme der Politik. Er ist nicht 
bloss weiss und ist nicht bloss schwarz, sondern grau ; er hat nicht 
bloss Vortheile und nicht bloss Nachtheile, er ist ja eine erkün- 
stelte, nicht eine frei und mannigfaltig wirkende socialökonomische 
Distributivfunktion. Man muss beide Extreme "vermitteln , kommt 
aber sicher in weit mehr Missstände durch zu lange, als durch 
zu kurze Schuzfristen hinein. Mit der Dauer des Monopols stei- 
gert sich die Besteurung des Publikums, der Schaden der Volks- 
bildung, während der Antheil des Autors an den Monopol- 
vortheilen in geometrischer Progression abnimmt. 

Es ist sogar — kann er überhaupt kommen — der Tag 
herbeizuwünschen, da bei grosser Volksbildung und Masscnabsaz 
die kürzeste Priorität und der verschwindende Stückpreisanlheil 
guter Honorare den Autorschuz überhaupt entbehrlich machen 
würde. Wir haben uns hierüber zwar schon oben ausgespro- 
chen, müssen aber ergänzend bemerken •. Allgemeine Volks- 
bildung, tüchtige Erfassung der Massenkultur 
durch Staat, Gemeinden, Vereine, Kirchen, Stif- 
tungen wird einst in einem Zeitalter höherer Kultur, in einer 
Periode, da die Bildung nicht mehr bloss eine aristokratische 
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Schichte erfreuen wird, der mächtigste Hebel werden, um der 
publicistischen Autorschaft vielleicht ohne allen Monopolschuz die 
beste ökonomische Existenz zu sichern. Wahrlich eine der er- 
quickendsten Hoffnungen und Harmonien: Beseitigung des Mono- 
pols, Massenbildung, demokratischer Preis, aristokratisches Honorar 
im Wege des freien Verkehrs! Tüchtige Schul- und Bildungs- 
politik wird als indirektes Mittel öffentlicher Sicherung des Autor- 
lohns einst vielleicht viel gewaltiger wirken als das alsdann ent- 
behrliche Monopol. Die indirekte gemeinwirthschaftliche Siche- 
rung der distributiven Gerechtigkeit gegen den Autor, einst an 
die Stelle der jezigen direkten Sicherung durch Monopol ge- 
treten, wird einen ungeheuren Fortschritt der Menschheit darstellen 
und nur durch einen solchen ohne Ungerechtigkeit möglich sein. 
Welcher Massenabsaz durch wohlfeile Preise und welche Autor- 
belohnung bei wohlfeilen Preisen möglich ist, dafür beziehen 
wir uns wieder auf Citate C a r e y's : „In England, sagt er, kauft 
man wenig Bücher. Wenige Werke waren populärer, als Tupper's 
Proverbial Philosophy, und der Preis desselben betrug, 
wie ich höre, nur 7 Shilling. Trotzdem versicherte mich ein 
über diesen Gegenstand vollständig unterrichteter Mann, dass in 
fünfzehn Jahren durchschnittlich nur tausend Exemplare jährlich 
oder 15,000 im Ganzen abgesetzt worden seien. Hier wurden 
200,000 Exemplare zu dem Durchschnittspreise von 50 Cent ver- 
kauft. Hätte das Werk ein Verlagsrecht gehabt, so würde der 
Preis doppelt so hoch gewesen sein und die „wenigen Cents" 
würden bei diesem einzigen Buche eine Differenz von 100,000 
Dollar ausgemacht haben. Derselbe Herr, dem ich für die obigen 
Thatsachen verpflichtet bin, theilt mir mit, dass er dem Verfasser 
eines Duodezbandes von 200 Seiten über 2500 Dollar bezahlt 
habe und jetzt das Verlagsrecht nicht um 10,000 Dollar kaufen 
könne, dass er für einen andern kleinen Duodezband 7000 Dollar 
bezahlt habe und wahrscheinlich jetzt noch einmal so viel bezahlen 
müsste, dass er einem dritten Schriftsteller im letzten Jahre 
2500 Dollars bezahlte und wahrscheinlich noch mehrere Jahre 
lang werde zahlen müssen, und dass es leicht sei, noch viele 
andere ähnliche Fälle zu constatiren. Halten wir die Thatsache 
fest, dass von den beinahe eben so Iheueren „Reveries of a Ba- 
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chelor" und »Fern Leaves" in dem kurzen Zeitraum von sechs 
Monaten von dem ersteren reichlich so viel Exemplare und von 
dem letzteren die dreifache Zahl abgesetzt wurde, so ist ersicht- 
lich, wie wenig der englische Markt sich mit dem unsrigen messen 
kann. Wäre es anders, stünde der britische Markt dem unsrigen 
gleich, wie wäre es dann möglich, dass uns die britischen Lite- 
raten, die von ihrer Feder leben müssen, fast immer als arme 
Teufel und Stellenjäger dargestellt werden?" 

Die Massenbildung, das höchste Ziel der Menschheit und die 
Aufgabe aller socialen Organismen vom Staat und der Kirche an, 
ist der Schlüssel zur Lösung des Problems: Die Gerechtigkeit 
gegen den Autor mit der Abschaffung des Monopols zu versöhnen. 
Wohlfeile Geistesnahrung wird als Folge dieser Versöhnung wieder 
auf die Massenbildung selbst zurückwirken. 

Kehren wir jedoch aus dem Reich der Zukunftsträuine 
zurück auf den Boden der Wirklichkeit. Auf diesem Boden, 
d. h. nach gegebenen Kulturverhältnissen , erkennen wir einen 
Monopolschuz als gerechtfertigt an. Jedoch kann er, auf die 
Analogie der Rentenfunktion gestüzt, grundsäzlich nur ein 
temporärer sein. 

Keine nationalökonomische Analyse des Autorrechtes hat 
bisher, so viel uns bekannt, den instinktiven Takt der Gesezgebung 
in Beschränkung des Autorschuzes auf eine bestimmte Frist, auf un- 
gezwungene Weise grundsäzlich zu rechtfertigen vermocht. K. S. 
Zachariä verzweifelt geradezu an der Möglichkeit, die Fristbe- 
schränkung rechtsphilosophisch zu erklären (krit. Zeitschr. 1. c). 

Die Anhänger des ewigen geistigen Eigenthumsrechtes griffen 
allerdings diese Beschränkung grundsätzlich an. Praktisch kamen 
aber auch sie auf die Lebensdauer des Autors nebst den 30 oder 
50 (Brüsseler Kongress) oder 60 (Talfourd 1842 im englischen 
Unterhaus) oder 100 (Lamartine) folgenden Jahren hinaus. „Was 
würde man aber, fragt Romberg, von Vertheidigern des Sach- 
eigenthums sagen, welche dieses höchstens auf 100 Jahre 
fordern ?" 

Jobard, dessen Eifer in Vertheidigung des geistigen Eigen- 
thums vielfach in bedenklicher Welse über die geistigen Kräfte 
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hinausgeht, will in seinen Schriften ') die Dauer des Monopols 
so lange als dieses Monopol eben praktischen Werth habe. Er 
sagt : „tu vivras tant que tu pourras" *). Ihm ist in dieser ein- 
fachen Weisheit Molinari einfach gefolgt, indem dieser zweite 
Belgier in der Zeitfrage des Autorschuzes das Ei des Columbus 
gefunden zu haben glaubt, wenn er Aeusserungen der folgenden Art 
stets wiederholt: „la durie de la chote appropriie est la limile 
naturelle de la propriite des inventions dans le temps u s ). 

Molinari selbst, ein Anhänger des ewigen und kosmopoli- 
tischen Autorrechtes, giebt zu, dass nicht zwei Procente aller 
Geistesprodukte 20 Jahre überdauern 4 ), und meint, nur um die 
gute Waare zu belohnen, sei ein längerer Schuz nöthig. Allein 
diese Waare ist alsdann von der Spreu gesichtet und durch Gold 
gebendes Renommee, Anstellungen, belohnt, in den hervorragenden 
Fallen durch Nationalbelohnungen zu honoriren. Das temporäre 
Monopol soll weit mehr (s. oben) für die gute Mittelwaare Ver- 
geltung sichern. Augenscheinlich ist M o 1 i n a r i 's Auffassung nicht 
eine Lösung der Zeitfrage, sondern eine petitio principii vom 
Standpunkt der Theorie des geistigen Eigenthums. Wohin wäre 
die Welt gekommen , wenn die Gesetzgebung seit der französi- 
schen Revolution sich mit dem Trost zufrieden gegeben hätte, 
dass, wie Alles in der Welt, wie das Sacheigenlhum, so auch die 
Monopole und Privilegien ein Ende nehmen!? 

Auch gegen Max Wirth bemerken wir diess. Er sucht «die 
Theorie des geistigen Eigenthums" u. A. damit zu vertheidigen, 
dass manches Buch 20000 Thlr. Vorausgaben kosten könne. Diese 
Bücher sind selten und ihre Kosten werden nicht erst durch 
Autorschuz nachträglich vergolten. 

Eine absolute Bestimmung der Schuzfrist vom national- 
ökonomischen Standpunkt aus glaubt neuestens Carl Richter 
gefunden zu haben und er hält, wie aus der Vorrede des Buches 
zu erkennen ist, seine Lösung der Zeitfrage für den Glanzpunkt 
seiner Leistung. Indessen auch diese Lösung ist unseres Bedün- 

1 Monautopole. und Organon de la propr. intell. 

2) Journ. des Econ. 1850, XXX, p. 177. 

3) Questions d'ec. pol. 472 (vgl. Wrangell p. 144). 

4) Journ. des Econ., 1851, XXXI, p. 248. 
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kens total verunglückt, so gerne wir gute Seiten der Arbeit an- 
erkennen. Da Rieh ter 's Arbeit unseres Wissens die erste ist, 
welche eine streng nationalökonomische Losung der Zeitfrage des 
Autorschuzes sein will, so sind wir verpflichtet, dieselbe naher 
zu prüfen. 

Der Verfasser sagt S. 192 — 197, indem er zugleich die 
Ausgangspunkte seiner Fristtheorie resumirt, wörtlich Folgendes: 

„Die Erziehung, das Leben des Staates, die allgemeine Kul- 
tur sind die Träger der Erscheinungen des geistigen Lebens, sie 
allein beeinflussen die Produktion und die Verwerthung der Werke 
der Kunst und Wissenschaft. Die Gesammtheit hat darum ein 
Recht, das Gegebene und aus ihr zur allgemeinen Entwickelung 
Gediehene, von demjenigen, der es mit besonderer Fähigkeit er- 
griffen und zu neuen Bildungs- und Kultur-Elementen entwickelt 
hat, zurückzufordern und vermöge seines organischen, sich be- 
ständig vollendeter gestaltenden Baues nicht blos so zurückzufordern, 
wie es die Elemente gegeben haben, sondern entwickelt zu be- 
gehren oder, wie wir an einer früheren Stelle schon gesagt: die 
Gesammtheit kann das Stammkapital, das es in dem Einzelnen 
angelegt hat, mit Zins und Zinseszins zurückfordern. Die Idee, 
sagten Griechen und Römer, die Idee ist frei und selbst die schön 
gestaltete Idee gehört dem Allgemeinen — der Welt und der 
Menschheit. Nur die Erwerbskraft dieser Idee und die Erwerbs- 
fähigkeit gehört demjenigen, der durch seine geistige Arbeit, durch 
sein geistiges Kapital zu dem der Gesammtheit gehörigen, ein in- 
dustrielles, ein persönliches Wesen hinzugefügt hat. So trennt 
sich jetzt im vollendeten Werke das Ideelle Geistige von dem Ma- 
teriellen, eigentlich Vermögensrechtlichen. Und dies führt uns zu 
dem Wesen der Rechtsübertragung und Vererbung, zu den Fragen : 
Was ist der Gegenstand derselben und wenn der Gegenstand 
ein anderer ist als die Idee, die Gestaltung derselben nach In- 
halt und Form: wo findet das Recht seine Gränze? Das ist 
keine andere Frage, als die Frage nach der Zeit des 
Rechtsschuzes oder die Frage: wann hört das Recht der 
individuellen Ausbeutung auf? oder: wann tritt der Moment ein, 
wo die freie Idee an die Gesammtheit zurückfällt? Curtis 1 ) 

1) Curtis, A Treatise on the Law of Copyright, Seite 25. 
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nennt die Beantwortung dieser Fragen das grösste 
Problem der Gesezgeb ung." 

„Die G e s e z e l ) stehen dem Gegenstande, wie die Theorie 
schwankend und unsicher gegenüber. Nicht nur, dass sie zumeist 
einen Unterschied nach den Erzeugnissen der Kunst und Wissen- 
schaft machen und Bildwerke für kürzere Zeit schüzen als Schrift- 
werke, scheiden sie unter diesen wieder die dramatischen Werke 
von der wissenschaftlichen Literatur aus. 

„England schüzt das ausschliessliche Verlagsrecht durch die 
Lebenszeit des Autors und 7 Jahre nach seinem Tode ; sind aber 
nach Ablauf dieser 7 Jahre noch nicht 42 Jahre seit der Publi- 
kation des Buches verflossen, so soll die Ausschliesslichkeit des 
Bechtes erst nach diesen 42 Jahren erlöschen. Das ausschliessliche 
Becht zur Aufführung dramatischer Werke dauert so lange als 
das Verlagsrecht und beginnt mit der ersten Aufführung. Kupfer- 
stiche sind durch 28 Jahre, Sculpturen u. a. plastische Werke 
solcher Art durch 14 Jahre nach ihrer Publikation geschüzt. In 
den Verträgen Englands mit anderen Staaten gilt das Becht der 
Beciprocilät , wonach auch ein Engländer z. B. in Preussen den 
sichern 30jährigen Schuz geniesst, gerade wie ein Fremder in 
England dadurch für längere Zeit den Schuz begehren kann, als 
der Eingeborene selbst. Belgien gewährt einen Bechtsschuz 
für 20 Jahre und bei Skulpturen und andern plastischen Kunst- 
werken für 10 Jahre nach dem Tode des Autors. Bussland schüzt 
die Erben des Autors durch 25 Jahre und wenn sie 5 Jahre vor 
dem Ende der Frist nachsuchen, noch durch 10 Jahre in der Aus- 
übung ihrer Bechte. Nordamerika gewährt ein ausschliessliches 
Becht auf die Dauer von 28 Jahren, vom Tage der Einregistrirung 
an, und nach Ablauf dieser Zeit, wenn der Autor noch lebt und 
in den vereinigten Staaten noch wohnhaft ist, und nach seinem 
Tode den Erben noch 14 Jahre. 

„Frankreich, Deutschland und noch einige andere 
Staaten schüzen das Becht des Autors durch 30 Jahre nach. sei- 
nem Tode, doch mit verschiedenen Ausnahmen und Modalitäten. 
Die internationalen Verträge stüzen sich zum grossen Theil auf 



1) Vrgl. Wächter, Verlagsrecht, Band II. 
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Gegenseitigkeit, nur die zwischen Frankreich und Spanien, Frank- 
reich und Portugal haben besondere Unterscheidungen nach der 
Nähe des Grades der Erben , nach welcher sich die Zeit richtet. 
So begegnen wir auf diesem Gebiete den prinziplosesten 
Schwankungen, den grössten Willkürlichkeiten wie auf keinem 
andern Gebiete des Rechtslebens. Man sieht nach den versuchten 
Ausgleichungen, welche das Zeitmass feststellen, wie man ge- 
rungen hat, die natürliche Gerechtigkeit mit einer gewissen Nüz- 
üchkeit zu vereinigen, und ehe man kühn hineingegriffen hätte 
in das Gebiet und mit wenigen Unterscheidungen ein Mass fest- 
gesezt hätte, welches die erwünschte Befriedigung gewährt haben 
würde, suchte man durch Massenproduktion von gesetzlichen Be- 
stimmungen und Modalitäten einen Ausgleich herbeizuführen, der 
in der That nichts weiter ist, als wie Curlis sagt, ein Compro- 
miss zwischen der praktischen Gesetzgebung und dem wahren 
Rechte. Ein Compromiss ist aber kein Recht, sondern ist und 
bleibt, wo er immer im Leben vorkommen mag, eine Rechtsver- 
letzung (? ?). 

„Wir können das wahre Prinzip nur finden, wenn wir den 
Gegenstand in seine Theile zerlegen und dasjenige genau be- 
trachten, was übertragen und vererbt werden kann. 

„Die geistige Arbeit und das geistige Kapital sind die beiden 
Elemente, welche die freie Idee erfassen und durch persönliche 
Thätigkeit und Verwendung des persönlichen Kapitals dieselbe zu 
einer persönlichen machen. Durch diese Verarbeitung trägt die 
Person in die gestaltete freie Idee ihre individuelle Erwerbskraft 
und Erwerbsfähigkeit hinein und erwirbt dadurch das persönliche 
Recht der Verwerthung, welche steigt und fällt mit der Höhe und 
Güte, der persönlichen Arbeit und Höhe und kraft des verwen- 
deten geistigen Kapitals. Vermöge der persönlichen Arbeit, welche, 
so lange die Person lebt, thätig ist und thätig sein kann, 
ist es die Rechtssphäre, welche das Leben der Person umschliesst 
und jeden unberechtigten Eingriff in dieselbe zurückzuweisen be- 
rechtigt ist. 

„Mit dem physischen Tode hört die Möglichkeit und die Fä- 
higkeit auf, den Werth seines geschaffenen Produktes weiter zu 
beeinflussen und durch eine neue Arbeit und ein neu verwendetes 
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Kapital seine Erwerbskraft in das Werk zu tragen und diese im 
Verkehr zu bethätigen. Das Werk selbst gelangt bei dem Tode 
seines Schöpfers auf den Punkt, wo es durch seinen nun fest- 
stehenden Werth die durch seinen Schöpfer hineingetragene Er- 
werbskraft in einem nun unwandelbaren Masse bethätigen kann. 

„Der Erfolg dieser nun weiter sich bethätigenden Erwerbs- 
kraft ist allein dasjenige, was der Autor auf seine Rechtsnach- 
folger übertragen und vererben kann .... 

„Allein, wird man fragen und die Frage liegt sehr nahe, auch 
der Vermögens werth der Erwerbs kraft, welche in 
einem Werke liegt, ist nichts Bestimmtes und müsste, wenn eine 
Vererbung und Uebertragung nur nach so strengen Gesetzen mög- 
lich ist, somit in einer genauen Vermögenssumme ausgedrückt 
sein. Die Beantwortung dieser Frage ist nicht nur eine Antwort 
darauf, wie sich diese Vermögenssumme feststellt, sondern auch 
die Antwort auf den Zeitschuz des Gesezes. 

„Wir gingen aus von der Zerlegung der Elemente, welche 
eigentlich ein Werk schaffen, und nannten diese die persönliche 
Arbeit und das geistige Kapital. Beide empfangen im geschaffenen 
Werke durch den Verkehr einen Werth und einen sicheren Preis. 
Dieser Werth und sein äusseres Mass im Preise ist aber der 
Vermögenswerth. Er stellt sich in dem einzelnen Werke nur als 
ein Prozentantheil dar und nach dem Verkauf des einzelnen Thei- 
les Messt ein Theil des Preises gewissermassen als Zins des im 
ganzen Werk angelegten Kapitals dem Autor zu. So lange der 
Autor lebt, kann dieser Zins steigen und fallen, 
weil er die Kraft hat, auf das Kapital zu wirken. 
Mit seinem Tode endet diese. Der Zins wird nun ein 
gleicher sein, weil das Kapital nicht mehr geändert werden und 
zu demselben auch keine Arbeit mehr hinzutreten kann. Das vom 
Autor in sein Werk hineingetragene Kapital oder der nun 
feststehende Vermögenswerth oder die durch einen 
materiellen Zins sich äussernde und darnach leicht zu bestimmende, 
im ganzen Werk enthaltene Vermögenssumme kann nur noch 
durch ihre eigene Kraft wirken. Es liegt aber in einem jeden 
Kapitale die Kraft, nach einer gewissen Zeit durch einen bestimm- 
ten Zins sich wieder zu erzeugen. Diese Kraft liegt auch in dem 
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geistigen Kapital, insofern es sich durch den Verkehr als eine 
reelle Vermögenssumrne darstellt. Und diese Vermögenssumme, 
welche der Zins, den jeder einzelne Theil des Werkes 
in seinem Preise abwirft, genau begränzt und berechnen lässt, 
diese allein ist es , welche vererbt und übertragen werden kann 
und die durch den nach dem Tode des Autors noch fortwirkenden 
gesezlichen Schuz der Ausschliesslichkeit des Vertragsrechts in 
einer endlichen Zahlensumme nach einer bestimmten Zeit auch 
wirklich dargestellt wird. Diese bestimmte Zeit aber wird sich 
nach dem einfachen mathematischen Saze allein richtig stellen 
lassen: So lange ein angclegtesKapital braucht, um 
durch seinen Zins sich wieder zu erzeugen, so 
lange muss der Schuz des Gesezes nach dem Tode 
eines Autors dauern, um seinen Erben und Rechts- 
nachfolgern die Besiznahme des eigentlichen ma- 
teriellen Vermögens zu sichern. Hat sich diese Ver- 
mögenssumme nach der durch das Wesen der Sache selbst be- 
stimmten Zeit gebildet, so löst sich das geistige Werk von seiner 
Bestimmung . zu erwerben , los und fällt dem Volke anheim als 
Wiedererstattung dessen, was es in seinem allgemeinen Cultur- 
leben, in seinem Fortschritte jedem Einzelnen gewährt hat und 
das es eben darum wieder zurückfordern kann. 

„Mehr kann die Wissenschaft und mehr hat sie nicht zu 
beweisen, als das Prinzip. Was darüber hinausgeht, ist in der 
That, wie Hegel sagt, eine nuzloseZuspizungderTheorie. 
Wohl ist es geboten im Staatsleben, dass um der bürgerlichen 
Ordnung und der nothwendigen Rechtssicherheit willen, ein be- 
stimmtes Mass für Alles im Rechtsleben bestehe, und da dieses 
Mass dann immer am richtigsten sein wird, wenn es sich an nor- 
male Zustände anlehnt, so kann man sagen, dass, weil ein Ka- 
pital, zu gewöhnlichem Zins angelegt, in 30 Jahren sich 
wieder erzeugt, auch der 30jährige Schuz der billigste und ge- 
rechteste ist. Man darf bei solchen Beweisen niemals an der 
Zahl hängen bleiben, sondern muss, losgelöst vom Nebensäch- 
lichen, gerade auf das Ziel lossteuern. Wird man sich befreien 
von dem Nächstliegenden und Aeusserlichen des Begriffes, so 
wird man vielleicht auf diesem Wege auch zu einem sichereren 

Zeitschr. f. Staatsw. 1867. III. Heft. 25 
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Beweise über das Recht der Verjährung überhaupt kommen, 
als es die blosse Nüzlichkeit und das nackte Gesez der Not- 
wendigkeit thut." 

Der Verfasser vorstehender Theorie ist in verschiedenen Re- 
censionen als der glückliche Prinz gepriesen worden, welcher das 
ökonomische Turandotrathsel der Autorschuzfrist gelöst habe. Uns 
im Gegentheil scheint Dasjenige, was an Richters Theorie rich- 
tig ist, nicht neu, und was an ihr neu ist, ganz und gar unrich- 
tig zu sein. 

Richtig, aber nicht neu ist die Andeutung im Eingang, 
dass die Autoren aus dem intelligibeln Fonds der Gesellschaft 
schöpfen und dass der Heimfall des Geistprodukts an diesen Fonds 
naturgemäss ist; von Krause und Renouard bis auf Proud- 
h o n und H a r u in ist diess schon lange hervorgehoben. Richtig, 
aber nicht neu ist, dass nicht die Idee appropriirbar ist, sondern 
nur das Verkehrsprodukt; alle besonnenen Juristen haben diess 
längst betont Richtig, aber nicht neu ist, dass die „freie Geistes- 
that" des Autors erwerbberechtigt ist; sie ist als ein „Dienst 
gegen die Gesellschaft", wie schon Renouard sagt, einer Ver- 
geltung Seitens der letzteren werth. Richtig, aber nicht eben neu 
ist, dass auf Lebenszeit das Band zwischen dem Verwerthungsge- 
schick des publicistischen Werkes und zwischen seinem Schöpfer 
nicht unterbrochen werden darf; alle Gesezgebungen haben diess, 
wie Richters kurzer Abriss ') zeigt, anerkannt und schon Renou- 
ard hat es erklärt und vertheidigt. Richtig, aber nicht neu ist 
die kritische Bemerkung, dass die Gesezgebungen hinsichtlich des 
Zeitmasses ins Ungefähre hinein gegriffen haben. 

Neu, aber unrichtig ist, dass die Wahl verschiedener Zeit- 
masse für verschiedene Schuzobjecte Willkührlichkeit und Prinzip- 
losigkeit sei; denn die socialökonomische ratio des singulären 
Monopolrechtes trifft, wie schon dargethan ist, bei verschiedenen 
Fällen in verschiedenem Masse zu. Vielmehr ist die Uniformität 
einer oder einiger weniger Fristen für alle Fälle eine leidige 
Schattenseite, welche dem Autorschuz als künstlicher und daher 
zu Durchschnitten genöthigter Nachbildung der freien 



1 Nähere Nachweise siehe Romberg. 
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Lohn- und Lohnrentenlünktion anklebt; die leztere wiegt im 
freien Verkehr das Verdienst mannigfaltig ab und bestimmt die 
Fristen bevorzugter Ausbeutung in vielfältigen Abstufungen. Neu, 
aber unrichtig ist, dass der „Kompromiss" ein Unrecht sei; die 
Zeitfrist eines Monopolrechtes kann nur in Durchschnittszahlen 
gegriffen werden, wie gleichfalls schon nachgewiesen ist. Unrichtig, 
zu viel und daher nichtssagend ist es, das lebenslängliche Monopol 
auf die allgemeine Unantaslbarkeit der »Rechtssphäre« des thäti- 
gen und lebenden Subjectes zurückzuführen. Unrichtig, nichts, 
weil zu viel beweisend ist die Begründung des Autorschuzes auf 
die Pflicht des Staates, die Erwerbsfähigkeit zu schüzen; — alle 
Monopole, welche je da waren, konnten damit gerechtfertigt werden. 
Neu, aber unrichtig und unklar dazu ist die Ansicht, dass mit 
dem Tode des Autors die »in das Produkt hineingetragene Er- 
werbskraft des Schöpfers« einen »nun feststehenden Werth« des 
Produktes begründe, — dass der »Vermögens werth der Erwerbs- 
kraft«, sich darstellend im Procentantheil der Autorthätigkeit am 
Absazpreis, als »Zins des im Werk angelegten (geistigen) 
Kapitals« anzusehen sei, dem Autor gehöre und mit seinem Tod 
einen festen Kapitalwerth , eine »Vermögenssumme« repräsentire, 
dass diese »Vermögenssumme«, welche jener »Zins« abwerfe, 
»genau begrenzt und berechenbar« sei, — dass ein »einfacher 
mathematischer Satz« gebiete, es müsse der Schuz so lange nach 
dem Tode des Autors fortdauern, als ein angelegtes Kapital braucht, 
um durch seinen Zins sich wieder zu erzeugen, — endlich, dass 
„ein Kapital, „„zu gewöhnlichem Zins"" angelegt, in dreissig Jahren 
sich wieder erzeuge und daher auch der dreissigjährige Schuz der 
billigste und gerechteste sei." Man müsste wahrlich in der Natio- 
nalökonomie mit dem ABC anheben, um — milde ausgedrückt 
die obige Theorie bis aufs lezte Wort als verunglückt nachzu- 
weisen und zu zeigen, dass die Argumentation mit den Begriffen 
„geistige Arbeit", „geistiges Kapital", „Erwerbskraft" des iezteren 
u. s. w. keinerlei wissenschaftlich anerkannte Säze der National- 
ökonomie zur Grundlage hat. Diess kann füglich unterbleiben. 
Selbst auf die Gefahr, „einer nuzlosen Zuspitzung der Theorie" 
und des „Hängenbleibens an der Zahl" schuldig befunden zu 
werden, können wir es wagen, ganz aphoristisch mit einigen 

25 * 
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Säzen zu erwiedern. Wir sagen hienach : die Wiedererzeugung 
des Kapitals binnen 30 Jahren müsste auf einer bestimmten 
Ziffer des Zinsfusses beruhen, welche Richter nicht einmal an- 
giebt und allgemein zutreffend auch niemals angeben könnte: — 
mit der Veränderung des Zinsfusses müsste die Frist wechseln, 
selbst wenn Richter Recht hätte; der Ersatz des „geistigen 
Kapitals" geschieht aber nicht durch Verzinsung, sondern durch 
Unterhalt gewährenden Lohn, — der Antheil des Ertrages der 
Autorarbeit am Absazpreise ist überhaupt keine bestimmte Grösse, 
und wäre, wenn eruirbar, je nach dem Erfolg, der Auflage etc. 
ein sehr verschiedener Werthsaz („Zins") ; — diese Grösse wird 
durch Verlagsvertrag willkührlich festgestellt und im Honorar 
Seitens des Verlegerkapitals vorgelegt ; — der 30jährige Rechts- 
schuz nach dem Tode beruht auf keinem denkbaren mathe- 
matischen Gesez , — jene nebelhafte Vorschwebung eines 
„Zinses" als Werthproduktes des Autors würde eine nach, wie vor 
dem Tode schwankende Grösse sein, der „Vermögenswert!)" der 
Autorenleistung ist nur, was den nothwendigen Preis 
der Arbeit betrifft, eine bestimmte Grösse, bestimmt nämlich 
durch die Unterhaltskosten, er bestimmt sich thatsächlich sehr 
verschieden je nach der Grösse der Auflage, je nach dem Schicksal 
des Produktes und je nach der Gerechtigkeit des Verlagsvertrages. 
Die dem guten Autor gebührende Lohnrente dagegen ist allein 
überhaupt nicht fixirbar. 

Möge der Verfasser der „Kapitalstheorie" über die Autor- 
rechtsfrist diese kurze aphoristische Polemik nicht der Missver- 
ständnisse anklagen. Wir haben ehrlich einigen nationalökono- 
mischen Sinn in die oben abgedruckten Vorschwebungen zu bringen 
gesucht. Ist diess nicht gelungen, so liegt es nicht im Mangel 
an gutem Willen, sondern in der Unmöglichkeit begründet, die 
„Kapitalstheorie" des Verfassers auf fassbare nationalökonomische 
Grundsäze zurückzuführen. Diese Unmöglichkeit wird der Leser 
nicht bestreiten, wenn er den obigen wortgetreuen Auszug aus 
Richter's Schrift sich zurechtzulegen selbst versuchen wird. 

Eine absolute, für alle Zeiten, alle Länder, alle Kategorieen 
publicistischer Litteratur- und Kunst-Erzeugnisse schlechthin giltige 
Schuzfrisl giebt es nicht. Der Autorenschuz ist nicht blos transi- 
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torisch, sondern seine Frist kann, nach Analogie der freien Lohn- 
und Renten function eine sehr verschiedene sein, je nach dem 
Grad der Volksbildung, dem Mass des Honorarkostenantheils am 
Stückpreis, vor Allem nach der Verkehrsnatur der verschiedenen 
Gattungen publicistischer Produkte. 

An Richter's Werk ist immerhin zu schäzen, dass es 
einen Versuch macht, die Fristbeschränkung des Autorschuzes 
theoretisch zu ergründen. Andere denken hieran nicht und lassen 
dann die Gesezgebung ohne Haltpunkt in dieser Frage, oder 
ignoriren sie leichtweg die Bedeutung der Zeitfrage. So meint 
Max Wirth '): „die Beschränkung des Urheberrechtes ist im 
Wesentlichen bedeutungslos. Ein Buch ist gewiss fast immer zu 
der Zeit am nüzlichsten, in welcher es erscheint." Allein schon 
thatsächlich ist diess für die bedeutendsten, die klassischen Werke, 
nicht richtig, also die kürzere oder längere Frist praktisch hier 
gar nicht „bedeutungslos." Sodann Hesse sich aus den Worten 
Wirth's ebenso für völlige Beseitigung als für ewige Dauer des 
Autorschuzes argumentiren , und die Vermuthung wäre an sich 
gegen das Monopol. Weiter ist es für den Bücherpreis und für 
die Art des Vertriebes keineswegs gleichmütig, ob das Monopol 
kurz oder lang ist ; hinsichtlich des amerikanischen Büchermarktes 
ist diess oben an bezeichnenden Thatsachen hervorgetreten, und 
auch die Preise der deutschen Klassiker sind mit Annäherung an 
den Ablauf der Nachdrucksprivilegien sehr viel wohlfeiler ge- 
worden. 

Die juristische Doctrin macht kaum einen Versuch, 
die Zeit frage zu lösen. Einerseits nimmt sie eine Schuzpflicht 
an, soweit das Vermögensinteresse des Autors reicht, anderer- 
seits sucht sie unter vager Berufung auf das allgemeine Interesse 
doch wieder an jener Schuzpflicht abzubrechen, ohne begründen 
zu können, wie viel und wie weit. Die ganze diessfällige Blosse 
der juristischen Doctrin offenbart sich z. B. in dem Saz, welchen 
Wächter als leitenden Gedanken an die Spize seiner Erörte- 
rungen über die Schuzfrist stellt: „das Verlagsrecht erfordert 
nach seinem Prinzip einen Schuz insoweit, als für den Autor 
faktisch die Möglichkeit einer Nuzung seines Erzeugnisses im 

1) 1. cit. S. 353. 
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Verkehr vorliegt. Eine Grenze findet aber dieser Schuzin der 
Anforderung, dass die geistige Benaznng für Alle, der geistige 
Verkehr nicht unverhältnissmässig gestört werde." Wo ist denn 
der Massstab der „Verhüllnissmässigkeit" , nach welchem der 
Kompromiss zwischen den beiden einander entgegengesezten 
Prinzipien zu schliessen wäre? Wächter theilt einen solchen 
Massstab nicht mit und verzichtet hiedurch auf eine Lösung der 
Zeitfrage gleich allen andern Juristen. W i r haben in Abschnitt VI 
die Rentenfunktion als Versöhnung beider Interessen nachgewiesen. 



Wie für die Zeitbegrenzung, so entfalten sich auch für die 
Raumbegrenzung des Autorschuzes weittragende Fol- 
gerungen aus unserer Theorie. Die internationalen Ver- 
träge über litterarisch -artistisches Eigentumsrecht finden an 
diesen Folgerungen eine grundsäzliche Schranke, während die 
Freiheit der Uebersezung durch unsere Theorie grundsäz- 
lich Boden gewinnt. 

Die räumliche Begrenzung des Autorenschuzes. 

Als Konsequenz eines hauptsächlich unter dem Gesichtspunkt 
der Rententheorie gerechtfertigten Autorenschuzes rechtfertigte 
sich so eben ins Einzelne die zeitliche Begrenzung dieser Art 
rechtlich ausschliessender Absazverhältnisse. Es liegt nahe, so- 
fort auch die Frage der räumlichen Begrenzung desselben zu 
stellen. Auch diese Frage ist von hohem praktischem Interesse. 

Vom Standpunkt der litterarisch - artistischen Eigenthumsidee 
kommt man zu territorial allgemeiner, wie zur zeitlich unbe- 
grenzten Geltung der Urheberrechte. Die Franzosen als eifrigste 
Vertreter der Idee geistigen Eigenlhumsrechtes, zugleich als bis- 
herige Herren der belletristischen und artistischen Weltmode, sind 
folgerichtig auch die Propagandisten internationalen Autoren- 
schuzes gewesen , und sie haben in Europa dieser Konsequenz 
Geltung verschafft. Die Beschlüsse des Brüsseler Kongresses 
von 1858 lauten dafür. Die Vereinigten Staaten dagegen sträu- 
ben sich gegen die internationale Ausdehnung d«»s Autorenschuzes 
auf ihr Gebiet; Carey's Schrift ist hiegegen geschrieben. 



Die ausschliessenden „Verhältnisse''. 385, 

Nach der hier vertretenen Theorie ist folgender Gesichts* 
punkt entscheidend: wie verhält sich die freie Prämienfunction 
der Rente, dieses Vorbild des vom Staate geschaffenen künstlichen 
Einkorn mensschuzes, zur Ausdehnung des Marktes? Haben sonst 
die Autoren und die Entdecker eine Vorhand der Ausbeutung für 
den ganzen Weltmarkt? Nimmt nicht vielmehr derVortheil der 
Ausbeutungsprioritat, selbst der Einholung der blossen Kosten, im 
Quadrat der Entfernung der Marktgrenzen vom Mittelpunkt der 
prioritätischen Unternehmung ab? 

Wir glauben, dass im Allgemeinen das Letztere 
stattfindet Die Erhebung ausserordentlichen Einkommens 
schwächt sich, je weiter hinaus auf dem Markte, desto mehr ab; 
sie verliert an Stärke, wie die Wellenringe mit der Entfernung 
vom Punkte des Stosses. 

Dann aber kann auch der Autorenschuz, wenn er als künst- 
lich nachgebildete Lohn - und Renten funktion erfasst wird, 
schwerlich auf einen territorial allgemein gleichen Grad 
der Geltung Anspruch inachen. Dann sind auch die liberale Be- 
handlung der Uebersezungsfreiheit in der deutschen Gesezgebung 
und die amerikanische Widersezlichkeit gegen die von England 
und Frankreich vertretene Universalität des Autorenschuzes nicht 
so unbedingt verwerflich, als es gewöhnlich angenommen wird. 

Treten wir den leztgenannten Fragen sogleich näher! 

Man muss drei Fälle unterscheiden: die auswärtigen Staaten 
gehören einer oder mehreren fremden Sprachen an; oder sie 
gehören ganz oder theilweise zu dem Gebiet derselben Sprache, 
in welcher das Werk verfasst ist, oder das Werk ist in einer 
Welt spräche, einer todten oder einer lebenden, geschrieben. 

1) DerFall fremder Zungen im fremden S t aate: 
Der internationale Schuz kann an und für sich mehrere Ziel- 
punkte haben: Absazbeherrschung auch des fremd- 
sprachigen Marktes, a) theils gegen Nachdrücke zum Ge- 
brauche derjenigen Leser, welche troz der Angehörigkeit an eine 
fremde Nationalsprache dennoch die Originalsprache lesen können 
und lesen wollen, theils b) gegenUebersezungen in die fremde 
Sprache, — sodann c) Schuz gegen solche Nachdrücke im frem- 
den Staat, welche zur Ruckeinfuhr in das Land des Originalver- 
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lages bestimmt sind (Nachdruckscontrebande). Dreierlei Schuz- 
interessen sind es also, welche für den zuerst zu erörternden 
Fall in Frage kommen, und unter diesen dreien ist die Ueber- 
sezungsfreiheit oder Nicbtübersezungsfreiheit praktisch am wich- 
tigsten. 

a) Wenn auch viele Ausländer ein Werk in der Original- 
sprache lesen, so ist doch die Originalausgabe, da sie den ge- 
schüzten Markt eines grossen nationalen Sprachgebietes hat, so 
sehr in der Vorhand der freien Rentabilität, dass sie gegen ein- 
fachen Nachdruck im Auslande für Ausländer von selbst geschüzt 
ist. Es müsste denn der heimische Preis so gegriffen sein, dass 
im Auslande eine viel kleinere Auflage mit wohlfeileren Exemplar- 
preisen hergestellt werden kann. Derartige Uebertheurung des 
Originalproduktes hat aber socialökonomisch keinen Anspruch auf 
staatliche Förderung. 

b) Gegen Uebersezungen ist ein Schuz unseres Erach- 
tens nicht begründet. 

Das Widerstreben der praktischen, namentlich der deutschen 
Gesezgebung, bezüglich des Schuzes gegen Uebersezung, hat 
einen ganz richtigen Takt bewährt. Sogar die Heisssporne des 
unbeschränkten geistigen Eigentumsrechtes haben hier ihrem 
Konsequenzmachen die Spize stark abgebrochen, indem sie bis 
jezt nur bei Vorbehalt des Uebersezungsrechtes und bei sofortiger 
Ausführung dieses Vorbehaltes einen kurzen Uebersezungsschuz 
verlangten; sogar der Brüsseler Autorenkongress für Autorschuz 
(1858) verlangt nur zehnjährigen Uebersezungsschuz. 

Gewöhnlich wird der Schuz gegen Uebersezungen aus dem 
Grunde verworfen, wenigstens nur sehr beschränkt eingeräumt, 
weil die Uebersezung als solche ein neues Geistesprodukt, eine 
Weiterverarbeitung, nicht blosse mechanische Vervielfältigung sei 
Diese Beweisführung für Uebersezungsfreiheit ist wirklich die 
einzige, welche vom Standpunkt der gewöhnlichen Theorieen des 
Autorschuzes überhaupt möglich ist Mag ihr aber auch Wahres 
zu Grunde liegen, so bleibt sie doch eine überraschend liberale 
Behandlung der Uebersezungsarbeit inmitten des sonstigen protec- 
tionistischen Eifers ; sie klingt wie einiger Abfall vom Prinzip, wie 
ein Stück Politik, welche den Bogen nicht überspannen will, oder 
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wie egoistische Inkonsequenz der Uebersezungslilteraten, welche im 
Chorus des litterarisch-artistischen Protectionismus mitrufen. Wird 
doch in achtzig unter hundert Fallen die Uebersezung eine ebenso 
mechanische Arbeit sein, als die Arbeit des Druckereifaktors, 
welcher einen einfachen Nachdruck besorgt. Gerade bei den 
rentabelsten Uebersezungsartikeln aus dem Gebiete der Roman- 
fabrikation wird diess zutreffen. Ist dem aber so, so ist die Ab- 
leitung der Uebersezungsfreiheit aus neuer Autorschaft ein schwie- 
riges Problem ; dem ersten Autor müsste wenigstens eine Abfindung 
oder ein Gewinnantheil Seitens des Uebersezungsverlages grund- 
säzlich gebühren. 

Nach unserer Theorie findet die volle Uebersezungsfreiheit 
aus einem anderen, wirklich national-ökonomischen Grunde unge- 
zwungen ihre Rechtfertigung. Bei allen Produkten genügt die 
Priorität auf einen Theil des ganzen Weltmarktes, um durch die 
normale Lohn- und Lohnrentenfunktion jeder Leistung socialöko- 
nomisch gerecht zu werden; jedes Produkt, nicht blos Kleider, 
sondern Utensilien und Verbrauchsgüter aller Art, trägt seinen 
nationalen Typus oder erborgt als Exportartikel einen fremden 
Nationaltypus, und wird so „rentabel." Die ausgezeichnetste 
Leistung verliert im Quadrat der Entfernung an Marktgunst. Was 
Carey ') in anderem Zusammenhang bemerkt hat: „der heimische 
Markt ist der wichtigere für Worte so gut wie für Sachen", wiegt 
auch in unserer ökonomischen Theorie des Autorschuzes. Schon 
ein Marktgebiet von kleinerem Radius sichert in der Regel die 
Rentabilität. Weiter braucht daher auch die künstliche durch das 
temporäre Monopol des Autorrechtes vermittelte Rentabilität nicht 
zu gehen. Die heutigen nationalen Sprachgebiete sichern einen 
sehr erheblichen heimischen Markt. Das zeitweilige Monopol auf 
diesem Markt ist , zumal für Artikel von grossem Publi- 
kum, ein sehr reichliches Surrogat des sonst gegen Concurrenz 
kämpfenden freien Lohn-, Gewinn- und Renleneinkommens. Eine 
Verstärkung durch Uebersezungsmonopole , völkerrechtlich herge- 
stellt, ergäbe ein unmässiges Weltmonopol des Autors. Dieses 
ist vom Standpunkt unserer restrieliv nicht extensiv anzuwenden- 
den Theorie der ausschliessenden Absazverhältnisse zu verwerfen. 

1) 3. Brief. 
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Dazu kommt, dass für den Autor der Schuz gegen Ueber- 
sezung geringes Vermögensinteresse hat. Der Originalverleger 
giebt wegen des im Verlagsvertrag gewöhnlich mitübertragenen 
Uebersezungsrechtes nicht viel grösseres Honorar. Der auswär- 
tige Verleger aber wird der berechtigten Autorfreude oder Eitel- 
keit das Uebersezungsrecht wohlfeil abkaufen. Auch da ist das 
Recht des Autors ein Erstgeburtsrecht, welches besten Falls um 
ein Linsengericht veräussert werden muss. Höchstens für Pro- 
dukte von der Gattung der Romanfabrikate, welche schon auf dem 
heimischen Markte gut bezahlt sind, würde der Uebersezungsschuz 
ein erkleckliches Vermögensinteresse darstellen, er ist aber gerade 
hier entbehrlich. 

An der Berechtigung der Uebersezungsfreiheit wird auch 
nichts durch die Möglichkeit geändert, dass mehr Uebersezungs- 
als Originalexemplare abgesezt werden. Der Autor kann ja nach 
Belieben die Sprache mit grösserem Publikum für die Original- 
ausgabe wählen. 

Es darf für den Schuz gegen Uebersezungen auch die höchst 
persönliche Rücksicht auf den Autor, der einen guten Uebersezer 
wünscht . • nicht massgebend sein. Einmal kann schon während 
des Druckes der Originalausgabe für die Uebersezung gesorgt 
werden. Sodann haben die Uebersezungsfirmen bei vorhandener 
Conkurrenz selbst ein Interesse, ihr Produkt als gute Wiedergabe 
des Originals auf den Markt zu bringen, da der Erfolg des Ab- 
sazes hievon bedingt ist: sie werden den tüchtigen Uebersezer 
meist besser ausfindig machen, als der fremde Autor. 

Am ehesten könnte für die eigentlich wissenschaftlichen 
Werke ein Schuz gegen Uebersezung in Frage kommen. Für 
sie ist nämlich das nationale Publikum oft sehr klein, die wissen- 
schaftliche Produktion und Consutntion dieser Werke ist ihrer 
Natur nach aristokratisch und desshalb nur bei kosmopolitischem 
Markte rentabel: ihr Absaz hat mehr und mehr ein zerstreutes 
Weltpublikum, durch welches ein kleines concentrirtes National- 
publikum ersezt wird. Die Gründe, welche oben für die Ueber- 
sezungsfreiheit geltend gemacht worden sind, haben desshalb für 
diese Art von Erzeugnissen unluugbar ein geringeres Gewicht. 

Dagegen kommen zwei Umstände compensirend in Betracht: 
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einmal die Thatsache , dass wissenschaftliche Werke abgesehen 
von denen, welche schon ein grosses nationales Publikum haben 
und desshalb des Schuzes gegen Uebersezung nicht bedürfen, 
auch von ausländischen Gelehrten in ihrer Original spräche ge- 
lesen werden , — die meisten Gelehrten werden gegenwärtig 
deutsch, englisch, französisch, italienisch lesen: sodann 
die Thatsache, dass die Wissenschaft in der Regel neben dem 
Honorareinkommen noch andere Sustentationsquellen hat, — 
man denke an Universitätsprofessuren, Preissauschreibungen, Stif- 
tungen u. s. w. 

Die Uebersezungsfreiheit möchten wir hienach als 
einen unanfechtbaren nationalökonomischen Grundsaz betrachten. 
Selbst den im Lande des Originalverlages erscheinenden L'eber- 
sezungen würden wir den Grundsaz der Uebersezungsfreiheit an- 
gedeutet) lassen. Die. hinreichend lohnende Verwerthung des Ori- 
ginals wird nicht wesentlich beeinträchtigt werden. Uebrigens 
legen wir dieser vom positiven Recht anders entschiedenen Seite 
der Frage Überhaupt wenig Gewicht bei. 

Gleich dem Schuz des Originalwerkes gegen die Ueber- 
sezung halten wir den Schuz der Uebersezung selbst 
gegen Nachdruck für eine volkswirtschaftlich nicht sehr 
dringliche Einrichtung. Für die Regel, welche selten durch die 
Ausnahme einer Uebersezung von eigenem klassischen Werth durch- 
brochen wird, ist die Uebersezung eine mechanische Arbeit, für 
welche nicht sehr grosse Kosten erwachsen und welche durch die 
Priorität der erst erscheinenden Uebersezung wohl hinlänglich 
gedeckt wird. Es kommt aber weiter in Betracht, dass Ueber- 
sezungen an sich ein nicht zu grosses Publikum zu haben pflegen, 
so dass aus schon oben dargelegten Gründen selten ein Nach- 
druck ökonomisch rathsam ist; diess gilt insbesondere auch von 
Uebersezungen, welche für sich selbst eine geistige Leistung sind. 
Für Uebersezungen aber mit ausnahmsweise grossem Publikum 
tritt im Stückpreis der Uebersezungskostenantheil zurück, und die 
Wohlfeilheit des Produktes in Folge der Conkurrenz mehrerer 
Ausgaben ist das überwiegend berechtigte Interesse. 

Indessen mag der Schuz einer Uebersezung gegen einfachen 
Nachdruck einstweilen stehen bleiben. So lange derselbe kein 
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Verbot einer zweiten und dritten Uebersezung wird, wird er prak- 
tisch nicht viel schaden und einigen wenigen ausgezeichneten 
Uebersezungen nüzen. 

c) Unter a und b ist der internationale Autorschuz, im Ver- 
hältniss mehrerer Staaten von ungleicher Sprache, nur in Hinsicht 
auf Ausbeutung des fremden Sprachgebietes selbst ins Auge ge- 
fasst worden. Ein anderer Gesichtspunkt erhebt sich, soferne 
einfacher Nachdruck im Ausland behufs Einschmuggelung in das 
Originalsprachgebiet stattfinden kann. Zunächst ist es offenbar 
Sache der Staatsbehörde des Originalverlegers, die Einfuhr der- 
artiger Nachdruckscontrebande zu hindern. Ob der fremde Staat 
sich zur Verhinderung der Contrebande-Ausfuhr oder zum Verbot 
des Nachdrucks der Originalsprache auf seinem Gebiete Überhaupt 
herbeilassen will, ist praktisch eine untergeordnete Frage. Ein 
sehr beträchtlicher Unterschied der Nachdrucks- und der Original- 
preise muss vorhanden sein, um eine solche Nachdruckscontrebande 
troz der Transport- und Schmuggelkosten, und troz der Strafgefahr 
im Einfuhrstaat ins Leben zu rufen. Alsdann aber wird der Ori- 
ginalverleger in der Regel sein Monopol zu theuren Preisen miss- 
braucht haben, und auch der mit wenig Sorgfalt geübte oder nur 
kostspielig zu benüzende Schuz des fremden Staates wird den 
vom Originalverleger mitverursachten Schmuggelreiz nicht über- 
winden. Der Geist der Contrebande zeigt sich hier als einer 
jener Geister, welche das Böse wollen und doch das Gute schaffen. 
Er nöthigt den Verleger, vom Missbrauch des Monopols zur Preis- 
übertheurung abzustehen. Für denjenigen Theil des Stückpreises, 
welcher von den Originalkosten herrührt, wird der Verleger durch 
die Transportkosten und das Schmuggelrisico der Contrebande- 
nachdrücke in der Conkurrenz wieder aufkommen. 

Dem internationalen Schuz gegen Nachdruck in Staaten mit 
durchaus fremder Zunge, bestehe er im Verbot jedes Nachdrucks 
irn fremden Staate, oder nur in einem Verbot der Ausfuhr in das 
Originalverlagsgebiet, legen wir hienach untergeordnetes Inter- 
esse bei. 

2) Der fremde Sta at gehört ganz oder theilweise 
dem Sprachgebiet des Originalwerkes an. 

Selbst in diesem Falle erscheint insolange, als das Ori- 
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ginalwerk am Staate seines Erscheinens ein grosses Absazgebiet 
besizt, die Monopolisirung auch der auswärtigen Abtheilungen des- 
selben Sprachgebietes nach unserer Theorie nationalökonomisch 
nicht als selbstverständliche Forderung; denn unter der ausge- 
sprochenen Voraussezung wirkt die durch Autorrechtsmonopol er- 
gänzte Lohn- und Rentenfunktion schon auf nationalem Gebiete 
in hinlänglich starkem Grade. 

Eine andere Frage ist es, ob nicht wegen der Gefahr der 
Zurückschmuggelung fremder Nachdrücke in das heimische Ori- 
ginalabsazgebiet eine Verhinderung alles Nachdruckes auch im 
fremden Lande völkerrechtlich zu erstreben sei? Diese Frage 
ist schwer zu einer festen Entscheidung zu bringen. 

Im Allgemeinen ist auch die Contrebande, welche aus gleich- 
sprachigen Gebieten mit Nachdrücken getrieben wird, mit jenen 
die Originalkosten compensirenden, besonderen Ausgaben behaftet, 
welche schon hervorgehoben sind. Das Risico ist namentlich 
dann ein starkes und wirkt gleich hohen Assecuranzspesen ver- 
teuernd für den Contrebandartikel , wenn nicht blos der Nach- 
drucker sondern auch der Handel mit Schmuggelnachdruck schwe- 
ren Strafen unterliegt. Dazu kommt, dass der Originalverleger 
bei zollfreier Aus- und Einfuhr auch den fremden Markt mit sei- 
nen Originalprodukten zu beherrschen in nicht ungünstiger Lage 
ist; deutsche Verleger sollen häufig Originaldrucke wohlfeiler an 
die Deutschen in Amerika, als an die Deutschen in Deutschland 
abgesezt haben. Endlich und vor Allem erscheint die Ausdehnung 
des Monopolschuzes von einem grossen Nationalmarkt auf einen 
zweiten und dritten ebenso grossen Markt als eine exorbitante 
Revorzugung, welche die unserer Theorie entsprechenden natür- 
lichen Grenzen des Autorschuzes stark überspringt. 

Die anglosächsische Race hat wirklich mehrere grosse Na- 
tionen mit gleicher Sprache aufzuweisen; für sie erscheint aus 
den eben bezeichneten Gründen die unmittelbare Ausdehnung des 
Autorschuzes auf die ganze englisch redende Welt, so dass eng- 
lische Rücher auch in Amerika, amerikanische im ganzen eng- 
lischen Reich monopolisirt wären, eine völkerrechtliche Forderung 
von sehr anfechtbarer Rerechtigung. Der Widerstand der Verein. 
Staaten hiegegen ist, wie viel Einseitiges auch Carey für den- 
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selben gesagt haben mag, nationalökonomisch nicht ohne Weiteres 
als Piratentheorie zu brandmarken. 

Dagegen wird zwischen grossen Staaten mit gleicher Sprache 
die Unterdrückung der Ausfuhr und der Einfuhr von Nachdrucks- 
contrebande nach dein Originalmarktgebiet ein berechtigtes und 
beiderseits ehrlich zu unterstüzendes Ziel der internationalen Po- 
litik bilden müssen. Die Schwierigkeiten der Durchführung wer- 
den wenigstens nach einer Seile, nämlich als Warnung gegen die 
Uebertheuerung des Preises des Originalwerkes, wohllhätig wirken. 

Anders liegt die Frage da, wo kleinere Staaten als gleich- 
sprachige Gebiete aneinander oder gleichsprachige Theile eines 
fremden Staates sich an das grössere Originalabsazgebiet anlehnen. 
Dieser Fall ist gegeben im Verhaltniss der deutschen Staaten 
einschliesslich Deutschösterreichs zueinander, im Verhaltniss der 
Schweiz zu Deutschland, Frankreich und Italien, und im Verhaltniss 
Belgiens zu Frankreich. 

Auf der einen Seite ist der Markt der in den kleinen Ge- 
bieten erscheinenden Werke ein kleiner. Die Ausdehnung des 
Schuzes ihrer Verlagsartikel auf den Absaz in den grösseren 
gleichsprachigen Gebieten ist Bedürfniss, und die Ausdehnung des 
Schuzes der in lezteren Gebieten verlegten Werke auf den Markt 
der angrenzenden kleineren Staaten eine nicht unmassige Ver- 
grösserung des Monopols. Die Zusammenlegung zu Einem Schuz- 
gebiet durch Vertrag ist also in diesem Falle wohl begründet. 

Sie ist es noch mehr, weil die Gefahr des Nachdruck- 
schmuggels hier sehr gross ist. In der Schweiz, in Belgien, eine 
Zeit lang in dem den Nachdruck hegenden Württemberg waren 
die Raubnester des verwerflichen Nachdruckes gebaut. Der Schuz 
des Originals auf heimischem Absazgebiet ist nur durch Verbot 
alles Nachdruckes zwischen Staaten möglich, welche in dem hier 
vorausgesezten Verhaltniss der Nachbarschaft und Sprachgemein- 
schaft zu einander stehen. 

Für die deutsche Politik liegen hienach in Sachen des interna- 
tionalen Autorenschuzes die Aufgaben einfacher, als für die angel- 
sächsischen Staaten. 

Wollte aber auch für die lezteren der einfache Ausschluss 
alles Nachdruckes zu einem internationalen Rechtsprinzip erhoben 
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werden, so wäre nach unserer Theorie als Aequivalent eine 
Kürzung der Schuzfrist gerechtfertigt; denn je ausge- 
dehnter der Schuz in räumlicher Beziehung ist , desto be- 
schränkter kann und soll er nach unserer Theorie in Hinsicht auf 
die Zeit sein. Das Monopol des Autorschuzes als surrogirende 
Lohn- und Rentenfunktion erreicht seinen begrenzten Zweck desto 
schneller, je grösser und besser der Markt ist, und dieser kann 
kleiner sein, je länger die Schuzfrist ist. 

Was sich hinsichtlich der Z e i t begrenzung des Autorrechtes 
ergeben hat, gilt hienach analog auch von der Rauinbegrenzung: 
Die verschiedenen Fälle de,s internationalen Autorschuzes dürfen 
nicht nach Einer Schablone bemessen werden. Der Brüsseler 
Kongress ist auch in diesem Stücke viel zu weit gegangen, in- 
dem er den. nationalen Monopolschuz ohne Weiteres zu einem 
völkerrechtlichen Institut von gleicher Zeitausdehnung erheben 
wollte. 

3) Der dritte Fall, welcher der Gebietsbegrenzung des 
Autorschuzes Schwierigkeiten bereitet, ist die Abfassung eines 
Werkes in einer Weltsprache für ein in der ganzen Welt zer- 
streutes auserlesenes Publikum. 

Man hat lebende und 1 d t e Weltsprachen dieser Art zu 
unterscheiden. 

Es giebt heutzutage nur zwei lebende Sprachen, welche 
ohne Hyperbel als Weltsprachen der „gebildeten" und wissenschaft- 
lichen Welt angesehen werden können, — die englische und die 
französische, und zwei, welche im Begriffe sind, Weltsprachen in 
diesem Sinne zu werden , — die deutsche und die italienische. 
Die englische Sprache ist sogar gemeine Sprache mehrerer grosser 
Nationen , vulgäre Weltsprache, nicht blos Sprache der gebil- 
deten Welt ; die Schwierigkeiten, welche sie für die Raumbegren- 
zung des Autorschuzes an vulgären Werken bereitet, sind jedoch 
schon erörtert. 

Der Charakter einer Weltsprache für gebildete, wissenschaft- 
liche Kreise, überhaupt für kosmopolitisch zerstreutes aber „ge- 
wähltes" Publikum würde kosmopolitischen Schuz der für solches 
Publikum in diesen Sprachen verfassten Werke an und für sich 
nicht unbegründet erscheinen lassen: denn der Markt solcher 
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Bücher lohnt oft erst als Weltmarkt, der innerste ökonomische 
Rechtfertigungsgrund des Autorenschuzes würde daher nach un- 
serer Theorie vollen internationalen Autorenschuz vielleicht recht- 
fertigen. Liesse sich nur eine feste Richtschnur zur gesezgebe- 
rischen Definirung kosmopolitischer Werke für gewählte Kreise 
geben, so würde ein kosmopolitischer Autorschuz nicht blos an sich 
zu rechtfertigen , sondern auch wegen der weiteren Folge zu 
empfehlen sein, dass nun für den heimischen Autorschuz die aus 
Rücksicht auf Werke mit kleinem Publikum langbemessene Schuz- 
frist verkürzt werden könnte. 

Allein für Werke, die in lebenden Welt-Gelehrtensprachen 
geschrieben sind, lässt sich eine gesezgeberische Grenzziehung 
des wissenschaftlichen oder sonst exclusiven Charakters nicht 
finden. 

Für lateinisch geschriebene gelehrte Werke wäre zwar das 
Merkmal der t o d t e n Sprache ein sicherer Anhaltspunkt der Zu- 
teilung kosmopolitischen Schuzes. Allein bei der geringen und 
abnehmenden Zahl so geschriebener Schriften ist eine besondere 
völkerrechtliche Institution nicht empfehlenswerth '). 

Wenn nun in lebenden Weltsprachen geschriebene Gelehrten- 
werke wegen der Schwierigkeiten der gesezgeberischen Definition, 
— in lateinischer Sprache geschriebene Werke wegen der Gering- 
fügigkeit des Interesses kosmopolitischen Schuz entbehren sollen, 
so kann man sich gleichwohl beruhigen. Die litterarische Pro- 
duktion dieser Art ist, wie schon in anderem Zusammenhang be- 
merkt ist , am wenigsten auf blosse Geld Vergütung und Geld- 
prämien angelegt, und andere öffentliche und quasiöffentliche Formen 
der Sustentation, Besoldungen, Aemter, Fonds gelehrter Gesell- 
schaften und Stiftungen — sind die ökonomische Grundlage der- 
selben, soweit eine solche nothwendig ist. 

Eine Weltsprache, und zwar eine Sprache zum Gemüth ist 
die Musik. 



i) Grimdsäzlich wäre also das Verbot jeder Uebersezung eines in 
todter Sprache erschienenen Werkes, wie es im preussischen Recht (Man- 
dry Comm. S. 199) enthalten ist, unserer Theorie nicht ganz widersprechend. 
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Zur Vergeltung musikalischer Produktion genügt jedoch das 
abschliessende Verwerthungsrecht bei dem grossen Publikum, 
welches jede bedeutsame Nation für derartige Schöpfungen liefert. 
Auch musikalische Werke verläugnen, wenn der ganz unmusika- 
lische Verfasser gegenwärtiger Schrift eine Behauptung Anderer 
nachreden darf, nationalen Ursprung nicht und haben in der Hei- 
math ihr hauptsachliches Publikum. 

Dasselbe gilt von den dramatischen Werken hinsichtlich der 
Aufführung, von der Kunst überhaupt. In der AufTührbarkeit 
sind Dramen kosmopolitisch ; zur Vergeltung ihrer Hervorbringung 
genügt jedoch das Monopol beim heimischen Theaterpublikum. 

Wir fassen die Hauptergebnisse dieses Abschnittes zusammen : 
Uebersezungsfreiheit — Schuz gegen Nachdruckscontrebande aus 
fremdem Gebiet, nicht aber gegen auswärtige Herstellung und Ab- 
saz der Nachdrucke für fremde Leser, — Anschluss kleiner, na- 
mentlich angrenzender gleichsprachiger Länder an das Hauptsprach- 
gebiet zu Einem Schuzgebiet! 

Diese Grundsäze des internationalen Autorschuzes sind durch 
vertragsmäßige Anwendung des Prinzips der Gegenseitigkeit be- 
reits übersprungen. So lautet Art. 1. des französisch-bairischen 
Vertrages vom 24. März 1865 : „Die Urheber von Büchern, Bro- 
schüren oder anderen Schriften, von musikalischen Compositionen 
und Arrangements, von Werken der Zeichenkunst, der Malerei, 
Her Bildhauerei, des Kupferstichs, der Lithographie, und allen an- 
deren ähnlichen Erzeugnissen aus dem Gebiete der Litteratur und 
Kunst sollen in jedem der beiden Staaten gegenseitig sich 
der Vortheile zu erfreuen haben, welche daselbst dem 
Eigenthume an Werken der Kunst und Litteratur gesezlich ein- 
geräumt sind oder eingeräumt werden." Man hätte von diesem 
Zeitalter des Weltfreihandels erwarten dürfen, dass es nur die 
Conkurrenz als einen extensiv anzuwendenden Grundsaz behandle. 
Merkwürdiger Weise hat man dem Monopol , das doch restric- 
tiv anzuwenden ist, hier fast unbedacht kosmopolitische Geltung 
zukommen lassen. Bis zu welcher Naivetät man es treiben kann, 
zeigt freilich der Brüsseler Kongress von 1858, welcher in Ab- 
schnitt 1 — 4 seiner Beschlüsse Weltautormonopole, dagegen in 

Zeitschr. f. Staatsw. 1867. III. Heft. 26 
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Abschnitt 5 die Abschaffung aller Zölle für Litteratur- und Kunst- 
produkte nebeneinander verlangt hat. ! ! 



Noch ist der Autorschuz als Prämie rascher 
Ideenverbreitung und im Verhältniss zur erlaubten Re- 
produktion zu erörtern. 

Im Bisherigen ist die Singularität des im Autorrecht enthaltenen 
Monopols auf die singulare Natur publicistischer Produkte im Ver- 
kehr zurückgeführt worden, soferne für sie die normale Lohn- und 
namentlich Rentenfunktion des freien Verkehrs verkümmert ist. Nun 
ist die „Publicität" der Geistesprodukte, wie die Ursache des ab- 
schliessenden Absazrechtes, auch Zweck des Monopols. Und 
indem wir den bisherigen Standpunkt umkehren und das temporäre 
Monopol als Mittel und Kaufpreis rascherer Ideenausbreitung und 
Ideenverwerlhung nachweisen, erfassen wir die lezte wichtige Seite 
des Autorschuzes, welche noch unerörtert ist, und gelangen hiebei 
zur Entscheidung der Fragen über erlaubte literarische 
Reproduktion und über den Kunstschuz gegenüber 
der sogenannten Kunstindustrie. 

Der Inhalt der sogenannten „geistigen Produkte" verlangt nach 
den Gesezen der socialen Oekonomie und gemäss der Bestim- 
mung geistigen Besizthums eine rasche Weiterverbreitung. 
Les icrits c'est du feu, que Von emprunte et que Von prile ä 
son voisin, sagt Voltaire, und Viele haben es ihm nachgesagt. 
Wir haben diese Bestimmung der Ideenschöpfungen, Gemeingut 
zu werden, oben eingehend erörtert. 

Es hat sich gezeigt, dass alle in den socialen Verkehr ein- 
tretenden Produkte ein Produkt zweier Faktoren, gleichsam ein 
Gewebe aus natürlicher Kette und aus persönlichem Einschlag, 
materielle Substrate mit geistigem Inhalt sind, das gegensazreiche 
Wesen des Menschen reflectirend. Allein die Verhältnisse 
der Zusammensezung sind denn doch sehr verschie- 
denartig. 

Bald überwiegt das spirituelle, bald das materielle Element. 
Es giebt viele Gradationen: vom durchgeistigtsten Produkt, an 
welchem das Substrat, auf dem es in den gesellschaftlichen Ver- 
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kehr eintritt, fast verschwindet (Gedicht, Vortrag, Gemälde, No- 
tiz über eine wissenschaftliche Entdeckung), fortschreitend etwa 
zu einer Maschine, in welcher nur an einem kleinen Theilchen 
eine wichtige Neuerung hervortritt, bis zum Brod, welches aus 
einer eine hergebrachte technische Idee verwirklichenden Mühlen- 
und Bäckereieinrichtung hervorgeht. 

Je mehr nun in einem Produkte eine gemeinnüzige, nicht 
blos der Verbreitung sondern auch der Weiterverarbeitung fähige 
Idee hervortritt und das körperliche Substrat als Nebensache in 
den Hintergrund rückt, desto mehr entspricht es den schon dar- 
gelegten Grundsäzen, dass sie rasch zum geistigen Ge- 
meingut werde und von anderen geistigen Kräften 
der Verwerthung zu andern Zwecken und einer vervollkomm- 
nenden Anwendung entgegengefahrt werden könne. 

Diess wird in ganz gerechter Weise erzielt, indem zwar 
einerseits das geistige Erzeugniss gegen einfache, 
reine Vervielfältigung in der Gestalt, in welcher es in den 
Verkehr geworfen wird, und zu dem Verwerthungszwecke, 
um dessen willen es in den Verkehr geworfen wird, temporär 
geschüzt wird, und indem 

andererseits die den neuen Produkten zu Grunde lie- 
gende Idee desto unbedenklicher und unverhüllter dem gemei- 
nen Verständniss erschlossen und der Anstoss zu ungehemmter 
anderweitiger Verwerthung und zur Vervollkommnung 
gegeben wird. 

Das ausschliessende Absazrecht gegen einfache und auf 
dieselbe Nachfrage berech ne te Nachahmung wird 
die Voraussezung einer desto rascheren Verwerthung in anderer, 
vielleicht vollkommenerer Form und für andere Erwerbs- 
zwecke, bez. Absaz kreise. 

Absazkreise, welche durch die reine Vervielfältigung des Ori- 
ginals in seiner ursprünglichen literarischen oder artistischen 
Qualität für denselben Kreis des Literatur- und Kunstconsums nicht 
zu erschliessen sind, können durch „ändernde Nachbildung" 
und durch Anwendung fürandereBedürfnissarten, unter Ein- 
verleibung der Idee in ein nüzliches Gut oder ohne solches Sub- 
strat, erschlossen werden. Der Autor des Originals hat keinen 

26* 
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Anspruch auf Ausbeutung solcher Absazkreise, welche nur durch 
Aenderung der Form oder durch Einführung derselben Form auf 
anderem Substrat in andere Bedürfnisskreise zu gewinnen sind. 
Dieselbe literarische oder artistische Ideenäusserung, in einen 
dem Publikum des Originals fremden Absaz- und Bediirfnisskreis 
verpflanzt, ist in dieser Verpflanzung selbst eine neue industriell- 
kommerzielle Schöpfung. Diess kann schon innerhalb des publi- 
cistischen Absazgebietes selbst eintreten ; z. B. bei Citaten , Ge- 
dichten, die in Zeitungen abgedruckt werden. Noch mehr be- 
gründet die blos kommerzielle Aenderung des Absazgebietes neben 
der Formverarbeitung die Reproduktionsfreiheit da, wo Schrift- 
werke und Kunstformen Werken der Industrie ohne alle Aen- 
derung der Worte oder Formumrisse einverleibt werden. Das 
Uhland'sche Metzelsuppenlied auf einer Wurstdüte, Photographieen 
von Gemälden auf Chocoladeenveloppen, Napoleons- oder Garibaldi- 
porträte auf Sacktüchern sind freizugeben, blos wegen des völlig 
veränderten Absazgebietes, wohin die Originalwerke aus dem 
eigensten Originalabsazkreise heraus verpflanzt sind. Nament- 
lich für die Kunstnachbildungen an sich und für die Kunstnach- 
bildungen innerhalb der Industrie hat das Princip , die auch bloss 
kommerziell ändernde Reproduktion freizugeben, sobald diese 
Reproduktion den Originalabsazkreis nicht schä- 
digt, d.h. kommerziell eine wirkliche und gänzliche 
Abweichung vom originalen Verw erth ujigskreise 
begründet, — eine sehr bedeutende Tragweite. Wir kommen 
hierauf bei der besonderen Erörterung des Kunstschuzes zurück 
und stellen nur, bei aller Schwierigkeit der juristischen Formu- 
lirung, auch die kommerziell ändernde Reproduktionsfreiheit prin- 
zipiell fest. 

Das Monopol auf ganz andere, von Anderen geschaffene 
Marktgebiete zu erstrecken, ist nach allgemeinen Grundsäzen der 
ökonomischen Gerechtigkeit unzulässig. So erweitert wäre das 
Monopol unverdient, und der allgemeinen Volksbildung wäre es 
schädlich. Diese Ausdehnung ist aber auch durch das Monopol 
des Originals auf das eigenste Publikum des Originals 
hinreichend abgekauft. 

Das Monopol temporären Urheberschuzes ist zugleich 



Die ausschliessenden „Verhältnisse". 399 

Lösegeld möglichst rascher Verwerthung einer Idee oder eines 
Kunstgebildes zum Zweck anderweitiger Anwendung, zum Zweck 
der Hineinarbeitung in das Gebiet anderer Wissenschaften, angren- 
zender technischer Probleme, sammelnder Werke, endlich zum Zweck 
der Verbreitung ästhetischer Gesittung unter die Menge mittelst der 
nüzlichen Kunst, zum Zweck der Formnachahmung reiner Kunst- 
gebilde an Objekten, deren Absazkreis über die Freunde der reU 
nen Kunst und über die Liebhaber der reinen Kunstnachahmungen 
weit hinausreicht. 

Wir gelangen damit für die ökonomische Theorie des Autoren- 
schuzes zu drei correlaten Säzen von grosser Tragweite: 

1) Der Schuz ist gegen reine Nachahmung eines gei- 
stigen oder (nur) künstlerischen Produktes zum Zweck der Ver- 
werthung im reinen natürlichen Absazkreis des Ori- 
ginalproduktes zu gewahren ; 

2) hiefür kann die theilweise Benüzung und die vervoll- 
kommnende Benüzung für geänderte Absazkreise desto unbedenk- 
licher eingeräumt werden, sobald die Nachahmung entweder nach 
dem Gehalle der Copie nicht reine Nachahmung ist, oder wenn 
die Copie in keiner Weise Nachahmung für den Absazkreis des 
Originalproduktes ist. Die Freiheit der das Original umgestaltenden 
oder kommerziell verändernden Reproduktion ist zu verlangen. 

3) Die liberale Hingabe neuer Geistes- und Kunstprodukte 
zu rascher Vervollkommnung und zur verallgemeinernden Weiter- 
verarbeitung für weitere Konsumentenkreise ist ein Aequivalent 
des exclusiven Autorenschuzes gegen reine Nachahmung, und 
dient jenem natürlichen Geseze der Socialökonomie, am geistigen 
Gehalt neuer Schöpfungen möglichst bald einen Kommunismus zu 
begründen. 

Die speziellen Folgerungen aus obigen Säzen werden erst 
bei Besprechung der einzelnen Arten der Autorrechte gezogen 
werden können. So viel jedoch darf über diese Säze schon hier 
gesagt werden, dass sie die Richtigkeit der gegenwärtigen Theorie 
der ausschliessenden Absazverhältnisse insofern bekräftigen, als 
sie, dieser entflossen, ganz jene liberale Behandlung der in Be- 
ziehung auf Umfang, Technik und Absazzweck verändernden Re- 
produktion rechtfertigen, welche in der Gesezgebung, gemäss den 
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Bedürfnissen des praktischen Lebens, sich Geltung verschafft hat. 
Die liberale Praxis erscheint ihnen zufolge nicht als prinziploses 
Verlassen des Autorschuzes , sondern in der socialökonomischen 
Intention des lezteren grundsäzlich begründet. Keine andere 
Theorie hat diess bis jezt nachgewiesen. 

Allerdings gewinnt jene liberale Behandlung durch das Autor- 
rechtsprinzip selbst einige Rechtfertigung. In jeder Nachbildung 
ist einige Autorschaft mit enthalten, nicht am wenigsten in der 
Kunst der industriellen Dessinateure und Modelleure. Bei Dem- 
jenigen, welcher die einem neuen Produkt zu Grunde liegende Idee 
oder die daran hervortretende Form vervollkommnet, hiedurch und 
durch Verwerthung in andere Zweckgebiete und Absazkreise hinein 
sich ein ökonomisches Verdienst um die Gesammtheit erwirbt, be- 
ginnt somit die ratio der Rentenfunktion aufs Neue und selbst- 
ständig zu gelten, so dass die verändernde Reproduktion nicht 
ausgeschlossen werden kann, ohnedas grundsäzlicheFun- 
dament des Autorrechtes selbst theilweise zu 
negiren. Hiemit wäre jedoch die Schwierigkeit für die Be- 
gründung der industriell und kommerziell ändernden Reproduktion 
noch nicht gelöst; denn die Aenderung ist eben nur Zulhat zur 
Originalthat oder zu vorausgehenden Zuthaten Anderer. Die Ori- 
ginalthätigkeit wirkt in den Reprodukten fort. Dass diess unent- 
geltlich geschehe, kann nur dann gerecht erscheinen, wenn die 
Originalthätigkeit schon abgefunden, abgelöst ist. 
Diese Ablösung, welche wie schon nachgewiesen zugleich ein 
Postulat der nothwendigen geistigen Gütergemeinschaft der mensch- 
lichen Gesellschaft ist, versöhnt die ökonomische Gerechtigkeit. 
Das Monopol des Autors und Originalverlegers im . eigensten Ab- 
sazgebiet des Originals vollzieht diese Ablösung. 

Ohne eine solche Ablösung des Autorverdienstes durch das 
mittelst Monopolschuzes hiezu befähigte Unternehmerkapital, — eine 
Ablösung, welche ganz dem regelmässigen Vorankauf der Arbeit 
durch das Unternehmerkapital innerhalb des freien volkswirtschaft- 
lichen Verkehrs entspricht, — stünde es mit der Verrechnung des 
Erlöses und Gewinnes zwischen den Originalautoren, den Ver- 
besserern und den Verlegern der ersteren srhlimm. 

Ohne diese Ablösung ist z. B. Richter 's nationalökono- 
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inischer Massstab zur Beurtheilung der erlaubten Reproduktion und 
zur Auseinandersezung der lezteren mit der Originalautorschaft 
ein Grundsaz, welcher offenbar in unlösbare Verwirrungen hinein- 
führt; Richter formulirt seinen Grundsaz. näher (p. 116). wie 
folgt: „In dein Wesen der sich an ein gegebenes Produkt anleh- 
nenden geistigen Arbeit liegt zugleich das Mass der Benuzung 
eines Produktes für eine andere Produktion, d. h. so weit das 
Produkt, welches durch eine solche Benuzung ent- 
standen ist, dasWesen und denCharakter der Per- 
son an sich trägt und deren ge is t iges K api t al 
bekundet, so weit ist es das Produkt dieser Per- 
son und so weit die Benuzung des fremden Pro- 
duktes, sei es als Ganzes oder alsTheil den 
Charakter seines Schöpfers entweder durch 
die Unselbständigkeit des Benuzten oder durch 
die überwiegende g e is ti ge A r b ei t d er ander n 
Person verloren hat, so weit ist es der persön- 
lichenLebens- undRechtssphäre dies erPerson 
entrückt und in die der andern Person überge- 
gangen. Diese beiden Seiten eines solchen Werkes sind zu- 
sammengehörig und müssen stets mit einander betrachtet werden, um 
das Werk selbst schäzen zu können. Die dadurch gegebenen Gren- 
zen umschliessen somit die beiden Gebiete, in denen sich die Pro- 
dukte des geistigen Kapitals bewegen, das Produkt der selbststän- 
digen Arbeit und des freien persönlichen Kapitals und das Produkt der 
selbstständigen Arbeit und des benuzten Kapitals anderer Personen." 
Die liberale Behandlung der erlaubten Reproduktion ist ein 
grosses Interesse. Um so befriedigender ist der unserer Theorie 
entquellende Nachweis, dass dieselbe auch nicht ungerecht ist. 
Die Bedeutung möglichster Freiheit der verarbeitenden Reproduk- 
tion und die jedem Ideenmonopol widerstrebende Einheit des 
geistigen Schaffens der Menschen hat wiederum kein Nationalöko- 
nom so plastisch dargelegt, wie Carey, wenn dieser im zweiten 
Brief seinem Adressaten zuruft : „Nehmen wir einmal an, Sie be- 
antragten im Senate einen Beschluss, wonach die Veröffentlichung 
an's Licht gezogener Thatsachen oder Ideen ein ausschliessliches 
Recht würde, und sehen wir zu, welche Wirkung ein solcher Be- 
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schluss haben würde. Sie würden sieb, wie ich glaube, sogleich 
von den Männern umringt sehen , welche diese Thalsachen und 
Ideen aufpuzen und sie in der Form von Büchern herausgeben. 
Der Geograph würde zu Ihnen sagen: „„Mein werther Herr, 
diess geht durchaus nicht. Sehen Sie mein Buch an und Sie 
werden finden, dass es ganz und gar aus den Werken Anderer 
abgeleitet ist, von welchen Viele ihr Vermögen opferten und An- 
dere ihr Leben einbüssten, während sie dasjenige Wissen auf- 
suchten , das ich der Welt jezt so billig miltheile. Sie werden 
hier den wesentlichen Inhalt der Werke von Humboldt und Wilkes 
wieder finden. Alle Entdeckungen Franklins sind darin enthalten, 
und ich warte jezt nur auf das Erscheinen der Reise von Mc 
Clure nach den Polargegenden, um eine neue Ausgabe meines 
Buches zu veranstalten. Ich bitte, bedenken Sie doch, was Sie 
im Begriff sind zu thun. Sehr wenige Leute haben die Müsse, 
die Bücher dieser Reisenden zu lesen , oder die Mittel, sie zu be- 
zahlen. Wenige hundert Exemplare sind hinreichend, um der 
Nachfrage zu genügen ; nachher gerathen ihre Werke in Vergessen- 
heit. Von den meinigen werden jährlich zehn, fünfzehn oder 
zwanzigtausend verkauft; es wird so das Wissen durch die Welt 
verbreitet; und den Männern selbst, die mir die Thatsachcn liefern, 
die Möglichkeit gegeben, eine reiche Fülle unsterblichen 
Ruhmes zu erndten. Gewähren Sie denselben aber ein 
Verlagsrecht auf die neuen Ideen, welche sie etwa der Welt lie- 
fern, so hemmen Sie sogleich die Produktion solcher Bücher wie 
das meinige, zu meinem eigenen grossen Schaden, und zum Ver- 
lust des ganzen menschlichen Geschlechtes. Thatsachen und Ideen 
sind gemeinschaftliches Eigenthum und ihre Eigentümer, das Pu- 
blikum nämlich, haben ein Recht, sie nach Gutdünken zu benuzen."" 
Der Geschichtschreiber würde sagen: „„Herr Senator, 
wenn Sie auf diesem Wege beharren, so werden Sie nie wieder 
Geschichtswerke sehen, wie das meinige. Hier sind Hunderte von 
Menschen -über das Land zerstreut, emsig bemüht, Thatsachen, 
die sich auf unsere Geschichte beziehen, aufzuspüren. Sie sind 
Enthusiasten und Viele von ihnen sind sehr arm, Einigen von ihnen 
gelingt es, die Resultate ihrer Nachforschungen in der Form von 
Büchern zu veröffentlichen, während Andere dieselben den Zei- 
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tungen oder den historischen Gesellschaften übergeben, und so 
wird es möglich, dass die Resultate in die Welt gelangen. Wenige 
Menschen kaufen solche Dinge und es kommt nicht selten vor, 
dass Menschen , welche ihr Leben mit der Sammlung wichtiger 
Thatsachen verbracht haben, einen grossen Theil ihrer geringen 
Mittel damit vergeuden, dieselben einer undankbaren Nation mit- 
zutheilen. Trozdem finden sie ihre Belohnung in dem Bewusstsein, 
dass sie auf diese Weise Andere in den Stand sezen , der Welt 
genaue Geschichten ihres Landes zu liefern. Ich finde sie unend- 
lich nüzlich. Sie sind meine Holzhauer und Wasserträger und 
verlangen nie einen Lohn für ihre Arbeit. Entziehen Sie mir aber 
ihre Dienste, so werde ich genöthigt sein, die Produktion von 
Büchern aufzugeben und zu meinen Berufsarbeiten zurückzukehren : 
zugleich aber wird Jenen der Ruhm geraubt, während dem Pu- 
blikum das Wissen vorenthalten wird."" Der m ed i ein i sehe 
Schriftsteller würde sagen: „„Herr Senator, wenn es Ihnen 
gelingen sollte, den Gedanken durchzuführen, den Sie angebahnt 
haben, so fürchte ich, dass Sie unserem Beruf grossen Nachtheil 
zufügen und verinuthlich auch namhafte Verluste an Menschenleben 
verursachen weiden; denn Sie werden dadurch die Verbreitung 
des Wissens hemmen. Wir haben hier und im Auslande Tausende 
von thätigen und denkenden Männern, die mehr darauf erpicht 
sind , Gutes zu thun , als Gewinn zu suchen , die sich auf das 
Studium specieller Krankheiten verlegen, die Resultate unseren 
Zeitschriften anbieten und nicht selten höchst werthvolle Mono- 
graphieen veröffentlichen. Der Verkauf dieser lezteren ist immer 
gering, und ihre Veröffentlichung zieht den Verfassern nicht sel- 
ten schwere Einbussen an ihren geringen Mitteln zu. Solche 
Männer haben für mich einen unschäzbaren Nuzen; denn mit 
Hülfe ihrer wertvollsten Arbeiten sah ich' mich in den Stand ge- 
sezt, die zahlreichen und populären Werke zu arbeiten, die ich 
der Welt geliefert habe. Werfen Sie einen Blick auf diese Werke. 
Hier sind mehrere Bände davon, und von jedem verkaufe ich 
jährlich Tausende von Exemplaren mit grossem Gewinn. Entziehen 
Sie mir die Macht, die Gedanken der arbeitenden Männer unseres 
Berufes zu benuzen, so werden meine Bücher bald keinen Werlh 
mehr haben und ich werde das beträchtliche Einkommen, das ich 
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jezt davon beziehe, verlieren, während das Publikum an seiner 
Gesundheil benachtheiligt wird in Folge der erschwerten Ver- 
breitung der einschlägigen Kenntnisse."* Der Professor würde 
Sie ersuchen, seine Vorlesungen zu beachten und sich zu über- 
zeugen, dass dieselben keine einzige Idee enthalten, die aus sei- 
nem eigenen Geiste entsprungen ist. „„Wie hätte ich,"" würde 
er fragen , „„diese werth vollen Vorlesungen ausarbeiten können, 
wenn man mir die Macht entzogen hätte, die von den arbeitenden 
Männern gesammelten Thatsachen und die daraus von den Denkern 
der Welt entwickelten Principien zu benuzen ! Ich selbst habe 
keine Zeit, Thatsachen zu sammeln oder sie zu analysiren. Seil 
vielen Jahren haben mir diese Vorlesungen ein beträchtliches Ein- 
kommen abgeworfen und es wird auch in der Folge so sein, vor- 
ausgesezt nur, dass mir gestattet wird, in Zukunft ebenso zu ver- 
fahren wie bisher, d. h. alle neue Thatsachen und Ideen, auf die 
ich slossi-. zu meinem eigenen Nuzen mir anzueignen, und dabei 
die Urheber derselben zu nennen oder nicht, je nachdem es zu 
meinem Zweck passt. Geben Sie Ihren Plan auf, mein werther 
Herr; er kann nicht durchgesezt werden. Die Männer, welche 
selbst arbeiten, und die Männer, welche selbst denken, müssen 
sich mit dem Nachruhm begnügen und dankbar dafür sein, wenn 
die Männer, welche die Bücher schreiben und die Vorträge halten, 
doch wenigstens für die Thatsachen, welche sie benuzen, und die 
Ideen, welche sie entlehnen, die Quellen namhaft machen."" Der 
Lehrer der Naturwissenschaft würde sagen: »»Mein 
Freund, haben sie auch darüber nachgedacht, was Sie eigentlich 
zu thun im Begriffe sind? Betrachten Sie unsere Sammlungen 
und überzeugen Sie sich , wie sie in den lezten fünfzig Jahren 
bereichert wurden. Asien und Afrika und die Inseln des südlichen 
Oceans wurden von unermüdlichen Männern durchwandert, welche 
unter Lebensgefahr und mit den grössten Vermögensopfern unsere 
Kenntniss des Pflanzen- und Thierlebens vervierfacht haben. Solche 
Männer verlangen kein Entgelt, irgend welcher Art. Sie sind 
willig, für Nichts zu arbeiten. Wesshalb sollte man sie daran 
hindern ? Blicken Sie auf die immensen Beiträge zum geologischen 
Wissen, die im ganzen Gebiet der Union von Männern geliefert 
wurden, welche sich mit dem nothdürftigen Lebensunterhalt bc- 
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gnügten und froh waren, dass die Ergebnisse ihrer Arbeilen doch 
mindestens auf Staatskosten veröffentlicht wurden. Solche Männer 
verlangen kein Verlagsrecht. Wenn sie etwas veröffentlichen, so 
erleiden sie allemal Verluste. Wilson lebte und starb in Armuth. 
Ebenso Audubon, dessen Arbeiten wir so viele ornilhologische 
Kenntnisse verdanken. Morton verwendete eine ansehnliche Summe 
auf die Vorbereitung und Veröffentlichung seines Werkes über die 
Schädel. Agassiz that dasselbe für sein grosses Werk über die 
Fische. Cuvier hatte seiner Familie nichts zu hinterlassen, als 
seinen Ruhm. Lamarck s grosses Werk über die Invertebratae 
wurde so wenig begehrt , dass viele Jahre verstrichen , ehe nur 
die erste Auflage vergriffen war; wohl aber würde er seine Be- 
lohnung gefunden haben, wenn er zu der Zeit noch gelebt hätte, 
wo .«eine Ideen von dem Verfasser des rasch abgesezten Werkes 
„Vesliges of Creation" , natürlich ohne Nennung des wahren 
Autors, angeeignet und in neuem Gewände vorgeführt wurden. 
Diess, mein Freund, ist der Nuzen, zu dem Männer wie Lamarck 
und Cuvier bestimmt waren. Sie sammeln und classificiren die 
Thatsachen, und wir machen sie zu unserem eigenen Vorlheil 
populär. Sehen Sie, wie viele Auflagen meine Werke troz ihres 
Umfangs erlebt haben, und denken Sie, wie vielen Gewinn sie 
dem Verleger und mir demnach gebracht haben müssen. Sehen 
Sie ferner, wie viele Bücher es giebt, die indirekt wieder durch 
meine Arbeiten hervorgerufen wurden. Sehen Sie die vielen Schul- 
bücher über Botanik und andere Zweige der Naturwissenschaft, 
deren Verfasser blutwenig von dem wissen, was sie zu lehren 
unternehmen, mit Ausnahme dessen etwa, was sie von mir und 
Anderen meinesgleichen entnommen haben. Sehen Sie ferner, 
wie zahlreich die „Sinnbilder der Flora", die „Blumen- 
kränze", und die „Wörterbücher der Flora" sind, welche 
starke Abnahme sie finden und wie viel Gewinn denjenigen zu- 
fliessen muss, welche sich mit der Herausgabe dieser Werke be- 
schäftigen. Männern wie Cuvier und Lamarck ein Recht auf ihre 
Thatsachen oder ihre Schlussfolgen zuzuerkennen, würde ein höchst 
ungerechter Akt gegen die Literaten sein, und zugleich höchst 
unzweckmässig in Bezug auf die Welt im Grossen, die jezt so 
billig mit Kenntnissen versorgt wird. Was die jezt dem Senat 
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vorliegende Frage des internationalen Verlagsrechts angeht , so 
erleiden meine Ansichten allerdings einige Modifikationen. Mehrere 
von meinen Büchern nämlich sind im Auslande bereits nachge- 
druckt worden, und um den weiteren Nachdruck von noch anderen 
zu verhüten, muss sie mein Verleger, wie er immer sagt, zu herab- 
gesezten Preisen auf die fremden Märkte werfen ; hierdurch wird 
mir aber der angemessene und gerechte Lohn für meine Arbeiten 
entzogen. Das Verlagsrecht sollte also universell und ewig sein, 
und zu diesem Schlüsse werden Sie, wie ich überzeugt bin, auch 
gelangen, sobald Sie den Gegenstand gründlich erforscht haben!"" 
Leztere Expectoration legt Carey ironisch in den Mund. 

Nunmehr ist unser Prinzip des Autorscbuzes nach allen Haupt- 
seiten entwickelt, namentlich sind für die bisher so schwierig zu 
lösende Zeit-, Raum- und Reproduktions-Begrenzung 
des Autorenschuzes Ergebnisse gewonnen worden, welche zu 
dem vorangestellten Grundsaz als strenge Folgerungen sich ver- 
halten und gleichwohl dem mehr praktischen instinetiven Tasten 
der Gesezgebung ein Siegel theoretischer Bestätigung geben. 

Hiebei ist jedoch immer von einer mehr blos bescheinigten 
als strenge nachgewiesenen Voraussezung ausgegangen worden, 
nämlich von der Annahme : dass wenn für Schrift- und Kunstwerke 
von public istischer Verkehrsbestimmung die normale Funk- 
tion der Lohn- und namentlich Rentenvergeltung ausnahmsweise 
schwach wirkt und durch einen Akt ausgleichender Gerechtigkeit 
des Staates eine künstliche Ergänzung zu voller Vergeltung statt- 
zufinden hat , — die Einräumung eines temporären Monopols, 
dieses Kerns der bestehenden Autorrechte, die geeignetste 
Art jener ergänzenden künstlichen Vergeltung sei. Diese An- 
nahme ist nun aber erst näher zu beweisen. 

Wir sind von allem Anfang nicht der Ansicht, dass das be* 
schränkte Monopol die einzige Art öffentlicher Vergeltung »gei- 
stiger Produktion" in der bürgerlichen Gesellschaft sei. Vielmehr 
ist schon oben angedeutet worden, dass sich in der Hand der 
lezteren andere Vergeltungsmittel mit der Gabe eines zeitweiligen 
Monopols in mannigfaltiger Mischung, je nach der Gattung der zu 
vergeltenden Leistungen, kumuliren lassen und zu kumuliren 
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pflegen. Nur als vorzugsweise anwendbares und nach der 
heutigen Verbreitung der Bildung unentbehrliches Vergeltungs- 
mittel für den socialen Dienst und das sociale Verdienst der pu- 
blic istischen Produktion kann das moderne Institut des Autor- 
rechtes, mit dem Kern eines beschrankten Monopols, gerechtfertigt 
werden wollen. 

Der grösste Vorzug des temporären Monopols der Autoren 
und Originalverleger auf Erzeugung und Absaz ihrer publicisti- 
sehen Verkehrsgüter besteht darin, dass dieses Monopol 
als eine zeitlich und raumlich beschränkte Aus- 
beutungspriorität die freie Lohn- und Rentenfunk- 
tion der Volkswirtschaft so getreu als möglich 
nachahmt. Es ist das naturähnlichste künstliche Vergeltungs- 
system und überlässt als solches theils der Anstrengung der Pro- 
ducenten, theils dem Bedürfniss, Urtheil und Geschmack des 
Publikums die wirkliche Belohnung. Der wirkliche Erfolg der 
Monopolausbeute ist, wie im Verkehrssystem der unbeschrankten 
freien Conkurrenz, erst noch von der Thätigkeit der Producenten 
und von dem Urtheil des Publikums abhängig. Die litterarisch- 
artistische Produktion bleibt hiebei der freien VVerthschäzung des 
ganzen Publikums thunlichst unterworfen. Auch wird die Nachah- 
mung der sonstigen Vergeltungsformen des freien Verkehrssystems 
möglich: der Lohn und die Lohnrente des geistigen Mitarbeiters 
wird vom Kapital eines Unternehmers, nämlich des Verlegers, als 
Vorschuss gegeben , eine Vergeltungsweise , welche die social- 
ökonomisch gewöhnliche ist und bei aller Möglichkeit der Aus- 
beutung der „Arbeit" durch das „Kapital" als überwiegend vor- 
theilhaft und sachgemäss noch immer Geltung hat : wenige 
„Autoren" würden auf Tantiemen am Ende des ganzen Geschäftes 
warten wollen. Durch Beschränkung des Schuzes wird der 
unaustilgbare Nachtheil alles Monopols, Produktvertheurung, mög- 
lichst beschränkt. Diese Beschränkung ist aber auch, wie prin- 
zipiell schon nachgewiesen ist, wirklich im thunlichst knappen, 
mit den legitimen Autoransprüchen noch irgend verträglichen 
Masse zu erstreben. 

Ein zweites System der Vergeltung der Autorthätigkeit ist 
dasjenige der Nationalbelohnungen, Pensionen, Besol- 
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düngen '). Empfohlen ist dieses System von einem namhaften 
Oekonomisten der neuesten Zeit, von Wölk off. Am Schluss 
einer Erörterung über materielles und immaterielles Vermögen, 
welche sichtlich von der juristischen Analyse Renouard's beein- 
flusst ist, wird der Satz aufgestellt: „die rationelle Lösung der 
Fragen in Hinsicht auf ökonomische Anerkennung des geistigen 
Eigentums würde man mit Ersezung des Monopolsystems durch 
das System der directen Vergeltung erreichen." Die 
Ausführbarkeit dieses Ersazes weist jedoch WolkofT nicht nach. 

Die relative und concurrirende Berechtigung des Systems 
der Nationalbelohnungen neben dem Monopolschuz ist bereits 
anerkannt worden. Jedoch nur für Leistungen von unzweifelhaft 
anerkanntem Werthe ist es anwendbar ; für diese sollte es wirklich 
häufiger angewendet werden. Dagegen für noch zweifelhafte, 
bestrittene, von einer herrschenden Parthei verfolgte Leistungen 
ist es naturgemäss ausgeschlossen ; ebenso kann es den mehr im 
Stillen und Kleinen blühenden, weniger glänzenden und doch 
bedeutenden publicistischen Leistungen nicht wohl zugewendet 
werden. Der temporäre Monopolschuz dagegen gestattet gerechte 
Belohnung des Verdienstes schon in der Zeit, da der Verkehr 
Spreu und Weizen erst auf die Worfeltenne wirft: er prämiirt die 
vielen kleineren Verdienste wirtschaftlichster Bedürfnissbefriedi- 
gung der bürgerlichen Gesellschaft auf dem Gebiete der allge- 
meinen Bildung. 

Was Renouard 2 ) über das System der directen öffent- 
lichen Vergeltungen vor 30 Jahren geurtheilt hat, kann heute 
kaum besser gesagt werden: „Unübersteigliche Schwierigkeiten 
erheben sich gegen jede Art der Vertheilung von Pensionen, 
festen Besoldungen, und — wenige Fälle abgerechnet, gegen 
den öffentlichen Ankauf, d. h. eine Art Expropriation. Die aus- 
feilende Gerechtigkeit ist damit unvereinbar; kein Staatsschaz 
könnte den unersättlichen Prätentionen, launenhaften Gunstbe- 
zeugungen und Erpressungen Widerstand leisten, denen Thür 
und Thor geöffnet wäre. Wer wollte bei der Expropriation zum 

1) Gegen ein Autoren -Besoldungssystem gute Bemerkungen auch bei 
Wrangell, 1. c. p. 50 ff. 

2) 1. cit. I, 461 f. 
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gemeinen Nuzen die Gemeinnüzigkeit beurtheilen ? Wer könnte 
die Eifersüchteleien beschwichtigen? Wer der Miüelmüssigkeit 
gerecht werden? Wer die Bescheidenheit hervorziehen, den 
Hochmuth massigen, dem Genie eine unbeneidete Vergeltung 
schaffen? Hätte die Regierung diese Aufgabe, so wäre sie der 
Gefahr der Verdächtigung, Subaltern -Intriguen und Bestechungen 
ausgesezt, und könnte beim besten Willen groben Missgriffen 
nicht entgehen. Lässt man aber die Autoren durch ein Pairs- 
gericht von Ihresgleichen beurtheilen, so ist bei bester Gesinnung 
die Parteilichkeit nicht auszuschliessen. Kein Magistrat, keine 
Jury hat Fähigkeit und Vielseitigkeit genug zu so schwierigem 
Amte. Es giebt nur Einen gerechten Richter, das Publikum, nur 
Einen Massstab der Gerechtigkeit, den im Lauf der Zeit sich fest- 
stellenden Nuz- und Genusswerth des Werkes, nur Eine gerechte 
und billige Vergeltungsweise: den temporären Autorschuz." Alle 
obigen Schwierigkeiten, die Renouard schildert, vermeidet ja 
die gewöhnliche socialökonomische Lohn- und Rentenfunktion des 
freien Verkehrs, und dann als relativ bestes, möglichst getreu 
nachgeahmtes Surrogat der lezteren — der temporäre Autoren- 
schuz. Dieser erweist sich hienach vorzüglicher, als National- 
belohnung oder Auswerfung von Pensionen und Gehallen, welche 
zu chinesischer Mandarinen - oder altegyptischer Priesterwissen- 
schaft führen würden. Auch Proudhon perhorrescirt in treff- 
lichen Worten den Plan : Bureaukraten der geistigen Produktion, 
fonctionaires du spiriluel neben den fonctionaires du temporel, 
einzuführen ')• 

Oeffentliche Besoldungen und Pensionen sind an ihrem Plaze eine 
ganz berechtigte Form socialökonomischer Vergeltung: Wo die Lei- 
stungen in den Genuss des ganzen Publikums hinausströmen, wo es 
unmessbar ist, wie weit sie dem Einzelnen zu gut kommen oder nicht, 
ist die einfache Tauschvergeltung durch die Empfänger schlechter- 
dings unmöglich. Akte der Polizei, des Strafrichters, des Geistli- 
chen, des Ministers, des Fürsten und des Präsidenten einer Republik 
lassen sich nur durch ein anderes, öffentliches Vergeltungs- 
system verguten; das die Leistungen beziehende Publikum giebt 

1) 1. c II, § 7. 
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das Aequivalent der Steuer, um alle Besoldungen von der Civil- 
Iisle bis zum Pfarrgehall zu bezahlen, oder sind rentable Domainen 
und Stiftungsgüter dem Privatverkehr entzogen, um durch Aus- 
scheidung eines Theils der nationalen oder localen Landrente die 
Mittel zur Vergeltung öffentlicher Sachgüter und Dienstleistungen 
auszuwerfen; die ganze Staats-, Gemeinde-, Kirchen- und Stif- 
tungswirthschaft stellt höhere Tausch- und Verkehrssysteme in 
der Gesammtökononiie der bürgerlichen Gesellschaft dar '). Viele 
Leistungen können nur in diesen Formen die angemessene Ver- 
geltung finden. Allein für die meisten, und gerade für die 
unter der klassischen Höhe bleibenden publicistischen 
Schrift- und Kunstprodukte und für die erste Zeit des 
unentschiedenen oder getäuschten öffentlichen Urlheils sind diese 
Arten der Vergeltung unanwendbar: die Einräumung einer Renten- 
möglichkeit durch Monopolschuz hat hier einen Vorzug, weil sie 
den Autor durch den Verkehr selbst nach Verdienst be- 
lohnen lasst. 

Das allgemeine Autorrecht dient lezterem Zweck mehr 
als das vereinzelte Privileg. 

Röder, in seinen trefflichen „Giundzügen des Natur- 
rechts" *), hat zwar in seiner Polemik gegen das geseziich 
allgemeine Autorrecht ein richtiges Gefühl: der Schuz durch 
einzelne Privilegien nach älterem System ist prinzipiell weni- 
ger Schablonen massig. Allein es ist nicht zu übersehen, 
dass die gerechte Heraushebung der speziellen bei freiem Ver- 
kehr beeinträchtigten publicistischen Leistungen durch Privilegien 
unausführbar ist, und dass das Autorrecht nicht so sehr den 
Werken erster Qualität Prämien, sondern der publicistischen Pro- 
duktion überhaupt die gewöhnlichen Lohn-, Gewinn - und Renten- 
chancen zu sichern hat. 

Weit eher, als Besoldungen, würde ein System der Tan- 
tiemenbetheiligung des Autors am Verlagsgewinn, 



1) Vrgl. mein „gesellsch. System etc." $. 176 ff. 

2) II, 358 ff., Unseres Wissens das Nüchternste and auch national- 
ökonomisch Probehaltigste, was von der modernen Rechtsphilosophie gegen 
gewisse zu weit gehende Autorrechtspritentionen gesagt ist. 
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unter Frei gebung der Vervielfältigung, dem temporären 
Monopol der jezigen Autorrechte den Rang ablaufen können. Es 
ist jedoch ohne sehr belästigende Polizeiinstitute nicht ausführbar 
und würde eine Fixirung des Tantiemensazes verlangen, welche, 
statt gerecht zu sein, den Knoten der Schwierigkeiten eben nur 
zerhauen würde. Auch müsste entweder allen Verlagslustigen 
gleichzeitig das Manuscript mitgetheilt werden, wofür ein Mittel 
nicht wohl gefunden werden kann, oder hätte der erste Verleger 
Vortheile ohne grössere Lasten zuhaben. Renouard hat, ohne 
vorhersehen zu können, dass eine französische Regierung im Jahr 
1863 das Tantiemensystem an das System temporären Monopols 
anschweissen wolle ') , das erstere sehr gut verurtheilt 2 ). Er 
sagt ohngefähr: „Dieses System ist auf den ersten Blick ver- 
führerisch. Es trennt die Arbeit der geistigen Schöpfung und die 
Verwerthung (giebt dem Publikum das Werk ganz und überlässt 
den Absaz der Concurrenz). Es ist aber unzulässig, weil die 
Fixirung der Tantieme unmöglich, ihr Bezug ungemein schwierig 
wäre. Die Schwierigkeiten der Einhebung Hessen sich vielleicht 
durch technische Einrichtungen überwinden (?), die gerechte Fest- 
stellung des Tantiemenantheils (redevance) bleibt aber unmöglich. 
Diese Festsezung kann, wenn veränderlich, weder von der Will- 
kühr des Autors, noch von derjenigen irgend eines Verlagslustigen 
abhängen. Verlangt man aber vom Geseze eine fixe Tantieme, 
so bringt man in gröbster Ungerechtigkeit die ungleichsten Dinge 
unter einerlei Mass. Will man den Massstab der Grösse der 
Auflage, des Bandes und des Verkaufspreises für die fixe Tan- 
liemenbestimmung anlegen, so begegnet man der Thatsache, dass 
beim einen Werke 200 , beim andern erst 10,000 und 100,000 
Exemplare dem Bedarf genügen , — die Grösse des Bandes 
unterliegt der Caprice der Fabrikation, — endlich der Verkaufs- 
preis ist .der allerunsicherste Massstab (je nach dem Steigen und 
Fallen der Kosten, nach der Grösse der Auflage, und nach der 
Gewohnheit, auf Gewinn durch wohlfeilen Massenabsaz oder durch 
hohe Preise bei geringem Absaz zu speculiren). Endlich eine 



1) 50 Jahre nach dem Tode des Autors soll einem französ. Gesetz- 
entwurf das ewige geistige Eigenthum in eine Tantieme umschlagen. 

2) 1. c. I, 4 64 f. 

ZeiUchr. £ Staatsw. 1867. III. Heft. 27 
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schiedsgerichtliche Feststellung des Gewinnantheils würde mit 
vielen Kosten, Verzögerungen, Processen und Verdächtigungen 
verknüpft sein." 

Auch Carey hat an Tantiemenvergeltung gedacht. »In 
Frankreich, sagt er, sind die Tantiemen an dramatische Schrift- 
steller durch das Gesez bestimmt, und Jeder, der ein Stück be- 
zahlt, darf es auch aufführen ; könnte man diess bei allen littera- 
rischen Produktionen durchführen, indem man Jedem, welcher für 
ein Werk bezahlte, die Erlaubniss zum Druck erlheilte, so würde 
ein grosser Theil der Schwierigkeiten in Bezug auf das Verlags- 
recht beseitigt sein." Indessen nimmt auch Carey die Unaus- 
führbarkeit des Tantiemensystems an. 

Das Monopol erledigt das, was beim Tantiemensystem so 
verwickelt erscheint, in einfacher Weise : der Verleger findet den 
Autor ab. Die Honorarbestimmung ist das Ergebniss eines Preis- 
kampfes zwischen Arbeit und Kapital, der von Fall zu Fall ge- 
führt wird und dessen Ergebniss sich jedem besonderen Falle an- 
passen kann. 

Das beschränkte Monopol erweist sich hienach unter allen 
künstlichen Gestaltungen einer hinreichenden Vergeltung publicisti- 
scher Leistungen als" die relativ beste und allgemeinst anwendbare. 
Indem wir dieses Ergebniss aussprechen , verweisen wir je- 
doch nochmals auf die Thatsache, dass das „Autorrecht" nicht die 
absolute und einzige Belohnungsweise für Autoren ist. Andere 
Arten der Vergeltung concurriren in mannigfaltiger Mischung. 
Es giebt sogar Fälle, wo nur diese anderen Vergeltungsformen 
anwendbar sind. Grosse naturwissenschaftliche Entdeckungen, 
Leistungen der Columbus und Franklin, der Keppler und Newton, 
der Stephenson und Morse, der Barth und Livingstone können 
nicht durch monopolisirten Absaz der Reisejournale und Zeitschrif- 
tenmittheilungen , sondern ausser dem Nachruhm nur durch ein- 
trägliche Würden und Lehrstellen, durch leitende Stellungen im 
geschäftlichen und öffentlichen Leben, durch Nationalbelohnungen, 
Preise und Stiftungsfonds belohnt und ökonomisch sustentirt 
wenden. 

Wenn Jenner seine Erfindung geheim gehalten hätte, so 
wäre er bei den damaligen Blatternverheerungen schnell ein sehr 
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reicher Mann geworden. Die rechtlich ausschliessende 
Impfpraxis aber halte ihm keine vernünftige Gesezgebung, auch 
nicht auf 5 Jahre, einräumen dürfen. Veröffentlichte er aber 
selbst seine Erfindung, so zog er auch bei Autorenschuz aus dem 
litterarischen Honorar die angemessene Prämie nicht. Die Ursache, 
wesshalb in diesen Fällen ausschliessende Vervielfältigung der 
Entdeckung durch den litterarischen Autorenschuz ange- 
messene Prämien nicht gewährt, Hegt darin, dass hier der Erwerb 
aus der litterarischen Verkörperung der Idee ökonomisch ver- 
schwindend klein ist. Die Einräumung aber einer ausschliessenden 
Anwendung durch Dienstleihungspraxis würde das gemeine In- 
teresse, also den Zielpunkt aller Rentenfunktion, viel zu sehr 
beeinträchtigen ; unserer ökonomischen Theorie würde dies princi- 
piell ebenso widerstreiten, wie die Nichtbelohnung des Entdeckers. 
In solchen Fällen wirken aber als Ersaz theils Belohnungen 
nichtponderabler Art, wie Auszeichnungen, welche der Staat ge- 
währt und Auszeichnungen, welche das Publikum selbst dem 
Verdienst in Gestalt des Ruhmes, Renommee verleiht. Allein 
auch sehr handfeste Belohnungen anderer Art gibt es. Sezt 
sich doch selbst jener spirituelle Lohn, „ein Lohn der ewig 
lohnt" und reicher macht als Millionen, — auch wieder in sehi 
ponderable ökonomische Vergeltung um, indem das Renommee zu 
einflussreichen und einkommensreichen Stellungen , guter Praxis, 
hohem Honorar für weitere Werke verhilft. Die An-; 
läge der menschlichen Gesellschaft ist nicht auf die Wirkung 
blos Eines Fortschrittshebels angewiesen. Die Socialökonomie 
zeigt eine Auswahl von Mitteln zur Vergeltung derartiger Lei- 
stungen, sobald man grundsäzlich die Grenzen der nationalöko- 
nomischen Wissenschaft über dasjenige Produktions- und Ver- 
geltungssystem hinausrückt, welches in der Konkurrenz des 
freiwilligen Tauschverkehrs sich auslebt. Das leztere Vergel- 
tungssystem ist allerdings das allgemeine , und unter den künst- 
lichen Vergeltungen publicistischer Leistungen ist wieder das 
temporäre Monopol des Autorrechtes die allgemeinst anwendbare, 
dem Gebiete der Massen- und Durchschnittsleistungen entspre- 
chende Form der Vergeltung, weil dasselbe die Lohn- und Ren- 
tenfunktion des gewöhnlichen Tauschverkehrs am meisten nach- 

27 * 
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ahmt. Je mehr aber die weltgeschichtlichen , die klassischen 
Autorenschöpfungen, die nicht publicistisch verwertbaren Schrift- 
und Kunstwerke in Frage kommen , desto geringer ist auch die 
Bedeutung und die Wirkung beschrankter wie dauernder Mono- 
pole. Andere höhere Vergeltungsformen greifen alsdann ein. 



Am Schlüsse dieses Abschnittes, welcher das nationalöko- 
nomische Princip für den Autorenschuz nach seiner vorwiegend 
vermögensrechtlichen Bedeutung aufzustellen hatte, mögen die 
Hauptergebnisse der Untersuchung in kurzer Uebersicht zusammen- 
gestellt werden: 

1) Das durch die Urheberrechte eingeräumte, ausschliess- 
liche Absazrecht ist in erster Linie ein durch den Staat als 
Organ gemeinwirthschaftlicher Interessen künstlich geschaffener 
Boden für die Rentenfunktion, welche als Reizmittel und Prämie 
des socialökonomischen Fortschrittes dient, — theilweise und in 
zweiter Linie das Mittel der Sicherung des nothwendigen Un- 
terhaltes der geistigen Arbeit. 

2) Der beschränkte Monopolschuz verwirklicht die Bedin- 
gungen und Yortheile der normalen Lohn- und Renlenfunktion 
unter allen künstlichen Vergeltungsweisen mit der grössten An- 
näherung an das normale System. 

3) Die Urheberrechte sind nur begründet, wo Mangels einer 
genügenden „Vorhand" der Ausbeutung die freie Rentenfunktion 
nicht stark genug reagirt. Dies trifft bei den publicistischen 
Schrift- und Kunstwerken, bei den Verlagsarlikeln zu. Die Stärke 
dieses künstlichen Schuzes hat im umgekehrten Verhältniss zur 
Stärke der freien Vorhand der Ausbeutung zu stehen, und kann 
desshalb nicht für alle Gattungen von Autorrechten gleich be- 
messen sein. 

4) Auch wo der staatliche Autorenschuz begründet ist, darf 
er nur, wie die freie socialökonomische Rentenfunktion, deren 
Surrogat er ist, vorübergehend angelegt werden. Dau- 
ernd verliehene Monopole sind nach unserer Theorie durchaus 
verwerflich. 
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5) Die gegenwärtige zeitliche Ausdehnung des Schuzes 
ist zu stark. 

6) Die Freiheit der Uebersezung ist begründet. 

7) Der Schuz hat, wie die freie social-ökonomische Renten- 
funktion, dahin zu wirken, dass gegen angemessene Belohnung 
der Autoren und des mit ihnen sich verbündenden Verlagskapitals 
die neuen Ideen desto rascher zum Gemeingut werden und zur 
Vervollkommnung und Weiterverwerthung gelangen. Die Ge- 
stattung der verändernden und theilweisen Reproduktion für ein 
verändertes Absazgebiet ist daher nach unserer Theorie princip- 
gemäss, nicht principwidrig. 

8) Der Autorenschuz ist zwar ein besonders geeignetes, 
jedoch nicht das ausschliessliche Mittel zur Aneiferung und Be- 
lohnung der geistig-publicistischen Produktivität einer Nation. Er 
ist theils nicht ausreichend, theils mit andern auf dasselbe Ziel 
angelegten Mitteln zu cumuliren, theils durch diese lezteren zu 
ersezen. 

9) Der internationale Autorenschuz ist nicht in demselben 
Masse gefordert, wie der nationale. 

Diese Grundsäze sind im Folgenden nach der Seite der Ge- 
sezgebung ins Einzelne durchzubilden. Die einzelnen 
Arten rechtlich ausschliessender Absazverhältnisse sind zu zer- 
gliedern und die juristischen Theorieen des Autorenschuzes zu 
beleuchten. 

Hiebei wird im Einzelnen ein Irrthum mit unterlaufen können, 
ohne dass damit der Kern der „nationalökonomischen Theorie der 
ausschliessenden Absazverhältnisse" hinfällig wird. Die Verwer- 
thung dieser Theorie im Einzelnen kann — wir betonen dies mit 
allem Nachdruck — nur je unter Mithilfe von Sachverständigen 
für jede besondere Art des Autorenschuzes vollständig gelingen. 
Würden nur überhaupt specielle Bearbeitungen, welche die obige 
Theorie in Einzel ahwendungen berichtigen, von dem allgemeinen 
Standpunkt dieser Theorie aus angeregt werden , so wäre der 
Verfasser dieser Abhandlung wohl zufrieden. 
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X. 

Der ßchuz von Schriftwerken, Musikalien und Kunstwerken im 

positiven Bechte, insbesondere in den deutschen 

Oesezgebungen. 

Nachdem die Grundsäze des Autorschuzes vom Standpunkt 
der nationalökonomischen Theorie nachgewiesen sind, ist es von 
Interesse, diese theoretischen Ergebnisse neben das positive 
Recht und neben die Kontroversen der juristischen Doktrin zu 
halten. Stimmen sie mit der Gesezgebung zusammen und ge- 
statten sie eine einfache principielle Schlichtung der juristischen 
Streitfragen, so werden sie eher als probehaltig angesehen 
werden dürfen. 

Bei diesem Versuche halten wir uns an das bairische Nach- 
drucksgesez vom 28. Juni 1865. Dieses Gesez ist die reifste 
positive Frucht der bisherigen gesezgeberischen Praxis und juri- 
stischen Doktrin in Deutschland, hervorgegangen aus gründlichen 
in Berlin, Leipzig und Frankfurt *) gepflogenen Sachverständi- 
genberathungen. Dasselbe bietet zugleich in der von Mandry 
besorgten Ausgabe den Vortheil eines Commentars, welcher zu 
jeder Frage genau auf die Streitfragen der Doktrin, namentlich 
auf die Ansichten von Jolly, Hamm, Wächter und Andern, 
and auf die bisherige Gesezgebung eingeht. Einen geeigneteren 
und konkreteren Anhaltspunkt können wir daher nicht finden, 
um unsere ökonomische Theorie an der thatsächlichen Gesezge- 
bung und an der die bisherige Gesezgebung in fleissiger Arbeit 
umschwebenden juristischen Doktrin zu messen. 



Vorab bemerken wir, dass die juristische Doktrin Deutsch- 
lands in Zurückweisung eines geistigen Eigenthums fast 
einstimmig gewesen ist. Keinerlei Argument für ein ewiges 



1) S. Mandry, das Urheberrecht (Commentar zum bair. Gesez etc.) 
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geistiges Eigentumsrecht, für „litterarische Majorate* *) hat bei 
ihr Eindruck gemacht. Wir halten uns desshalb bei dem allge- 
meinen theoretischen Ausgangspunkte der juristischen Doktrin 
gar nicht auf, sondern beginnen sogleich, in den hauptsächlichen 
Einzelnfragen unsere ökonomische Theorie neben die Auffassung 
der deutschen Gesezgebung und Jurisprudenz zu stellen. 

1) Das Nachdrucks- und Nachbildungsverbot des bairischen Ge- 
sezes ergreift, wie das bisherige Recht, lediglich die publici- 
s tische Production von Schrift-, Musikalien- und Kunstwerken. 
In diesem obersten Stück des positiven Rechtes trifft also die Ge- 
sezgebung mit unserer ökonomischen Theorie vollständig zu- 
sammen. 

Hinsichtlich der Schriftwerke bestimmt Artikel 1, Abs. 1 
des bairischen Gesezes wörtlich : „Die mechanische Ver- 
vielfältigung litterarischer Erzeugnisse ohne Genehmigung 
ihres Urhebers (Nachdruck) ist nach Massgabe der Bestimmungen 
dieses Gesezes verboten." Hinsichtlich der Musikalien lautet 
Art. 21 , welcher den Musikalienschuz den allgemeinen Grund- 
sözen des Nachdrucksschuzes einreiht: „Die mechanische 
Vervielfältigung von musikalischen Kompositionen etc. ist 
verboten," und in Art. 26 wird für die Nachbildung von 
Kunstwerken wörtlich bestimmt: „. . . als Nachdruck ist ver- 
boten die Vervielfältigung von Werken der zeichnenden 
oder plastischen Kunst, sei diese Vervielfältigung eine mecha- 
nische, wie z. B. durch Benuzung der Originalplatten oder 
Formen, durch Photographie, Abguss, oder werde sie durch 
Nachbildung vermittelt, vorausgesezt dass im lezteren Fall 
ein Verfahren beobachtet wird, durch welches eine Mehrheit 
nachgebildeter Exemplare mittelst der nämlichen Vor- 



i)Proudhon (Maj. litt. p. 115) verhöhnt die Forderung einesLitte- 
raturadels mit Autorrechtsmajorat, indem er Boileau's Wort über den Adel 
citirt: 

Mais la posterite d'Alfane et de Bmjard 
Quand ee u'est qu'une rosse, est vendue au hasard. 
„Möge die Regierung, fügt er bei, die Nachkommen des genialen 

Mannes sich selbst überlassen ! Die Väter sind bezahlt worden, den Erben 

ist man Nichts schuldig." 
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rieh tun g hergestellt werden kann, z. B. Kupferstiche nach ei- 
nem Gemälde oder nach einem andern Kupferstiche." Der dra- 
matische und dramatisch-musikalische Autorschuz (Art. 41) ist 
gegen Aufführungen eingeräumt, welche „öffentlich auf 
der Bühne" stattfinden. Dagegen ist das Abschreiben, 
sogar dasjenige musikalischer Kompositionen '), in liberalster Weise 
gestattet, indem Art. 5 besagt: „Das Abschreiben litterarischer 
Erzeugnisse, selbst um Lohn und für Mehrere, gilt nicht als 
Nachdruck." Und in allen diesen Beziehungen stimmt die ju- 
ristische Doktrin mit dem Gesez überein. Mandry 2 ) weist 
nach, dass hiebei die Gefährlichkeit oder Ungefährlichkeit für die 
„Vermögens-Interessen des Autors" leitend ist. 

Eine rechtlich wichtige Frage ist es, wo die Grenze zwi- 
schen dem reinen Nachdruck und erlaubter Beproduktion liege. 
Mandry kommt nach einer längeren Erörterung 3 ) zu dem Er- 
gebniss, dass es sachgemäss sei und im Wort und Geist des 
bairischen Gesezes liege, die Grenze negativ durch den „mass- 
gebenden" Grundsaz zu ziehen: „Dass die Benuzung eines 
Werkes nicht in eine Umgehung etwa durch Kürzungen, 
Auszüge, Sazumstellungen u. s. w. des Verbotes der me- 
chanischen Vervielfältigung ausarten dürf e." 
Hinsichtlich der Schriftwerke (Art. 6), wie der Musikalien (Art. 
22 und 23) und Kunstwerke (Art. 29 und 30) sei dieses nega- 
tive Kriterion der Identität oder Nichtidentität ausgesprochen. 
Keinesfalls entscheide die „Geistigkeit," „Originalität" des Be- 
produktes, da auch nichtoriginelle Verarbeitungen nicht Nachdruck 
zu sein brauchen *). Das Leztere entspricht grundsäzlich unserer 
Theorie, welche nicht wegen grösserer oder geringerer Geistig- 
keit des Produktes, sondern wegen ausnahmsweiser Verküm- 
merung der normalen Lohn- und Bentenvergellung den Monopol- 
schuz rechtfertigt. Allein auch die negative Bestimmung der 
Identität entspricht dieser Theorie, soferne eben die verhüllte 
mechanische Vervielfältigung desselben Werkes durch Andere 



1) Mandry, das Urheberrecht vCommentar S. 249.) 

2) Comment. 105—108. 

3) 1. c. 108-116. 

4) 1. c. p. 113 f. 
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als die wahre Störung eines verdienten Lohn- und Rentenein- 
kommens anzusehen ist. So kommt es denn bei Entscheidung 
der Frage, ob Nachdruck oder eine „wesentliche Aenderung" 
vorliege, selbst nach Mandry praktisch auf den von Wächter 1 ) 
hervorgehobenen Gesichtspunkt an, „ob das neue Werk in das 
Absazgebiet des alten eingreift," so wenig Mandry im Eingang 
seiner diesfälligen Erörterungen diesen Gesichtspunkt als mass- 
gebend anerkennt. 

Diesem Gesichtspunkt entspräche es dann freilich, „Separat- 
abdrücke einzelner Couplets aus einem Singspiel, einzelner Lieder 
einer Gedichtsammlung,'' wenn sie für ein ganz anderes Publikum 
bestimmt und geeignet sind, nicht als Nachdruck zu behandeln, 
obwohl nach Doktrin und positivem Recht an „ihrer Nachdrucks- 
qualität kein Zweifel möglich 2 ) sein" soll ; denn obwohl eine 
„mechanische Vervielfältigung," unterliegen sie gar nicht dem 
überall leitenden Grunde des Verbotes mechanischer Verviel- 
fältigung, ihre Reproduktion greift nicht in das für eine gerechte 
Vergeltung erforderliche Absazgebiet ein, und die Verpflanzung 
vor ein anderes Publikum hat selbstständigen Vergeltungsanspruch. 
Aus diesem Grunde wird man z. B. auch den Melodieenschuz 
gegen Reproduktion in Potpourris verwerfen müssen. In diesen 
Fragen zeigt sich freilich ein Schwanken der juristischen Dok- 
trin *) und der Gesezgebung, allein nur in Folge eines Mangels, 
welchen unsere Theorie schon beleuchtet hat. Diese Theorie 
rechtfertigt nicht einen ziellosen unbegrenzten Monopolschuz, 
sondern nur den Schuz gerechter Vergeltung, sie nimmt die Ver- 
geltungsfunktionen des freien Verkehrs zum Massstab des Schuzes. 
Die Gesezgebung aber und die Doktrin nehmen vielmehr das un- 
begrenzte Vermögensinteresse zum Objekt des Monopolschuzes, 
dehnen ein singuläres Institut ziellos aus. Wäre dies berechtigt, 
so wäre die Reproduktion freilich in viel engere Grenzen einzu- 
schliessen, als es durch die Gesezgebung und die Doktrin selbst 
geschieht, welche bezeichnender Weise in allen die Grenze des 



1) Vrgl. Mandry 1. c, Anm. 16, woselbst auch richterliche Ent- 
scheidungen dieser Richtung citirt sind. 

2) Mandry, I. c. Anm. 17. 

3) Mandry, 1. c. 246. 
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singulär geschüzten Vermögensinteresses berührenden Detailfragen 
schwankend, unsicher und rathlos geblieben ist. 

Nicht streng principgemäss , sondern utilitarisch verhalten 
sich auf dem Gebiete des erlaubten Nachdrucks die Gesezgebung 
und Doktrin auch in Beziehung auf Citate, Abdruck von Aufsäzen 
und Gedichten in litterarischen Zeitschriften, Sammlungen in 
Chrestomathieen , sowie Sammlungen , welche zum Kirchen-, 
Schul- und Unterrichtsgebrauch bestimmt sind ')• 

Die Gesezgebungen weichen in der Ordnung dieses Ver- 
hältnisses noch immer stark von einander ab, kein gleichmässiges 
Princip leitet sie. Originalität, sogenannte „Selbstständigkeit* der 
Reproduktion kann den Erlaubnissgrund hier nicht bilden; denn 
es liegt in einigen erlaubten Reproduktgattungen gar keine „Selbst- 
ständigkeit," in andern eine sehr geringe, in allen liegt und wiegt 
reine mechanische Vervielfältigung vor. Ein zweiter Erlaubniss- 
grund, die Nothwendigkeit der Weiterverarbeitung, zeigt sich nur da 
festgehalten, wo die erlaubte wörtliche Aufnahme auf kritische 
und litterar-historische Werke beschränkt ist; dies geschieht 
aber nur im preussischen Gesez. Die Erlaubniss der mechani- 
schen Vervielfältigung für Kirchen-, Schul- und Unterrichtszwecke 
ist, woferne im Verbot der mechanischen Vervielfältigung für 
jeden denkbaren Absazkreis das Wesen des Autorschuzes vom 
Standpunkt einer weiter nicht begrenzten Vermögensschuzpflicht 
gefunden werden müsste, lediglich die Aufopferung des Schuzes 
an einige utilitarische Rücksichten. Ganz anders, wenn nach un- 
serer Theorie der Schuz innerhalb des lohnenden und nächsten 
Absazkreises massgebend ist. Hiebei kann z. B. Reproduktion 
von einzelnen Gedichten für ganz andere Absazkreise, oder Re- 
produktion von Fragmenten für pädagogische Schriften aus Wer- 
ken, welche an den Erwachsenen ihr eigenstes Publikum haben, 
principiell statthaft sein, nicht aber die Reproduktion eines poli- 
tischen Zeitgedichtes in einer politischen Zeitung, nicht die 
einfache Reproduktion eines grösseren Schulbuches in einem 
kleineren Schulauszuge. Unsere Theorie führt hier, wie uns 



1) Vrgl. Mandry, Comm. S. 116—121. 
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scheint, zu einer konsequenteren Entscheidung, als wir sie in der 
Gesezgebung und in der juristischen Doktrin vorfinden. 

Bemerkenswert!) ist die Bestätigung, welche unsere ökono- 
mische Theorie durch das positive Becht insofern erhält, als 
Veröffentlichung und Nachbildung für sich allein ohne me- 
chanische Vervielfältigung erlaubt erscheint. Mandry ') sagt: 
„Das bisherige bairische Becht hat, abweichend von den Bundes- 
und den meisten deutschen Partikulargesezen , nicht blos die 
mechanische Vervielfältigung, sondern auch die Veröffentlichung 
und Nachbildung für sich allein, d. h. wenn weder die leztere 
als Verbreitung der mechanischen Vervielfältigung, noch die er- 
stere als Vertrieb der durch solche hergestellten Nach- 
drucksexemplare erscheint, verboten (Gesez v. 15. Apr. 1840, 
Abs. 1). Das neue Gesez nimmt dagegen denjenigen Standpunkt 
ein, der schon bis jezt als der gemeinrechtliche zu betrachten 
war, und verbietet nur die mechanische Vervielfältigung" — und 
deren Vertrieb. Die Verkehrsnatur publicistischer Erzeugnisse 
zeigt sich also, unserer Theorie entsprechend, hier als der Kern 
des singulären Einkommenssehuzes, welchen das positive Becht 
durch Nachdrucks- und Nachbildungsverbot statuirt. 

2) Dasselbe tritt weiter an dem positivrechtlichen und juri- 
stisch-doktrinellen Begriff des „litterarischen Erzeugnisses" hervor. 
Nur litterarische Erzeugnisse sind zum Gegenstand des Nach- 
drucksverbotes erklärt. Was wird nun unter „litterarischem Er- 
zeugniss" verstanden? 

Zwar ist, „wo Praxis und Theorie sich genöthigt sahen, 
über die einzelnen Arten von geschüzten Objekten auf den Gat- 
tungsbegriff zurüekzugehen , dieser leztere übereinstimmend im 
litterarischen Erzeugniss gefunden worden" *), aber die Doktrin 
war und ist über die Bequisite dieses Gattungsbegriffes verschie- 
dener Meinung. J 1 1 y verlangt als Merkmale für das schuz- 
berechligte litterarische Erzeugniss : a) in sich abgeschlossene Ge- 
danken , b) ausgesprochen in einer ihnen angehörigen und mit 
ihnen untrennbar verbundenen Form, c) nach ihrer objektiven 



1)1. c 122 f. 

2) Mandry, 1. c. p. 125. 
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Beschaffenheit, wie nach der Absicht des Verfassers geeignet zur 
allgemeinen litterarischen Mittheilung (zum litterarischen Verkehre) 
— woraus sich dann der Ausschluss zu a) der blossen Notizen, 
aphoristisch niedergeschriebenen Gedanken, Aufzeichnungen ein- 
zelner Erfahrungen und Beobachtungen der als Vorarbeit ge- 
machten Auszüge aus fremden Schriften u. s. w. , — zu b) der 
in sinnbildlichen Zeichen niedergeschriebenen Produkte, der ge- 
sprächsweise oder schriftlich gemachten, formlosen Mittheilungen, 
der einfachen Zeitungskorrespondenzen, Annoncen 1 ), Festprogramme 
u. s. w., — zu c) der Geseze und Verordnungen, gerichtlichen 
Akten, Briefe — ergeben soll. Dieselben drei Requisite Gnden 
sich auch bei Harum, in genauerer Fassung und mit Hinzu- 
fügung eines vierten Merkmals : dass das Produkt indivi- 
duelles Geisteserzeugniss sei (Ausschliessung der 
einfachsten Rechnungstabellen, Geschäftsformulare u. s. w.). Dieses 
vierte Moment steht weitaus im Vordergrunde bei Heide- 
mann, Lange, zum Theil bei Wächter. 

M a n d r y *) sieht alle diese Definitionen als verfehlte Ver- 
suche der absoluten Definition einer „thatsächlichen Eigenschaf 1 
an, welche durch die verschiedensten Momente faktisch bedingt, 
aber von keiner rechtlichen Voraussezung abhängig sei. Dar- 
auf kommt es an, ob ein Produkt möglicher 
Verlagsgegenstand ist, worüber nicht das Vorhandensein 
dieses oder jenes bestimmten Requisites, sondern die jeweilige 
Gestaltung der litterarischen Produktion eines bestimmten Volkes 
entscheidet" (S. 128). Hienach ist in Mandrys 3 ) Augen die 
Betonung der geistigen Selbstständigkeit für das litterarische Er- 
zeugniss unrichtig, so wichtig dieses Moment für die Feststellung 
des Autorcharakters ist; in jedem Produkt sei einige geistige 
Thätigkeit niedergelegt. Auch blosse Notizen, auch blosse Sam- 
melwerke seien schuzberechtigt. Aphorismen, Vorarbeiten können 
ausnahmsweise verlagsfähig sein und seien dann schuzberech- 

1) Und doch wäre z. B. fortgeseztef Nachdruck der Traueranzeigen 
des Schwab. Merkur ein Miltel wirksamen Durchdringen» für ein grosses 
Konkurrenzunternehmen — im Gebiet des schwäbischen Journalismus! 

2) 1. c. S. 127. 

3) 1. c. S. 129 ff. 
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tigt. Auch die Erwerbsabsicht des Verfassers sei nicht not- 
wendiges Requisit. Für die Beschränkung des Autoischuzes der 
Zeitungsprodukte, der öffentlichen Reden seien andere Gründe, 
insbesondere die durch die objektiven Bedingungen des öffent- 
lichen Lebens gegebene Nothwendigkeit der Publicität, — mit- 
entscheidend. Massgebend ist nach den Ergebnissen Mandry's 
die Frage : ob „die Umstände, unter welchen das Erscheinen des 
Werkes erfolgt ist , im konkreten Falle den Schluss aus der 
Thatsache der mechanischen Vervielfältigung auf die nach 
der objektiven Beschaffenheit des Werkes zu be- 
stimmende Verlags fähigkeit unthunlich machen." Bei 
veröffentlichten Briefen z. B*. sei dieser Schluss bald thunlich, 
bald unthunlich. Blosse Notizen werden selten , können 
aber verlagsfähig sein, das Requisit „des geschlossenen Ganzen" 
sei nicht massgebend. Geseze, Verordnungen u. s. w. schliessen 
nach ihrem Zweck der Verbreitung 1 ) die Zulässigkeit des 
Nachdrucksverbotes aus, wobei ausdrücklich 2 ) „Inhalt und Zweck 
des Nachdrucksverbotes, nicht die objektive Gestalt des Produktes" 
als „eigentlicher Grund der Unanwendbarkeit des Schuzes" be- 
zeichnet wird. 

Auch vom Standpunkt des bair. Gesezes erklärt M a n d r y s ) 
die Frage massgebend : ob das Werk nach der Sitte und Ge- 
staltung des heutigen buchhändlerischen Verkehrs verlags- 
fähig ist? 

Mit der vorstehenden Auffassung eines die juristische Doktrin 
und die Gesezgebung eingehend berücksichtigenden Juristen stimmt 
unsere Theorie fast in jedem Detailpunkt überein. 

Die „Verlagsfähigkeit" ist Wesen der publicistischen 
Verwerthungsbestimuiung. Verlagsartikel ist eine solche Schöpfung, 
welche durch überalliges und gleichzeitiges Erscheinen ganz 
gleichartiger mechanischer Vervielfältigungen verwerthet wird. 
Die lettern- und druckmässig-mechanische Wortverkörperung der 
Idee durch den Verlag vermittelt bloss den Tausch- und Ge- 



1) 1. c. 137. 

2) 1. c. S. 136. 

3) 1. c. S. 138. 
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brauchswerth, die Kommunikation und denGenuss der Idee für Leser 
und Beschauer. Bei litterarischen und artistischen Erzeugnissen ist 
das Produkt der mechanischen Vervielfältigung , nämlich das 
Buch , die Copie , lediglich vermittelndes Organ der Aneignung 
und des Genusses der Schrift- oder Kunstidee, wogegen bei in- 
dustriellen Erzeugnissen , d. h. bei Erzeugnissen der sogenannt 
nüzlichen Künste, der nach einer bestimmten technologischen Idee 
angefertigte Gutskörper in erster Linie den Gebrauchswerth aus- 
macht. Nicht der Körper des Buches wird angeeignet , er ist 
bloss eine Art Telegraphenleitung der socialen Ideenstnömung ; 
dagegen im einzelnen Industrieerzeugniss , z. B. in dem durch 
die Ideen der Maschinentechnik zu Stande gekommenen Brod- 
stoff ist es dieser selbst, welcher angeeignet wird. Geistwir- 
kungen sind im Mehl wie im Buch niedergelegt, beide werden 
mechanisch aus gewissen Grundstoffen hergestellt und verviel- 
fältigt, allein beide Geistprodukte verhalten sich, weil das äussere 
Gut dort Selbstzweck, hier nur Kommunikationsmittel einer Idee 
ist, sehr verschiedenartig in Beziehung auf die Vergeltung im 
Verkehr. Hier „verlegt" das buchhändlerische Kapital nur die 
Idee, geringsten Falls die Schöpfung einer Sammlung, verviel- 
fältigt nur den die öffentliche Kommunikation vermittelnden Körper 
der in den Verkehr eintretenden Ideenschöpfung und lässt diese 
auf einmal, überall, publicistisch in der Welt zünden, wirft sie 
sofort und zu geringern Kosten nachahmbar hinaus; die noch 
nicht erfolgte Vergeltung der hauptsächlichen Produktivkraft, näm- 
lich des Ideenschöpfers , ist ohne Monopolschuz nicht möglich. 
Das Unternehmungskapital der nüzlichen Industrie arbeitet entweder 
Ideen, welche schon geistiger Gemeinbesiz sind, als freies kostenloses 
Produktionselement, in den für Alle gleich kostspielig erwerb- 
baren Stoff mit gleich kostspieligen stehenden Kapitalgütern (Ma- 
schinen etc.) und mit gleich kostspieliger Arbeit hinein; oder 
sind immerhin in der Nichtverlagsindustrie für die geistige Ori- 
ginalthätigkeit verhältnissmässig wenig Kosten aufzuwenden, und 
für die Einbringung auch dieser hat der Unternehmer einen län- 
geren Spielraum bevorzugten Absazes. Auf diesen Unterschied 
der Verkehrsnatur publicistischer Schrift- und Kunstwerke wurde 
unsere Theorie gebaut. 
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Die eigenthümliche Verkehrs- und Absaznatur public i- 
s tisch verwerteter Schrift- und Kunstwerke ist es nun eben, 
was das gemeine Sprachgefühl in die Worte Verlag und Verlags- 
artikel hineinlegt. »Verlag" war eine Zeit lang Ausdruck für 
das Unternehmerkapital überhaupt , z. B. in den Schriften der 
deutschen Schüler A. S m i t h's. Jedermann versteht jezt unter 
Verlag dasjenige Kapital, welches die mechanische Kommunikation 
von litterarisch-artistischen Ideengestaltungen an das Publikum, 
an die allgemeine Bildungskonsumtion vermittelt. Publicistisch 
verwerthete Schrift- und Kunstwerke sind „Verlagsartikel." Ist 
dem so , dann stimmt M a n d r y*s Resultat über den Begriff 
des „litterarischen Erzeugnisses" mit unserer Rechtfertigung des 
litterarischen Monopolschuzes überein. Fast noch prägnanter wird 
die juristische Zustimmung zu unserer Grundauffassung , wenn 
Wächter das Wesen der litterarischen Erzeugnisse in „sprach- 
lich fixirten geistigen Hervorbringungen" findet, welche „ihre 
wesentliche Bedeutung darin haben, dass sie nicht einem kon- 
kreten materiellen Gebrauch dienen, sondern den allgemeinen 
(und insofern öffentlichen) geistigen Verkehr der Gedanken 
und Vorstellungen vermitteln." Aehnlich fand K. S. Zachariä 1 ) 
das Besondere der Autorarbeit darin, „dass sie sich, einmal 
verrichtet, ohne Zuthun des Schriftstellers, sovielmal wieder- 
holt, als die Schrift abgedruckt wird." Auch die Betonung dieser 
Beobachtung ist nur eine Ahnung der juristischen Doktrin, dass 
der Autorschuz wesentlich publicistische Produkte betrifft. 

Litterarschuzobjekte sind also auch nach der juristischen 
Doktrin publicistische Schriftwerke. Nur fehlt dieser Doktrin 
alles Verständniss für die singulare ökonomische Verkchrsnatur 
dieser Produkte und daher für die singulare volkswirtschaftliche 
Rechtfertigung und für die richtige Begrenzung ihres Monopols. 

Die nationalökonomische Theorie erklärt es des Weiteren 
leicht, wesshalb gewisse unzweifelhaft „verlagsfähige" Schrift- 
werke dennoch ausserhalb des Autorschuzes gestellt worden sind. 
Es erscheint für sie principgemäss , was die juristische Doktrin 
principwidrig gefunden hat. Wir erwähnen die Nachdrucksfreiheit 



1) Krit. Z. für Rechtsw. XII, 218. 
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an Gesezen, Verordnungen, öffentlichen Akten, 
gewissen öffentlichen Reden. Die für die Schuzlosigkeit dieser 
Produkte gewöhnlich angeführte Nothwendigkeit der Verbreitung 
derselben wäre an sich noch nicht hinreichend, eine Schuzlosig- 
keit zu begründen. Dagegen fehlt für sie überhaupt jeder Grund 
der Vergeltung der Autorarbeit, also auch die Vergeltung durch 
Monopolschuz ; denn öffentliche oder sonst bezahlte und vom 
Verleger nicht mehr zu bezahlende oder ohne Lohnabsicht thä- 
tige Produktivkräfte: Beamte, Richter, Advokaten, Abgeord- 
nete, Volksredner u. s. w. waren Autoren dieser Werke, Au- 
toren, welche theilweise wie z. B. Kammerredner den Nach- 
druck sehnsüchtig wünschen. Nicht die mechanische Vervielfäl- 
tigung an sich, sondern die Entziehung des gerechten social- 
ökonomischen Lohnes , welche Folge der reinen mechanischen 
Reproduktion sein würde, ist der Anlass des Nachdrucksverbotes. 
Wo diese Vergeltung gar nicht begründet ist, ist auch Schuz 
gegen mechanische Vervielfältigung nicht am Plaze, nach un- 
serer Theorie liegt in der Schuzlosigkeit der Geseze, Verord- 
nungen und Reden — natürlich nicht auch der Sammlungen 
derselben als solcher — eine reine Folgerung aus dem richtig 
aufgefassten Schuzprincip ; nicht Lohn, nicht Rentenprämie ist 
hier durch Monopol künstlich anzubringen. 

Anders verhält es sich unter Umständen mit Den k- 
schriften, welche zu den öffentlichen Akten kommen. 

3) Sammelwerke, Compilationen, Commen- 
tare, musikalische Variationen, Etüden u. s. w. *) 
Die Gesezgebung und die Doktrin gibt diese Art der Re- 
produktion frei, nach dem Princip, dass, soweit im konkreten 
Fall die Urheberthätigkeit reicht, das Urheberrecht wirksam ist 2 ). 
Hiebei kommt jedoch die Frage der Abfindung des Sammlers, 
Commentators , Compilators etc. mit dem Originalautor 
gar nicht zur Erklärung. Positives Recht und Doktrin geben 
keine Abfindung, und doch lebt Originalthätigkeit auch in der- 



1) „Arrangements" musikalischer Werke fallen unter die Nach- 
drucksverbote. 

2) Mandry, 1. c. S. 143. 
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artigen erlaubten Reprodukten als schöpferische Hauptkraft fort 
Dies ist ein unerklärter Widerspruch, welchen die Gesezgebung 
und Doctrin überspringt. Gleichwohl rechtfertigt sich dieser 
scheinbare Abfall, wie schon gezeigt ist, aus der ratio des Au- 
torschuzes nach unserer Theorie: theils weil der Schuz auf 
dein eigensten Gebiete des Originals wie ein Freigeld der 
auch nur im Geringsten selbsttätigen Reproduktion anzusehen 
ist , die leztere also abgelöst wird , theils weil und soferne es 
sich hier um Absazgebiete handelt, welche der Originalverlag sich 
thatsächlich nicht crschloss und zur Ermöglichung einer Vergel- 
tung der Autorarbeit sich nicht zu erschliessen braucht, endlich 
weil durch die Kosten grosser Sammelwerke und wirklicher Com- 
mentare der Nachdrucksvortheil dem Originalverlag gegenüber in 
Beziehung auf lohnenden Absaz häufig , wenn auch nicht immer 
kompensirt wird. Ueberwiegend würden die ohne Abfindung des 
Originalautors stattfindenden Reproduktionen der hier fraglichen 
Gattung die Vergeltung der Originalschöpfung nicht beeinträch- 
tigen; es wird aber durch den Monopolschuz der lezteren auch 
der Abfindung der Lohngerechtigkeit mit dem Ideencommunismus 
der bürgerlichen Gesellschaft förmlich Genüge gegeben. 

4) Das positive Recht erklärt den Nachdrucksschuz un- 
abhängig: 

a) davon, ob das Werk bereits veröffentlicht 
war oder nicht. 

Nach unserer Theorie ist dies unzweifelhaft; denn der Zweck 
der Belohnung des wirklichen Autors eines „verlagsfähigen," d. h. 
publicistisch verwerthbaren Werkes liegt gerade dann noch uner- 
füllt vor, wenn das Werk noch nicht veröffentlicht war. Briefe 
sind zu schüzen, soweit sie verlagsmässig absezbar sind, 
und für Denjenigen oder die Mehreren, welche sie als Schrei- 
ber , Korrespondenten , Empfänger oder Sammler verlagsfähig 
gemacht haben. Didaktischer Inhalt, exquisite Form, Natur 
des Themas ist es, nach unserer Theorie, so wenig als nach 
der geläuterten juristischen Doktrin '), was den Briefschuz be- 
gründet. 



1) Vrgl. Mandry, S. 154 f. 
Zeitschr. f. Staatsw. 1867. III. Heft. 28 



428 Die ansschliessenden „Verhältnisse". 

b) Der Nachdrucksschuz ist unabhängig davon, ob das Werk 
niedergeschrieben ist, oder nur mündlich vorgetragen wurde. 
Mit Recht; denn die Art, wie die mechanische Vervielfältigung 
eines litterarischen Erzeugnisses ermöglicht wird, kommt bei 
unserer ratio des Autorschuzes so wenig in Betracht, als: 

c) die Abfassung durch Einen oder durch meh- 
rere Autoren, welche vom positiven Recht als irrelevant für die 
Schuzberechligung erklärt wird, 

d) von der Frage, ob das Werk ganz oder nur 
theilweise abgedruckt sei, wird der Nachdruckscharakter 
ebenfalls unabhängig erklärt. Indessen wird dieser Grundsaz, 
wie schon hervorgehoben ist, von der Gesezgebung und von 
der juristischen Doktrin nicht konsequent gehandhabt und auch 
die Ausnahmen werden nicht gleichmössig durchgeführt. Die Be- 
schränkungen, deren dieser Grundsaz unter Zurückdämmung zufäl- 
liger utilitarischer Gesichtspunkte nach unserer Theorie bedarf, sind 
schon unter Z. 2 angedeutet. 

Die Schuzlosigkeit gewisser litterarischer Erzeugnisse 
ist schon im Zusammenhang der Z. 2 erläutert. Wir tragen 
desshalb nur die positive Bestimmung des bairischen Gesezes 
hier nach. Art. 3 dieses Gesezes formulirt jene Ausnahmen 
folgendermassen : »Als Nachdruck ist nicht anzusehen die Ver- 
vielfältigung von blossen Notizen, von amtlichen und nichtamt- 
lichen Anzeigen, von Gesezen, von amtlichen Verfügungen welt- 
licher und kirchlicher Behörden, von öffentlichen Akten, von 
Reden, welche bei den Verhandlungen der Gerichte, der Landes- 
oder der Gemeindevertretungen- oder bei politischen Versamm- 
lungen gehalten wurden, sowie von andern nicht als litterarische 
zu betrachtenden Erzeugnissen." 

5) Artikel 4 des bairischen Gesezes ordnet zwar unter ge- 
wissen Voraussezungen Entschädigung in Folge der Benuzung 
des unveränderten Titels anderer Werke, sogar Unterdrückung des 
gebrauchten Titels an , behandelt jedoch die Titelbenüzung aus- 
drücklich nicht als Nachdruck. Diess ist von unserer Theorie 
aus nur zu billigen. Der Titelschuz ist mit dem unten zu erörtern- 
den Firmenschuz, nicht mit dem Nachdrucksschuz wesensvervvandt. 

6) Artikel 6 verbietet mit Recht den „verschleierten Nach- 
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druck" , gestattet jedoch , „Auszüge aus Werken oder ganze 
Stücke zu veröffentlichen, vorausgesezt , dass diese Veröffent- 
lichungen ausdrücklich für den Schul- oder Unterrichtsgebrauch 
bestimmt und eingerichtet sind." Wir haben diese leztere Bestim- 
mung bereits als unserer Theorie theils nicht genügend, theils 
widersprechend gekennzeichnet. Der dem bairischen Gesez voran- 
gegangene „Frankfurter (bundestägliche) Entwurf" bewegte sich 
weit mehr in der Richtung unserer Theorie, indem er Reproduktion 
von Auszügen und Stücken in Sammlungen, in diesen aber nicht 
blos, wenn sie zum Schul- und Unterrichtsgebrauch bestimmt sind, 
erlaubt wissen wollte. Dass die Entscheidung über Identität oder 
erlaubte Reproduktion häufig eine sehr schwierige Thatfrage sein 
wird, geben wir übrigens der Doctrin *) auch von unserem Stand- 
punkte aus zu. 

Die im positiven Recht liberal zugelassene verarbeitende Re- 
produktion, „Benüzung einzelner Stellen und Abschnitte in einem 
seinem Hauptinhalt nach selbstständigen Werke", negirt die Theorieen 
des geistigen Eigenthums und leistet der Erhebung der Geistes- 
schäze ins Gemeingut Vorschub. Beides entspricht dem Inhalt un- 
serer Theorie. 

7) Uebersezungsfreiheit. Im Grundsaz ist die Ueber- 
sezungsfreiheit anerkannt, praktisch jedoch durch die Gestattung 
des Uebersezungsvorbehaltes sehr geschwächt. Vom Standpunkt 
der juristischen Doctrin vcrtheidigten Aug. Schürmann 2 ) und 
Mandry 8 ) die Uebersezungsfreiheit, theilweise unter Herbei- 
ziehung ganz gesunder ökonomischer Erwägungen. 

Das bairische Gesez (Art. 7 , 8 , 17) und die neueren von 
Frankreich geförderten Litterarconventionen haben in das deutsche 
Recht einen Schuz gegen Uebersezung eingeführt. Früher ent- 
sprach die Uebersezungsfreiheit, welche im Sinne unserer Theorie 
liegt, der überwiegenden Anzahl der deutschen Gesezgebungen, 
namentlich auch den Bundesgesezen , sowie im Allgemeinen der 



1) Mandry, S. 190 f. 

2) Der Rechtsschuz gegen Uebersezungen in den internationalen Ver- 
trägen, Leipzig 1860, ein sehr empfehlenswertnes Schriftchen. 

3) Krit. V.-J.-Schr Band VII, 249 ff. 

28* 
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Doctrin ; diess bestätigt M a n d r y '). Die „unzweifelhafte gegen- 
teilige Tendenz der neueren, von den Litlerarconventionen und 
von der französischen Agitation getragenen Rechtsentwicklung" 2 ), 
ist nun zwar als Thatsache nicht zu bestreiten, aber als berechtigt 
nicht anzuerkennen. Sie ist ein Werk französischen Einflusses 
unter Napoleon III. Diese neuere Rechtsentwicklung tritt sogar 
mit einer sich selbst bezweifelnden Schüchternheit auf; denn sie 
räumt nur unter der Voraussezung des Uebersezungsvorbehaltes 
an der Spitze des Originalwerkes und unter der Bedingung des 
baldigen wirklichen Erscheinens der „autorisirten" Uebersezung 
(binnen *;*, 1» 3, 6 Jahren) den Schuz gegen Uebersezung ein. 
Der autorisirten Uebersezung selbst ist im bairischen Geseze (Art. 17) 
nur ein fünfjähriger Schuz gegen fernere Uebersezungen gewähr- 
leistet. Der Schuz jeder Uebersezung als relativ selbstständigen 
Produktes gegen einfachen Nachdruck (nicht gegen anderweitige 
Uebersezungen) ist dem Originalnachdrucksschuz gleichgestellt ; wir 
erklärten schon oben diese Frage für praktisch untergeordnet. 

Die neuere Ausdehnung des Uebersezungsschuzes wurde 
theoretisch auf der „Vermögensschuzpflichl" des Staates begründet. 
Dem gegenüber berufen wir uns auf die Nachweisung des Irr- 
thums extensiver Anwendung einer singulären Schuzpflicht, wel- 
chem die juristische Theorie mit ihrer Intention ziellosen und un- 
begrenzten Vermögensschuzes sich hingegeben hat. Unsere Theorie 
trägt eine bestimmte Begrenzung, die bei Uebersezungen bis zur 
Aufhebung jedes Nachdrucksschuzes berechtigt sein dürfte, nach- 
gewiesener Massen in sich. Es ist uns daher unmöglich, in der 
Consequenz der Uebersezungsfreiheit die Waffen zu strecken und 
den neueren Uebersezungsschuz für mehr als für einen unter 
Frankreichs europäischer Präponderanz durchgesezten Rückschritt 
anzusehen. 

8) Der Zeitungsschuz ist vom bairischen Gesez ganz 
im Sinne unserer Theorie aufgefasst. Soferne der Verfasser von 
Zeitungsartikeln keinen Vorbehalt gegen Abdruck speciell gemacht 
hat, ist der leztere frei, und an „politischen" Artikeln darf kein 
Vorbehalt gemacht werden. Richtiger wäre es wohl, Artikel, 

1) 1. c. p. 198. 

•i) Mandry, 1. c. p. 198. 
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Nachrichten und Notizen, welche überhaupt dem Tagesinteresse 
und der Tagesdiscussion über nicht politische, wie über politische 
Gegenstände dienen, absolut nachdrucksfrei zu erklären ; denn der 
ephemere Charakter des Marktes ist es, was besonderen Zeitungs- 
schuz überflüssig macht, für Artikel nicht-politischen Inhaltes, wie 
für diejenigen politischen Gehaltes. Die Verpflichtung zum Quellen- 
citat gewährleistet der guten journalistischen Production den un- 
entbehrlichen Spielraum freier Rentabilität. Das Quellencitat 
als Pflicht der Nachdrucker kommt in der Wirkung 
der Fabrikmarke gleich. 

9) Artikel 10 des bairischen Gesezes ordnet das Autorrecht 
an Werken, welche, wie Lexica, Almanache, Zeitschriften, durch 
Beiträge mehrerer Mitarbeiter ins Leben treten. Der 
Urheber der einzelnen Beiträge verliert durch die Ueberlassung an 
das Collectivwerk „nur die Befugniss, sein Erzeugniss innerhalb 
zweier Jahre nach Erscheinen in einem anderen derartigen 
Werke abdrucken zu lassen". Der Abdruck vor zwei Jahren in 
Separatabdrücken, in einer Ausgabe anderer Producte des Autors 
u. s. w., ist hienach frei. Diese Befreiung lässt sich aus unserer 
Theorie insoferne leicht erklären, als das Sammelwerk in seinem 
eigensten Absazgebiete nicht verlezt wird. 

10) Beschränkter 15jähriger Nachdrucksschuz auch für die 
blosse Herausgabe nicht veröffentlichter Werke, sowie die Schuz- 
losigkeit der Herausgabe bereits veröffentlichter Werke, deren 
Schuzfrist abgelaufen ist — Grundsäze, welche durch Artikel 1 1 
und 18 des bairischen Gesezes sanctionirt worden sind, entspre- 
chen unserer Theorie. Den besonderen Nachweis hiefür brauchen 
wir nicht zu führen. 

11) Schuzfristen. Das positive Recht bestimmt zwar 
eine beschränkte Schuzfrist unter förmlicher Ausschliessung 
von Verlängerungsprivilegien. Von allem Anfang betrachtete auch 
die deutsche Bundesgcsezgebung den Autorschuz als 
vorübergehend bezahltes Lösegeld im Sinne unserer Theorie ; der 
Kommissionsvortrag in der 27sten Sizung der Bundesversammlung 
von 1835 hat geäussert: .Die Kommission betrachtet den Schuz, 
welcher den Schriftstellern und Verlegern von Seiten des Bundes 
gegen den Nachdruck gewährt werden soll, im Lichte eines Er- 
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findungspatentes , nach dessen Erlöschen das betreffende Werk 
Gemeingut wird, und das daher nicht zu weit gegriffen sein darf, 
wenn das grosse Publikum aus dem Erlöschen des Patents den 
ihm gebührenden Vortheil ziehen soll" 1 ). 

Solche Beschränkung ist von uns theoretisch eingehend be- 
gründet worden. Das Mass dieser Beschränkung ist aber ein viel 
zu geringes, wenn das bairische Gesez (Art. 12 — 20) in lieber- 
einstimmung mit der bisherigen Gesezgebung und Doctrin die 
Schuzfrist bestimmt: 

auf Lebensdauer und 30 Jahre nach dem Tode, — bei 
mehreren Miturhebern bis zu 30 Jahren nach dem Tode 
des Längstlebenden, — bei anonymen, Pseudonymen 
und bei posthumen Werken, soferne diese nicht später 
als 30 Jahre nach dem Tode des Autors erscheinen, auf 
30 Jahre nach der ersten Herausgabe. 
Inwiefern wir diese Fristen als ein Schuzübermass ansehen 
und in der Frislbestimmung den schwächsten Punkt der bisherigen 
Autorschuztheorieen erkennen, ist schon nachgewiesen. Jede 
Begründung des bestimmten Zeitmasses fehlt in der juristischen 
Doctrin, desgleichen der Nachweis dafür, wesshalb, z. B. im bai- 
rischen Gesez, der dramatische Autorschuz im Wesentlichen auf 
ein Dritilheil der Frist des Litterärschuzes zu beschränken war. 
Hier sei nachträglich nur »den von Academieen, Universi- 
täten, öffentlichen Unterrichtsanstalten, gelehrten Gesellschaften 
und Vereinen, sowie von juristischen Personen überhaupt heraus- 
gegebenen Werken" noch eine Bemerkung gewidmet. Die ihnen 
eingeräumte Schuzfrist von 30 Jahren ist unseres Erachtens un- 
begründet. Das Motiv der distributiven Gerechtigkeit für Monopol- 
vergeltung ist, was die herausgebenden juristischen Personen be- 
trifft, für die Regel gar nicht anzunehmen; sie fördern ohne Ge- 
winnrücksicht die Publikation gewisser Arbeiten. Höchstens für 
den Autor, welcher oft von derartigen juristischen Personen nicht 
hinlänglich gelohnt wird, könnte eine kürzere, etwa 10jährige Frist 
des Vorbehaltes der Separatausgabe seines Beitrages nach allge- 
meinem Urheberrecht in Frage kommen. 



1) S. Wächter, S. 427. 
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XL 
Der artistische Antorschuz insbesondere. 

Juristische Doctrin und positives Recht sind auf diesem Ge- 
biete noch sehr schwankend und konfroversenreich '). 

Das bairische -Gesez schttzt mit Recht Werke der zeichnenden 
und plastischen Kunst, und schliesst die Extravaganz des Schuzes 
auch der Architektonik aus *). Für ieztere ist der restrictiv anzu- 
wendende Grundsaz des Honopolschuzes wenigstens nach unserer 
Theorie in keiner Weise zutreffend. Schuz der Architektonik 
könnte nur aus der von den Franzosen angenommenen propriiti 
artistique abgeleitet werden, eine solche wird jedoch von der 
deutschen Doctrin, Praxis und Gesezgebung mit gleichem Recht, 
wie die propriite litteraire verworfen. Nur das von Richter *) 
belobte russische Recht (Ukas vom 21. Jan. 1846) scheint Bau- 
planen Nachbildungsschuz zu gewähren. 

In völliger Uebereinstimmung mit der juristischen Doctrin und 
mit der Gesezgebung befinden wir uns, soferne als massgebend 
für den Kunslschuz weder »Selbstständigkeit der individuellen 
Geistesschöpfung" oder gar „Originalität" 4 ) derselben angesehen 
wird, dieses Requisit für die artistische, wie für die litterarische 
Urheberschaft vielmehr zurücktreten musste, so dass z. B. auch 
photographische und galvanoplastische Kunstprodukte geschüzt wer- 
den; nicht die Geistigkeit des Produktes, sondern die singulare 
Verkehrsnatur ist ja nach unserer Theorie das entscheidende Mo- 
ment für Monopolschuz. Der Nachdrucksschuz artistischer Photo- 
graphieen in Art. 28 des bairischen Gesezes ist nach unserer 
Theorie wohlbegründet und die schliessliche Anerkennung eines 
schlechthinigen Photographieschuzes durch die Frankfurter Kom- 
mission und durch die Leipziger Specialkommission von 1863 s ) 



1) Mandry, 1. c. 259 ff. — Die Litteratur, insbesondere die Schriften 
von Wächter, Volkmann, Kuhns (zwei Schriften), N e u m a n n, 
Goltdammer, sind ebenda näher bezeichnet. Vgl.. auch Richter, 1. c. 

2) M a n d r y , 1. c. 264 f. 

3) 1. c. 142. 

4) Mandry, 1. c. 263, 266 f. 

5) M a n d r y , 1. c 292. 
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ist ganz erklärlich, wenn wir das früher über die Geistigkeit aller 
Produktion Bemerkte l ) in Erinnerung bringen. Nicht mit der 
Geisligkeit des Produktes, sondern mit dem geistigen Genusswerth 
der „Geisteserzeugnisse" und mit dem eigenthümlichen Einfluss 
jenes geistigen Genusswerthes auf die Verkehrsnatur dieser Pro- 
dukte im publicistischen Verkehr hängt der berechtigte Autorschuz 
zusammen 2 ). 

Freilich gieng die juristische Doctrin, als sie einmal erkannt 
hatte, dass die Ursprünglichkeit ein entscheidendes Requisit des 
schuzberechtigten Produktes nicht sei und das Autorrecht kein 
Erstgeburtsrecht darstelle, auch wieder zu weit nach der anderen 
Seite. So sagt Volkmann s ) : „Die Frage, ob im Geisteswerke 
„ein Ursprüngliches liege, welches zuerst gebildet sei, bleibt vom 
„Rechte ungestellt; es verlangt nur, dass das Geisteswerk ein 
„selbstständig gebildetes sei." Wäre diess richtig, so müssten wir 
die masslosen Monopolansprüche der Richter, Kuhns' etc. noch 
ungerechtfertigter finden, als es ohnehin zu geschehen hat. Wir 
sagen im Gegentheil: die Verkehrsnatur der artistisch-litterarischen 
Verlagserzeugnisse erzeugt im freien Verkehr die gebührende Ver- 
geltung nach heutigen Culturzuständen nicht. Desshalb ist Monopol- 
schuz ausnahmsweise zulässig, jedoch in Beziehung auf Zeit, Raum 
und coneurrirende Reproduktion in solchem Masse, dass auch 
ausgezeichnetere Leistungen, unter lezteren Originalprodukte, 
die ihnen gebührende Extravergeltung durch künstliche Renten- 
prämie finden können. Nur ist und bleibt eben auch die so 
bemessene Vergeltung ein Monopol, welches nicht masslos aus- 
gebeutet werden darf, sondern Grenzen anerkennen muss, wie 
sie im freien Verkehr der Rentenfunclion durch die Concurrenz 
und die anderweitige Reproduktion nachgewiesener Massen von 
selbst gesteckt sind. 

Wir befinden uns ferner in völliger Uebereinstimmung mit 



1) S. ob. Abschn. IX. 

2) Einen warmen Vertheidiger hat der Photographieschuz an Th. Nen- 
nt an n, Beiträge mm deutschen Verlags- und Nachdrucksrechte, Berlin, 1866 
gefunden. Die für uns entscheidenden ökonomischen Gesichtspunkte finden 
sich auch in dieser Schrift nicht aufgestellt. 

3) Die Werke der Kunst, S. 18. 
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der Doctrin und Gesezgebung , soferne diese nach M a n d r y ') 
das wesentliche Merkmal des schuzberechtigten Kunsterzeugnisses, 
im Gegensaz zu Industrieerzeugnissen, weder in den Mitteln, noch 
im Material, noch im fabrikmässigen Charakter, sondern in dem 
Zwecke der Kunstdarstellung suchen. 

Der Zweck des Industrieerzeugnisses, sagt die juristische 
Doctrin, ist der Gebrauch, nach der Definition des östreichischen 
Rechtes der „materielle" Gebrauch 8 ). Der Zweck der Kunst- 
erzeugnisse dagegen sei nicht der „Gebrauch", sondern theils die 
„Befriedigung des ästhetischen Gefühls (ästhetische Darstellung)", 
theils die „Vermittlung des Gedankenaustausches" („belehrende 
Darstellung"), leztere bei geographischen, topographischen, natur- 
wissenschaftlichen, architektonischen Zeichnungen und Abbildungen, 
wie sie z. B. in Art. 36 des bairischen Gesezes geschüzt sind; 
konkurrire nach dem objeetiven Charakter des Produktes der Ge- 
brauchszweck („industrielle Darstellung") mit der ästhetischen und 
belehrenden Darstellung, so sei thatsächlich zu entscheiden, ob 
das Produkt „seinem Hauptzwecke nach" ein Werk der Kunst sei 
oder nicht 3 ). 

Wir sehen nun freilich nicht ein, warum es nicht eine bes- 
sere Formulirung des Unterschiedes sein sollte, wenn wir nicht 
„Gebrauchszweck" und Nichtgebrauchszweck, sondern so scheiden : 
das Produkt der Kunst und der belehrenden Darstellung kennzeichnet 
sich durch den Zweck der Bildung, theils der ästhetischen 
Bildung, theils der versinnlichenden Didaktik, wogegen die Industrie- 
produkte nicht lediglich dem Bildungsconsum dienen. Der Begriff 
„Gebrauchszweck" taugt hier Nichts, so wenig als bei litterarischen 
Erzeugnissen , da auch Gemälde durch Anschauung gebraucht, 
kartographische Werke u. s. w. sogar substantiell verbraucht 
werden. Das Uebergehen der Materie in den Menschen selbst, 
ist in keinem nationalökonomischen Werk zum wesentlichen Merk- 
mal der Consumtion oder des „Gebrauches" erklärt; nicht einmal 
Manipulation mit dem Gebrauchsgegenstand gehört nach 



1) 1. c. 268. 

2) In einem neueren Ostreich, tiesez. 

3) Mandry, 1. c. S. 268-272. 
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ökonomischen Begriffen zum „Gebrauch". Kunstprodukt ist also 
ein durch Plastik, Zeichnen etc. hervorgebrachtes Produkt, wel- 
ches »seinem Hauptzwecke nach" der Bildung im Sinne der Er- 
nährung der geistig-ästhetischen Kräfte und Bedürfnisse dient. 

Mit dieser Art von Consumtionsdienst hängt die beson- 
dere Verkehrsnatur vieler artistischer Erzeugnisse, gerade 
so wie fast aller litterarischen Erzeugnisse, wesentlich zusammen. 
Der prädominirende. fertig dargestellte Gedanken- und Formgehalt 
ist nämlich, obwohl die Hauptursache des Gebrauchswerthes , für 
den Producenten der mechanischen Vervielfältigungen sofort nach- 
ahmbar und daher als Kostenbestandtheil für den nachahmenden 
Concurrenten fast gleich Null. Ohne Ausschluss der Concurrenz 
durch Monopol ist daher genügende Vergeltung des Autors dem 
Verleger unmöglich. Der reine Zweck der Bildung, des geistigen 
Genusses, welchem artistische Produkte dienen und von welchem 
die juristische Doctrin die Begriffsbestimmung des schuzberechtigten 
Kunstwerkes abhängig macht, hängt hienach ganz ebenso, wie 
bei litterarischen Produkten, mit singulären Verhältnissen 
desAbsazes zusammen, — freilich hier, wie beim Litterär- 
schuz, nicht für alle Produkte, sondern nur für die publicistisch 
massenhaft abgesezten Kunsterzeugnisse. 

Lezteres Moment finden wir Seitens der juristischen Doctrin 
für die Frage der Schuzberechtigung der Kunstwerke nicht ebenso 
beachtet, wie es von derselben bei den Erörterungen über Litterär- 
schuz beachtet ist. Wir treten sogar in einen tieferen Gegensaz 
gegen das positive Recht und die Doctrin, indem wir auch für 
den artistischen Autorschuz das Requisit der publicistischen 
Verkehrsbestimmung, der „Verlagsfahigkeit* festhalten. 
Oben ist gezeigt, welchen Werth Mandry bei den „litterarischen 
Erzeugnissen" als Schuzobjecten auf das Moment der Verlags- 
fähigkeit gelegt hat. Beim artistischen Autorschuz schlägt er 
dagegen diese Seite weit weniger stark an '). Wir dagegen 
müssen für den artistischen Autorschuz dasselbe Requisit mit der 
gleichen Strenge festhalten, wie für den litterarischen Autorschuz. 
Es wird uns, so hoffen wir, gelingen, gerade hiedurch einige 

t) 1. c. 272 ff. 
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Klärung in das Gebiet der Fragen über Kunstschuz zu bringen, 
welches noch viel in trübem Wasser steht. 

Nun ist zwar, wie schon dargestellt ist, die artistische Repro- 
duktion im Allgemeinen nur dann für Nachdruck erklärt, wenn 
eine «Mehrheit mechanisch nachgebildeter Exemplare" in Frage 
steht. Diess entspricht unserer Theorie zur Hälfte. Allein das 
geschüzte Object selbst muss nach unserer Theorie wirklich für 
die publicistische Verwerthung angelegt und bestimmt sein, ehe 
es Gegenstand des Nachdrucksschuzes sein kann ; diess wird meist 
nicht ausgesprochen. Daher schreibt sich dann die Erscheinung, 
dass man Kupferstichabbildungen von Gemälden, dass man die 
Einzelkopie der lezteren — selbst über die Zeit des Absazes des 
Originals, also über den Schuz der Originalverwerlhung hinaus — 
verbietet, dass selbst für ö ff entlichen Kunstgenuss ange- 
legte Gallerieen nicht, gleich dem litterarischen 
Verlagshändler, Rechtsnachfolger hinsichtlich der 
Nachbildung und Vervielfältigung werden, dass 
überhaupt der artistische Autorschuz Konsequenzen des falschen 
Prinzips der propritti ariistique annimmt. Die verarbeitende Re- 
produktion wird in Folge der Halbheit in Auffassung der singu- 
lären Voraussezungen des Kunstschuzes über Gebühr beschränkt, 
so dass Kupferstiche, Stahlstiche, Lithographieen verbotener Nach- 
druck werden, obwohl sie durch entschiedene künstlerische Thätig- 
keit vermittelt sind und gegenüber dem Original, nach Kosten und 
Absazverhältnissen, der singulären ratio des Monopolschuzes nicht 
mehr entsprechen, als erlaubte Litterär-Reprodukte. 

Ueberhaupt erscheint der Charakter der artistischen Erzeug- 
nisse, in Beziehung auf den Absaz, nicht hinlänglich analysirt, und 
die reine Anlehnung des Kunstschuzes an den Nachdrucksschuz, 
des verwickeiteren Produktions- und Verkehrsverhältnisses an das 
einfachere, führt zu verfehlten Massnahmen, weil die Verkehrs- 
natur der artistischen gegenüber derjenigen der litterarischen Pro- 
dukte nicht gründlich gewürdigt wird. Wir betonen hienach das 
Folgende ganz besonders. 

1) Das litterarische Erzeugniss, wenn es in den publizistischen 
Verkehr nicht eingeführt wird, hat selten irgend einen Werth 
und dann höchstens einen geringen Werth. Nur durch Verlag 
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findet das Manuscript seine Verwerthung, wenige Fälle ausge- 
nommen. Ganz anders ist diess bei Produkten der zeichnenden 
und der plastischen Kunst. Hier häufen sich mehrere 
Verwerthungsarten: einmal der Verkauf des Originals, so 
dass z. B. bei Gemälden und Sculpturen schon der Verkaufspreis 
die natürliche und kein künstliches Surrogat erfordernde Vergel- 
tung gewähren kann : sodann die publicistische Verwerthung durch 
Vervielfältigung und Absaz der Kopiecn im artistischen Verkehr, 
endlich die Veräusserung zur Darstellung in Industrieerzeugnissen. 
2) Eine weitere schlimme Folge jener Ziellosigkeit und Un- 
bcgrenztheit in Anerkennung einer staatlichen Pflicht des Monopol- 
schuzes für das „Vermögensinteresse" der Autoren an ihren Werken, 
wie sie uns, als die Praxis und Doctrin der Juristen irreführend, 
schon häufiger entgegentrat, kommt auf dem Gebiete des Kunst- 
schuzes zur Erscheinung: die Kunstschuztheorieen nehmen für 
jede der möglichen Verwerthungsweisen unbedingt den 
Monopolschuz in Anspruch , geben einem singulären Institut 
unbedenklich e x t e n s i v e Anwendung. Selbst Mandry, welcher 
das Moment des Schuzes eines Vermögensinteresses mit feinem Takt 
anzuwenden pflegt, giebt sich der Anerkennung eines unbegrenzten 
Monopolschuzes hin, indem er *) „Erschöpfung des Ertrags eines 
Werkes" und „genügende Belohnung des Autors" ohne Weiteres 
gleichbedeutend nimmt und diese Auffassung auch in seinem Com- 
mentar zum bairischen Geseze wieder hervortreten lässt. Er sagt in 
lezterem : „Das Vermögensinteresse, das sich mit dem Werke der 
Kunst verbindet und dem Künstler geschüzt werden soll, besteht 
nicht blos in der Möglichkeit der Vervielfältigung und des Ver- 
triebes der durch solche hergestellten Exemplare, sondern auch 
in dem Werlhe, der dem von der Hand des Künstlers geschaf- 
fenen Werke als dem Originalwerke zukommt. Soll und kann 
auch auf dieses Interesse Rücksicht genommen werden, so mochte 
das Verbot einer der Drucklegung analogen Vervielfältigung nicht 
als ausreichend erscheinen." Hier wird offenbar der Vcrmögens- 
schuz durch Monopol ohne Weiteres auf mehrfache, sich cumu- 
lirende Vermögensinteressen ohne Nachweis der Berechtigung aus- 

1) Kiiu V.-J.-Schr Bd. VII, S. 268. 
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gedehnt, während diese Ausdehnung eine extensive Auslegung 
eines restrictiv anzuwendenden Prinzips darstellt. Die restrictive 
Anwendung ist freilich nur denjenigen, welche das abschliessende 
Absazverhällniss des Autorrechtes als socialökonomisches Aus- 
nahmsverhältniss erkennen, also nicht der bisherigen juristischen 
Doctrin anzusinnen. 

Unerklärlich ist es dagegen, dass auch ökonomische Theorieen 
des Kunstschuzes der verfehlten erweiternden Anwendung eines Mono- 
pols ohne specielle Prüfung sich hingeben ; so sagt Richter x ) : „Das 
Recht der geistigen That ist das Recht der Verwerthung ; so weit 
diese geht und gehen kann, so weit reicht die Er- 
werbskraft und Fähigkeit der Person." Wenn diess 
von der Verwerthung im freien Verkehr bemerkt wäre, so würde 
es unzweifelhaft richtig sein, aber unzweifelhaft falsch ist es, wenn 
dasselbe von der Verwerthung im monopolisirten Verkehr behauptet 
und hienach dem obigen Satz hinzugefügt wird : „ — und soweit 
hat das G e s e z das Werk (durch Monopol) zu s c h ü z e n." Macht 
ferner Richter die Verwerthung der L i 1 1 e r a r - Reproduktc von 
einer Abfindung des Originalautors unabhängig, so hat er noch 
weniger ein Recht zu verlangen, dass artistische Reproducenten 
von unzweifelhafterer selbstständiger Thätigkeit, wie Kupferstecher, 
Stahlstecher, Holzschneider, durch »besondere Rechtsverhältnisse" 
mit dem Originalautor sich abfinden *). 

Was hier gegen Richter bemerkt ist, gilt auch gegen die 
beiden Schriften, in welchen Kuhns als Beauftragter der deut- 
schen Kunstgenossenschaft den unbegrenzten Schuz von Werken 
der bildenden Künste vertheidigt hat 3 ). Er verfolgt das artisti- 
sche Autormonopol bis in die äussersten Konsequenzen , so dass 
selbst ein artistisch beseztes Sachverständigengericht verlangt wird. 
Ohne Unterscheidung von singulärer Monopol- und gemeiner Schuz- 
pflicht leitet auch Kuhns Alles aus einem natürlichen Recht des 
Urhebers auf den Werth seiner Schöpfung ab und gedenkt der 

1) 1. c. p. 139. 

2) 1. c. p. 189. 

3) Der Rechtsschuz an Werken der bildenden Künste; Berlin, 1861. 
— Gesezes-Entwurf der deutschen Kunstgenossenschaft, nebst Denkschrift; 
Berlin, 1864. 



440 Die auMchliessenden ..Verhiltnisse". 

entscheidenden Hauptfrage mit keinem Wort, dass im Autorschuz 
jenes Recht monopolistisch, singulär gestaltet erscheint. Die 
Autorschaft begründet nicht an sich das Monopol, sondern nur 
den Anspruch auf gerechte Vergeltung überhaupt ; der Autorschuz 
ist erst ein Nothbehelf, welcher wegen der singulären Verkehrs- 
natur gewisser Erzeugnisse angewendet wird, er stellt desshalb 
ein Prinzip dar, welches nicht extensiv angewendet werden darf. 
Kann Kuhns diess nicht widerlegen, so fällt das ganze Gebäude 
seiner Deductionen durch Einen Streich haltlos zusammen. 

Den maasslosen Präsumtionen für das Kunstschuzmonopol ist 
klar entgegenzuhalten : der artistische Urheber hat allerdings An- 
spruch, im freien Verkehr jeden möglichen Nuzen aus jeder 
von vielen sich cumulirendcn Verwerthungsarten zu ziehen. Ein 
ganz Anderes aber ist es, wenn diese cumulativen Verwerthungs- 
arten insgesammt unter den Monopolschuz des Autor- 
rechtes gestellt werden wollen. Diess Bestreben ist im Allge- 
meinen zu verwerfen. Nur soweit der singulare Grund 
einesMangels gerechter Vergeltung im freien Ver- 
kehr reicht, ist den artistischen Produkten Monopolschuz ein- 
zuräumen. 

3) Hienach ist die Frage zu entscheiden, in welchen Fällen 
überhaupt Autorschuz und in wie weit er cumulativ einzuräumen 
sei. Die Erörterung dieser Frage führt zu folgenden Ergebnissen : 

a) gewisse Kunstprodukte finden als unica ihre hinreichende 
Vergeltung, sind, wenn auch der publicistischen Verwerthung durch 
Vervielfältigung fähig, hiezu gar nicht bestimmt, „ihrem Haupt- 
zwecke nach" hiezu gar nicht angelegt: so die meisten Gemälde 
und Sculpturen, namentlich die in Privat- und öffentliche Gallerieen 
übergehenden Gemälde und die öffentlichen Monumente. Es mag 
quaestio facti und gerichtlich im einzelnen Falle nicht leicht zu 
entscheiden sein, ob ein Gemälde und eine Sculptur dem Haupt- 
zwecke nach als unicutn Werth habe ; allein die Nachdrucksgesez- 
gcbung versezt auch sonst die Gerichte fast in noch schwierigere 
quaestiones facti, und gewisse Handlungen des Künstlers sind 
sehr genaue Anhaltspunkte der Beurtheilung : z. B. der vorbehalts- 
lose Verkauf an eine Gallerie, die Herstellung des Kunstwerkes 
zu einem öffentlichen Monument. Die ihrem Hauptzwecke nach 
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nicht verlagsmässigen, die nicht durch publicistische 
Verwerthung allein rentabel zu machenden Kunstprodukte sind jedem 
anderen Verkehrsgute gleich zu behandeln und haben auf Monopol- 
schuz so wenig Anspruch zu machen, als der Erbauer eines Wohn- 
hauses, welches in der Hand eines Käufers auch noch als Geschäfts- 
haus ausgezeichnet rentirt, die Geschäftsrente vorbehalten darf. 

Mir scheinen hienach Wächter ') und die von M a n d r y *) 
erwähnte Leipziger Commission vollständig im Rechte zu sein; 
wenn jener den „vermögensrechtlichen Verkehr und die Bestim- 
mung zur Vervielfältigung" als wesentlich für die s c h u z b e r e c h- 
tigten Kunstwerke hervorhebt, und wenn diese zu dem Schluss 
gelangt 8 ): „dass das (sächsische) Gesez nur diejenigen, aber 
auch alle diejenigen Erzeugnisse geschüzt wissen wolle, deren 
Werth für den Urheber wesentlich in der vervielfälti- 
gungsfähigen Form an sich liege." Mit diesen Anforde- 
rungen wird für den Kunstschuz dasselbe Merkmal als massgebend 
hingestellt, welches wir oben mit dem Wort : publicistisches 
Kunstprodukt bezeichnet haben und welches hinsichtlich der litte- 
rarischen Produkte, mit dem Requisit der „V e r 1 a g s fähigkeil" 
für den Nachdrucksschuz, bewusst oder unbewusst von der juristi- 
schen Doctrin anerkannt worden ist; giebt doch Mandry (Kri- 
tische V.-J.-Schr. VII, 35) folgende Definition des „verlagsfähigen" 
litterarischen Erzeugnisses: „jedes Produkt, das objectiv geeigen- 
schaftet ist, nach vorausgegangener Vervielfältigung, 
im Wege des Buchhandels gegen Geld umgesezt zu werden." 

Auch die Kunstprodukte, welche thatsächlich ihren Haupt- 
werk nicht durch vervielfältigenden Absaz zu realisiren pflegen, 
sind von allem Monopolschuz auszunehmen und lediglich als Güter 
des gemeinen freien Verkehrs anzusehen. 

Das Recht hat ihnen besonderen Schuz gegen unerlaubte 
Nachbildung nur zu geben, so lange das Kunstprodukt noch nicht 
als unicum abgesezt ist oder sofern der Käufer einen etwaigen 
besonderen vertragsmässigen Vorbehalt des Autors gegen Verviel- 

1) l, S. 101. 

2) 1. c. S. 263, Anm. 11 ; Börsenbl. für den deutsch. Buchh. 1863, Nr. 147. 

3) Allerdings de lege lata — wir halten de lege ferenda erwähnten 
Schluss für allgemein richtig. 
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fältigung und gegen Gestaltung von Copieen nicht achtet. Die 
volle Verwerthung und Erhaltung des Originals als „ttnicttm's", 
beziehungsweise die Bestimmung über die Wahl der publicistischen 
Verwerthung, wird so dem Autor und Orginalerwerber gewahrt 
bleiben. Der Schuz vertragsmässiger Autorvorbehalte bezüglich der 
Vervielfältigung und Copiegestattung und bezüglich der unerlaubten 
Vervielfältigung vor erfolgtem Absaz — Seitens des Künstlers — 
liegt jedoch lediglich in der Konsequenz des gemeinen Eigenthums- 
und Vertragsrechtes. Dieses überlässt dem Autor selbst die Wahl, 
ob er sein Produkt als unicum verwerthen oder der publicistischen 
Verwerthung selbst zuführen oder die leztere durch Veräusserungs- 
vorbehalte mit dem Originalabsaz cumuliren wolle. Dass die Er- 
werber des Originals, insbesondere öffentliche Gallerieen, sich auf 
jene Vorbehalte regelmässig nicht einlassen werden, ist anzunehmen. 
Dieser Umstand ist jedoch der allgemeinen Kunslbildung förderlich 
und begründet nicht die Zweckmässigkeit eines Monopolschuzes, 
wohl aber wird jene Weigerung häufig zu besserer Bezahlung 
des vorbehaltlos abgegebenen Originalwerkes führen. Ueberhaupt 
scheint es das Zweckmässigste zu sein, so viel als möglich dem 
vertragsmässigen Selbstschuz des Künstlers zu überlassen. Ein 
unglücklicher Griff dürfte daher Artikel 35 des bairischen Gesezes 
sein, dahin lautend: „Durch die Erwerbung des Eigenthums an 
einem Kunstwerke wird das Recht zur Vervielfältigung nicht er- 
langt; bei Bildnissen (Portraits) geht jedoch dasselbe auf den Be- 
steller über. Der Erwerber des Kunstwerkes ist nicht verpflichtet, 
dasselbe dem Urheber zum Zweck der Vervielfältigung zu über- 
lassen. In allen diesen Fällen bleibt besondere Uebereinkunft vor- 
behalten." Das Umgekehrte dieser Bestimmung wäre richtig, näm- 
lich den Erwerber als vervielfültigungsberechtigt anzunehmen, 
so weit ihn der Autor hierin vertragsmässig nicht beschränkt hat. 
Die alsbaldige Ausnahme, bezüglich der Portraits, wäre dann un- 
nöthig und jeder Conflict zwischen dem Vervielfältigungsverlangen 
des Autors und der Editionsverweigerung des Originalbesizers 
wäre undenkbar. 

Doctrin und Praxis waren bisher *) nicht ungelheilt für 



1) Mandry, 1. c. S. 312. 
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das System, welches der Art. 35 des bairischen Gesezes adoptirt 
hat, und der Verkehrssitte entsprach die gegentheilige Auffassung. 
Viel glücklicher als die Bestimmung des bairischen Gesezes ist 
§ 28 des preuss. Gesezes von 1837 '): „Begeben sich der Ur- 
nheber oder seine Erben des Eigenthums des Kunstwerkes, ehe 
»mit dessen Vervielfältigung ein Anfang gemacht worden ist, so 
„geht, falls eine ausdrückliche Verabredung darüber nicht statt- 
gefunden hat, das ausschliessliche Recht dazu gänzlich verloren. 
„Es kann aber auf die Dauer von 10 Jahren fortbestehen, ent- 
weder zu Gunsten des Urhebers oder seiner Erben, indem sie 
„sich solches vorbehalten, oder zu Gunsten des Erwerbers, indem 
„sie ihm solches übertragen, insofern nur in beiden Fällen gleich- 
zeitig mit der Veräusserung eine Verabredung in glaubhafter Form 
„darüber getroffen und davon dem obersten Curatorium der Künste 
„die obgedachte Anzeige gemacht wird." 

Weiter geht aus dem hier eingenommenen Standpunkt her- 
vor, dass selbst die unerlaubte Einzelcopie nicht als Nachdruck 
zu verbieten ist. Ein ganz anderes Interesse, als dasjenige eines 
Monopolrechtes, wird durch das Verbot der Einzelcopie geschüzt. 

Die Copie nicht zum Verlag, nicht zur Verwerthang durch 
mechanische Vervielfältigung, ist überhaupt freizugeben, wenn un- 
sere Vordersätze richtig sind. 

Gegen das positive Recht und die vorwiegende juristische 
Doctrin ergeben sich hienach folgende einzelne Konsequenzen: 

«) Freiheit der Nachbildung an nichtpublicistischen Kunst- 
produkten. 

ß) Freiheit der nicht mechanischen Vervielfältigung durch 
Einzelcopie schon abgesezter nichtpublicistischer Kunst- 
produkte, sobald besonderer Vertrag nicht entgegensteht. Also 
Gleichstellung des Kunstschuzes mit dem Litteraturschuz, welcher 
Abschreiben erlaubt, — und Entfernung des Verbotes von Einzeln- 
copieen! Dieses Verbot war „dem bisherigen Rechte fremd" *), 
ist dagegen im bairischen Gesez (Art. 26), wenn gleich nicht 



1) A. W. Volkmann, Zusammenstellung der gesezlichen Bestim- 
mungen über das Urheber- und Verlagsrecht, S. 48 f. 

2) M a n d r y , 1. c. 278. 

Zeitschr. f. Staatsw. 1867. III. Heft. 29 
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unbeschränkt, doch zu weit gehend eingeräumt. Im .Frankfurter 
Entwurf wurde dieses Verbot erst bei dritter Lesung aufgenommen, 
und zwar den betheiligten Kreisen zu liebe , und troz der Ein- 
sicht, dass es „ausserhalb des ordentlichen Nachdrucksverbotes 
liege" *). 

y) Freiheit jeder Art von Copie an öffentlichen Kunst- 
werken, für welche sachgemäss wäre, Vervielfältigungsvorbehalte 
unzulässig zu erklären. 

6*) Abschaffung des den Originalabsaz überdauernden Verviel- 
fältigungsrechtes des Autors, und Zulassung vertragsmässiger Vor- 
behalte nur in Beziehung auf publicistische Verwerthung. 

b) Der Autorschuz hat dagegen einzutreten, wo es sich um 
Kunstprodukte publicistischer, verlagsmässiger 
Verwerthung handelt. 

Mehrere Fälle sind zu unterscheiden: entweder kann das 
Kunstprodukt in der Hauptsache nur die publicistische Verwerthung 
finden, wie z. B. Modelle zu Nippsachen, jene zahlreichen Pariser 
Artikel, welche, obwohl fabrikmässig hergestellt, Kunsterzeugnisse 
sind und nur durch Absaz vieler Exemplare rentiren ; auch Karten, 
Bilderbogen, Photographieen nach der Natur und dergleichen ge- 
hören hieher. Oder mag das Produkt der Verwerthung sowohl 
als unicum, wie publicislisch der Verwerthung fähig sein, und 
entweder von Anfang an durch Wahl des Künstlers nur die lez- 
tere oder durch Vorbehalt beim Absaz des Originals zugleich 
die leztere gefunden haben. 

Wird hienach die Verlags fähigkeit und die Wahl zum 
Verlag bestimmend für die Gewährung des Monopolschuzes, dann 
löst sich auch eine Schwierigkeit, welche der juristischen Doctrin 
zu schaffen gemacht hat, von selbst, die Anomalie nämlich, dass 
die unerlaubte mechanische Nachbildung eines Kunstoriginals durch 
Kupferstich, Stahlstich, Lithographie, Photographie u. s. w. einer- 
seits als Nachdruck selbst verboten ist, während doch erlaubte 
mechanische Vervielfältigung dieser Art selbst wieder gegen mecha- 
nische Vervielfältigung geschüzt sein soll. 



\) M a n d r y , 1. c. S. 279. 
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Während Artikel 26 des bair. Gesezes das Original gegen 
mechanisch vervielfältigende Nachbildung selbst bei anderem Kunst- 
verfahren des Reproducenten schttzt, schüzt Artikel 27 derartige 
Reproduktionen gegen Nachbildung des Reproduktes. Als eine 
Anomalie erschien diess insofern, als bei dem ersten Verbot der 
Copirende als Urheber nicht anerkannt und doch, copirt er mit 
Erlaubniss, gegen Copieen der Copie geschüzt, demgemäss doch 
als Autor anerkannt wird. 

M a n d r y bemerkt hierüber : »Es scheint ein Widerspruch 
darin zu liegen, die durch Nachbildung vermittelte Vervielfältigung 
eines Werkes der Kunst einerseits, soweit sie ohne Erlaubnis« des 
Urhebers am Original bewerkstelligt worden ist, als Nachdruck zu 
behandeln, anderer Seits, soweit sie rechtmässig zu Stande ge- 
kommen ist, durch Anerkennung eines Urheberrechtes des Nach- 
bildners zu schüzen . . . Soweit desshalb die Doctrin und Praxis 
zur Anerkennung eines Schuzes des Nachbildhers gelangte, glaubte 
sie solchen vielfach auf eine Uebertragung der dem Urheber zu- 
stehenden Rechte an den Nachbildner stützen zu müssen* *). 

Die ganze Schwierigkeit fallt weg, indem die Copie eines 
nichtpublicistischen Kunstproduktes erlaubt wird, weil die ratio 
des Monopolschuzes für das Original nicht, wohl aber in vollem 
Masse für die nur in Vervielfältigungen verwertbaren Copieen, 
die Lilhographieen, Kupferstiche, Stahlstiche, Photographieen zu- 
trifft. Ueberall ist da nur Regel, nicht Anomalie. 

Zugleich wird die erlaubte Reproduktion auf dem 
Gebiet der artistischen Produktion in ihr gebührendes, im littera- 
rischen Nachdrucksschuz unangetastetes Recht eingesezt. Es ist 
offenbar nicht folgerichtig, wenn ein Kupferstich erster Qualität 
als Nachdruck behandelt wird, während eine nicht tiefgreifende 
Ueberarbeitung eines Buches liberal als verarbeitende Reproduktion 
erlaubt ist. Gerade viele Umsezungen von nichtpublicistischen 
Originalkunstwerken in publicistische Copieen erfordern selbst- 
ständige Kunstthätigkeit, welche mindestens im selben Masse, wie 
die liberal eingeräumte litterarische Reproduktion, Anerkennung 
verdient und der Volksbildung in weiteren Kreisen nüzt. Die 



1) Mandiy, 1. c. 232. 
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Erlaubniss dieser Reproduktion tritt nun nach unseren Grundsäzen 
ein, während rein mechanische Vervielfältigung eines an sich 
selbst publicistischen Kunstproduktes geradeso, wie reiner Nach- 
druck des durch Originaldruck auf publicistische Verwerthung an- 
gelegten Litteraturproduktes, verboten bleibt. 

Eine Autorschaft des Reproducenten kann bei. der artisti- 
schen Reproduktion freilich nicht allgemein in der Verände- 
rung der Form und des Bildes selbst liegen , wird vielmehr in 
dem anderen Charakter des Verfahrens sich bethätigen. 
Auch Mandry bemerkt die Besonderheiten der artistischen Re- 
produktion in Beziehung „auf die unlösliche Verbindung, in wel- 
cher in der künstlerischen Conception die Idee und die objective 
Gestaltung stehen", in Beziehung auf „die relative Selbstständigkeit 
der Darstellungsform gegenüber der Darstellung selbst*, sowie in 
Beziehung auf „die innere Verschiedenheit zwischen Kunstverfahren 
und Kunstgattung" ')• Gleichwohl entschliesst sich die juristische 
Doctrin nicht zu einer der liberalen Behandlung litterarischer 
Reprodukte entsprechenden Liberalität in Beziehung auf erlaubte 
Nachbildung von Gemälden in Kupferstichen u. s. w., sie bemerkt 
vielmehr, dass „kein Zweifel sein" konnte, diese Reproduktion zu 
verbieten 2 ). Diess wäre aber doch nur dann zweifellos, wenn 
der Monopolschuz unbegrenzt auf das ganze und mehrseitige 
„Vermögensinteresse" extensiv anwendbar wäre, was wir auf 
Grund unserer Theorie zu bestreiten haben, Mandry dagegen 
ebendaselbst postulirt. Nach unserer Theorie ist nur diejenige 
Reproduktion von Kunstprodukten, welche in den Originalver- 
werthungskreis durch artistisch gleichwerthige und daher gleich- 
absazfähige Exemplare eingreift, zu verbieten. 

Nicht umsonst spielt im positiven Recht und in der juristi- 
schen Doctrin über Kunstschuz das „andere Verfahren" eine so 
bedeutende Rolle. Das positive Recht (bair. Gesez, Art. 27) schüzt 
die Nachbildung „in anderem Verfahren" gegen Nachdruck. Warum 
aber betrachtet man „die Nachbildung in anderem Verfahren selbst 
als einfachen Nachdruck des Originals"? Bei einzelnen der ab- 



i) 1. c. 275. 

2) Mandry, 1. c. 274. 
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weichenden Nachbildungsverfahren, z. B. Kupferstich und Stahlstich, 
ist überdies die Nachbildung selbst so kostspielig, um die singu- 
lare ratio des Autorschuzes noch mehr als bei Abschriften und 
Einzelcopieen als unzutreffend erscheinen zu lassen. Und nicht 
blos die Nachbildung in anderem Verfahren, auch die Umarbeitung 
für andere Absazkrcise sollte dem Gebiete der erlaubten artisti- 
schen Reproduktion zugezählt werden, woferne die Gesezgebung 
irgend eine die Gerichtspraxis nicht verwirrende Fonnulirung zu 
Gnden vermag. Groschenphotographieen , z. B. eines Regenten, 
nach einer wirklich künstlerischen Originalphotographie brauchen 
keinen Schuz. 

Art. 29 und 30 des bairischen Gesezes reflectiren in bezeich- 
nender Weise durch ihr Schwanken den unsicheren Boden, auf 
welchem das bairische Gesez hinsichtlich der erlaubten Kunst- 
reproduktion sich befindet. 

c) Noch weniger vermögen wir die Ausdehnung des Autor- 
schuzes an Kunstoriginalen gegen die Verwerlhung in der Indu- 
strie, der sogenannten Kunstindustrie gegenüber, anzuer- 
kennen. 

Diese Cumulation des Monopols widerspricht durchaus der 
singulären ratio des restrictiv anzuwendenden Monopolschuzes. 
Das ältere östreichische und das preussische Recht hat hierin 
viel richtiger gegriffen, als die neuere Doctrin. Das östreichische 
Gesez vom 19. Oct. 1846 (§ 9, b) bestimmt: „Als verbotener 
Nachdruck ist nicht anzusehen, wenn ein Kunstwerk als Muster 
für die zu einem wirklichen materiellen Gebrauche dienenden Er- 
zeugnisse der Manufacturen , Fabriken und Handwerke benuzt 
worden ist", und das preussische Gesez vom 11. Juli 1837, § 25: 
„Die Benuzung von Kunstwerken als Muster zu den Erzeugnissen 
der Manufacturen, Fabriken und Handwerke ist erlaubt". 

Aus drei Gründen ist die Ausdehnung des artistischen Nach- 
druckverbotes auf Nachbildungen durch die nüzliche Industrie, wenn 
diese nicht für den blos geistigen Genusszweck die Kunstgebilde 
reproducirt, ungerechtfertigt : 

1) weil die Cumulation von Monopolen solange eine Ver- 
kehrtheit ist. solange der singulare Grund des Monopolschuzes 
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nicht auch die Gumulation fordert; der Monopolschuz ist ein re- 
strictiv, nicht ein extensiv anzuwendendes Prinzip. Nur die An- 
erkennung einer propriiti artistiqve, wie sie den Beschlüssen 
des Brüsseler Kongresses von 1858 in diesem Stück zu Grunde 
Hegt '), würde die Folgerungen, wie sie Kuhns, Richter und 
Andere ziehen, als begründet erscheinen lassen. 

2) Die Reproduktion in der Industrie und der Absaz der 
Reprodukte ist schon technisch eine Autorthäligkeit. 

Bedarf diese Autorlhätigkeit selbst den Monopolschuz eben 
so wenig, als die industriell commerzielle Autorlhätigkeit im All- 
gemeinen ihn bedarf, so ist sie doch selbstständige Reproduktion, 
welche daher nach den für die litterarische Reproduktion selbst 
anerkannten Grundsäzen erlaubt sein muss. Oder wäre etwa die 
Uebcttragung eines Bildes auf den Jacquardstuhl eines Seidewebers, 
die Uebertragung eines öffentlichen Monumentes in den Aufsaz 
einer Standuhr nicht eine wirkliche Autorlhätigkeit und eine solche, 
welche vermöge der im Autormonopol stattfindenden Abfindung zu 
Gunsten der Bildungspropaganda gestaltet sein muss! Nicht erst 
die Darstellung der Kunstform in dem Nuzgut selbst, sondern schon 
die Herstellung derselben zum Muster fUrdas Nuzgut durch 
Dessiniren, Modelliren u. s. w. begründet eine selbstständige Autor- 
schaft; Original und Muster sind keineswegs identisch. Wer von 
industrieller Musterproduktion, ihrem künstlerischen Charakter, ihren 
Kosten u. s. w. irgend Etwas weiss, wird diess zugeben. 

Nach den im positiven Recht massgebenden Prinzipien der 
erlaubten L i 1 1 e r ä r - Reproduktion ist hienach eine mindestens 
eben so liberale Behandlung der K u n s t reproduktion in der nüz- 
lichen Industrie gerechtfertigt, um so mehr, als die Kunstprodukte 
mehrere, die Litteraturprodukte nur Eine Verwerthungsart be- 
sizen. 

3) Nach unserer Theorie kommt entscheidend mit in Be- 
tracht, dass die reproducirende Kunstindustrie auch commer- 
zielle Urheberin eines ganz anderen Absazgebietes wird, wel- 
ches den rein artistischen Markt des Originals nicht oder nicht 
wesentlich verkümmert. 



1) Romberg, 1. c p. 177 f. 
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Dabei wird die Kunstindustrie Trägerin der ästhetischen Bil- 
dungspropaganda, jenes Ideencommunismus , welcher durch das 
Originalmonopol mit der distributiven Gerechtigkeit gegen den 
Autor schon abgefunden ist. 

Grundsäzlich führt unsere Theorie zu dem Ergebniss, dass 
jede Nachbildung in anderem Verfahren als erlaubte Reproduktion 
behandelt werde, so weit nicht der Absaz der Nachbildungen 
durch den artistischen Gleichwerth in den eigensten Absazkreis 
des Vorbildes eingreift. Dieser Grundsaz mag legislativ schwer 
zu formuliren und gerichtlich nicht leicht anzuwenden sein. 

Man kann daher untersuchen, ob nicht praktisch der blosse 
Schuz jedes Vorbildes gegen Nachbildung je in 
demselben Kunstverfahren obigen Grundsaz ungefähr 
verwirklichen würde; dass der gerichtlichen Entscheidung hie- 
durch ein viel sichererer Boden gegeben wäre, ist unzweifelhaft 
Würde die Gestattung der Reproduktion nur bei einzelnen der 
möglichen abweichenden Verfahren, würde z. B. die Erlaubniss 
der Reproduktion von Kupferstichen durch Photographie, den an 
die Spize gestellten Grundsaz wesentlich beeinträchtigen, so könnte 
man die Reproduktion durch diese Verfahren ausnahmsweise von 
der erlaubten Reproduktion ausschliessen, obwohl wir vermuthen 
möchten, dass diese Ausnahme im Lichte einer genaueren Unter- 
suchung sich ebenfalls als überflüssig darstellen würde. Im übrigen 
mögen hier die artistischen Sachverständigen, zu welchen wir 
nicht gehören, die technischen Anhaltspunkte für die beste gesez- 
geberische Ausgestaltung des leitenden Grundsazes an die Hand 
geben. Nur den lezteren selbst betonen wir hier. 

Bei so guten Gründen für liberal erlaubte Reproduktion, ins- 
besondere für „kunstindustrielle" Reproduktion sollte man sich zwei- 
mal besinnen, bevor man die leztere „frechsten, von den Gesez- 
gebungen ernährten und erzogenen Missbrauch" *) nennt. Wir 
glauben gerne, dass den Künstlern der „Schuz gegen Industrie 
und Gewerbe am erwünschtesten", weil am lucrativsten ist, und 
begreifen es, dass Schriftsteller, welche in Künstlerkreisen stehen, 
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wie Richter 1 ) und Kuhns, die kunstindustrielle Reproduktion 
gefesselt halten wollen. Allein dieselben Grundsäze, um deren 
willen z. B. auch Richter die Litterärreproduktion liberal zu- 
lässt, gelten auch für die rein artistische und in höherem Grade 
für die kunstindustrielle Reproduktion. Das unbegrenzte Monopol 
ist freilich den Bevorzugten immer erwünscht. Allein nicht das 
Privatinteresse, sondern die distributive Gerechtigkeit im Mass der 
normalen socialökonomischen Vorgeltungsfunktionen hat über die 
ausnahmsweise Zulässigkeit und über die Ausdehnung eines Mono- 
pols zu entscheiden. Lezteres zu weit zu bemessen, wäre kaum 
irgendwo so bedenklich, wie hier, weil die nüzliche Kunst die 
Hauptgrundlage der ästhetischen Massenbildung ist. Richter's 
Schlussapostrophe an die Gesezgebung ist noch lange nicht die 
Stimme der ganzen „Wissenschart". Die leztere ist noch weit 
entfernt, die Theorie des Kunstschuzes mit den Worten dieser 
Richter'schen Apostrophe also zu schliessen : „Die gesezgebenden 
„Gewalten sollten ihre Augen öffnen für die Resultate der Wissen- 
schaft, um mit ihnen gleichen Schritt zu halten und nicht in 
„Selbstgefälligkeit und Eigendünkel glauben, es genüge dem Leben, 
„wenn eine hochweise Kommission für die Gesezgebung sich 
„selbst, aber auch nur sich selbst genüge.'' Wir wenigstens 
haben in den Erzeugnissen der Autorrechts -Gesezgebung 
durchgehends weit weniger Selbstgefälligkeit und Eigendünkel und 
weit mehr Sinn und Takt für verständige Versöhnung der con- 
currirenden Interessen der Gesammtheit gefunden, als in vielen 
Theorieen der Wissenschaft. Wir sprechen hiemit nur die- 
selbe Wahrnehmung aus, mit welcher Renouard sein Werk 
schliesst und Romberg seinen Bericht über den Brüsseler Kon- 
gress einleitet. 

Nicht blos durch die Gesezgebung wurde früher, sondern 
auch von der Buchhändlerwelt wird j e z t unserem Standpunkt und 
seinen Konsequenzen eine Bestätigung zu Theil. Nach Schür- 
mann erklärte der Jahresbericht des .Börsen Vereins von 1859: 
„Der Zeitpunkt scheint gekommen , in dem das Verlangen 
nach Autorschuz das rechte Mass zu überschreiten 



2) 1. c. S. 111 ff. 
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anfangt. Hat der Börsenverein bisher seine Kraft aufgewendet, 
um die Freibeuterei des Nachdrucks zu verfolgen, so wird es von 
jezt an seine Aufgabe sein, den offenen und verdeckten Bestre- 
bungen der Monopolisten entgegenzutreten." 



XII. 
Der Patentschuz l ). 

Auch der Patentschuz erweist sich — seine Berechtigung 
vorläufig vorausgesezt — als eine künstliche Prämienfunction, als 
eine künstliche Stärkung der Erfinderrente durch zeitweilige Ver- 
leihung eines ausschliessenden Absazkreises. Er fällt in den 
Kreis der in gegenwärtiger Schrift erörterten „ausschliessenden 
Absazverhältnisse." Wäre überhaupt das Patentinstitut gerechtfer- 
tigt, so könnte es nur als ausserordentliche Remurferalion einer 
besonderen Leistung, welche ins Gemeingut überzugehen bestimmt 
ist, also im Sinne der Prämissen unserer Theorie verlheidigt 
werden. 

Die Vertheidigung des Patentinstitutes ist denn auch immer 
ungefähr in diesem Sinne, neuerer Zeit von Wolowski und 
Renouard gegen M. Chevalier vor der französischen Aka- 
demie, geführt worden 2 ). Wolowski hat die Veröffentlichung 
der Erfindung förmlich als Gegengabe bezeichnet, welche vom 
Publikum für den im Privileg des Erfinders liegenden Ablösungs- 
schilling beansprucht werden könne und solle. 

1) Zur neueren Litteratur über diesen Gegenstand vergl. Tüb. 
Ztschr. 1864, S. 548 ff. — Compte rendu de l'acad. des science mor. et pol., 
herausgegeben von Verge (Discussion von 1863 zwischen Mich. Che- 
valier, Wolowski, Renouard u. A.). — Renouard 's Specialwerk 
über Patentwesen, (Tratte He» brevets d'invention). war uns nur in der 
ersten Auflage (1825) zugänglich; seit 1825 ist eine 3. Auflage erschienen. 
— Rühmenswcrth ist auch an diesem älteren Werke Renouards neben 
klarer und scharfer Durchführung der einzelnen Theile des Rechtsinstitutes 
die principielle Begründung des Patentwesens. Das ewige Gedankenei- 
genthum ist schon hier trefflich widerlegt (p. 35 ff). — Bizer, Vor- 
schläge für ein deutsches Patentgesez 1864. 
2) S. Vergl, compte rendu. 
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So sehr sieb aber der Patentscbuz durch Anwendung unserer 
Rententheorie erklären lassen würde, so ist doch zu fragen, 
ob für die Prämiirung der Erfinder die ausserordentlichen Voraus- 
sezungen einer künstlich monopolistischen Stärkung der 
gebührenden freien socialökonotnischen Vergeltung wirklich zu- 
treffen. Wir möchten diess verneinen. Zwar sind wir schüchtern, 
Mangels ganz specieller praktischer Erfahrungen eine ganz 
bestimmte Meinung auszusprechen. Allein ein sehr ansehnlicher 
Theil praktisch erfahrener Sachverständiger verneint jene Fra'ge, 
wie wir sehen werden, wenn gleich in eclectisch militärischer 
Beweisführung. 

Vom Standpunkt eines industriell-geistigen Eigenthums — 
Erfinder sind lediglich industrielle »Autoren* — gelangen viele 
Franzosen dazu, auch den Erfindungsschuz als ein Naturrecht 
des Erfinders anzusehen und sogar ein ewiges Erfindnngsrecht 
zu verlangen*). Die unten folgenden Erörterungen werden dar- 
thun, dass für Erfindungen, weil sie selbst desjenigen bestimmten 
individuellen Gepräges ermangeln , welches litterarisch-artistische 
Erzeugnisse an sich tragen, die bereits beseitigte Theorie eines 
geistigen Eigenthums vollends unanwendbar ist. Vom Standpunkt 
dieser Theorie selbst ist also der Patentscbuz nicht zu rechtfertigen, 
jedenfalls viel weniger als der litterariseh - artistische Autorschuz. 
Uebrigens handelt es sich auch beim Patentschuz nicht um ein 
Eigenthumsrecht, sondern um ein restrictiv einzuräumendes exclu- 
sives Absazrecht 2 ). 

Unter Herbeiziehung der Analogie des litterarisch-artistischen 
Autorrechtes hat neuerdings Bizer, in Vertretung eines gemeinen 
deutschen Patentgesezesentwurfes , das Recht des Erfinders an 
seiner Erfindung als eine in der natürlichen Erwerbssphäre des 
ersteren gelegene Befugniss zur ausschliesslichen ökonomischen 
Ideenverwerthung dargestellt. Dieser Auffassung gegenüber trifft 
Hack 3 ) schon darin das Richtige, dass er das Patentrecht nicht 

1) S. Verge' an versch. Stellen. 

2) Die schon erörterten allgemeinen Gründe gegen die Theorie des 
geistigen Eigenthums finden sich gegen die fropriele induitrielle kur» aus- 
geführt hei Pr in ce Smith (volksw. V.-J.-Schr. III, 153 ff.). 

3) Tüb. Ztschr., 1867, 1. Heft. 
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als ein normales, sondern als ein ausnahmsweises Recht charak- 
terisirt. Es ist, wie das Autorrecht, eine restrictiv anzu- 
wendende Kunsthilfe der distributiven Gerechtigkeit. 

Das Patentrecht ist daher auch nicht damit zu rechtfertigen, 
dass man sagt ') : es stehe jedem Erfinder frei, es nicht zu be- 
nuzen. Sind es viele und gerade bedeutende Erfinder, welche 
das Institut nicht benuzen , dann lässt sich auf seine Entbehr- 
lichkeit schliessen, und trifft diese zu, so ist die Abschaffung 
desselben als eines Monopols begründet. 

Ein „Naturrecht" auf „ausschliessliche" ökonomische Ausbeu- 
tung eines an sich der ausschliesslichen Aneignung entzogenen 
und für Mehrere zugleich entdeckbaren technischen Gedankens 
kann es schlechterdings nicht geben. Die ausschliessende Kund- 
schaft, welche der Staat durch Monopolschuz ermöglicht, kann 
erst durch den Nachweis Berechtigung erlangen, dass im freien 
Verkehr die Ausbeutung des Gedankens nicht auf das der ge- 
wöhnlichen socialökonomischen Lohn- und Rentenvergeltung ent- 
sprechende Einkommen gelange. Diesen Nachweis führt auch 
Bizer nicht, sondern postulirt ohne Weiteres, dass das Mono- 
pol die „natürliche" Vergeltung gebe, also eigentlich nicht Mono- 
pol sei (S. 129). Diess aber wäre eben zu beweisen. Ebenso 
wenig führen diesen Beweis W 1 w s k i und Renouard in 
ihren sonst geistvollen Bemerkungen 2 ) mit der Behauptung, dass 
der Erfinder der Gesellschaft einen Dienst erweise und hiefür 
mit temporärem Monopol zu bezahlen sei. Einen Dienst erweist 
auch der Kornspekulant, und wird, spekulirt er anders gut, sehr 
reichlich bezahlt ohne Monopolschuz. Die Frage ist eben , ob 
für Erfindungen die distributive Gerechtigkeit gegen den indu- 
striellen Autor der Erfindung überwiegend nur durch das Patent- 
monopol Befriedigung finde oder nicht. Diess weisen Renouard 
und Wolowski nicht nach. 

Wird ohne Patentmonopol das Erfinderverdienst schon durch 
den freien Verkehr vergolten, so müsste man einen Ausdruck 
Renouard's gegen Renouard selbst wenden: „Entre l'incen- 



1) Wolowski in Verge's Abdruck, 45. 

2) Vergö's Abdruck der Verhandl. der franz. Acad. (1863) pag. 16 u. 36. 
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teur et la socibtb c'est un mar che, tnais ce n'esl pas un 
marche de dupes." 

Ebensowenig freilich wird von Michel Chevalier, dem 
Gegner des Patentschuzes, die Beweisrührung auf diesen ent- 
scheidenden Punkt concentrirt. Wenn derselbe betont, dass häufig 
nicht der wirkliche Erfinder den Patentvortheil beziehe, dass 
„Drohnen den Fleiss der Arbeitsbienen gemessen,* so kommt diess 
auch in der Verlagsindustrie vor, in welcher der Verleger dem 
Autor, das Kapital der Arbeit, oft den Löwentheil vorwegnimmt. 
Wenn Michel Chevalier von einem Patentschmuggel in Frank- 
reich spricht, indem gewisse Leute, wahre »Patentjäger« nach 
M. Chevalier, sich ein Geschäft daraus machen, die auf dem Mi- 
nisterium zur Einsicht offen liegenden Patentbeschreibungen ein- 
zusehen und unter kleinen Aenderungen die erste Erfindung durch 
neues Patent auszustehlen , so spricht diess noch nicht gegen 
den Patentschuz an sich, sondern nur gegen die Veröffentlichung 
der Patentbeschreibung beim französischen System des Anmelde- 
verfahrens l ). Auch wäre die Nachweisung der Nachtheile eines 
Patentes für die Gesammtheit noch kein Grund gegen den Pa- 
tentschuz, soferne nicht nachgewiesen ist, dass entweder die na- 
türliche Vergeltung durch Ausbeutung im freien Verkehr ohne 
Monopol genüge oder dass eine andere künstliche Vergellungs- 
weise die bessere sei: denn nach den Grundsäzen der distribu- 
tiven Gerechtigkeit darf der industrielle so wenig als der littera- 
risch-artistische Autor dem geineinen Nuzen geopfert werden *) ; 
diese Aufopferung könnte sogar durch Schwächung des Erfindungs- 



1) Das Verfahren bei Ertheilung der Patente ist wesentlich dar- 
nach unterschieden, ob demselben eine vorgängige Prüfung über Neuheit 
und Eigentümlichkeit der Erfindung vorausgeht, oder nur eine Prüfung 
darüber stattfindet, ob das Patentgesuch den aufgestellten formellen Erfor- 
dernissen entspricht. Das erstere, sogen. Vorprüfungsverfahren, ist in der 
Mehrzahl der deutschen Gesezgebungen festgehalten, auch besteht es in 
Nordamerika: das leztere, 'sogen. Anmeldeverfahren gilt z. B. in Belgien, 
Oesteireich, Frankreich und England. 

2) Etwas einseitig erklärt auch Prince-Smith in seiner im Re- 
sultat mit uns übereinstimmenden Abhandlung „den Gemeinnuzen als be- 
stimmendes Princip des Eigenthumsschuzes." 
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geistes zu einem positiven Nachtheil Tür das Gemeinwesen werden, 
also sich selbst wieder negiren. 

Auch die von den erfahrensten Gerichtspraktikern ausge- 
sprochenen Bedenken gegen den Patentschuz — besonders nach- 
drücklich gegen das englisch-französische Anmeldeverfahren er- 
hoben — würden für sich noch nicht gegen den Autorschuz 
entscheiden, sie würden sich sogar durch Einführung des deutsch- 
particularrechtlichen, sowie amerikanischen Yorprüfungsverfahrens 
grossentheils vermeiden lassen ; denn lezteres gestattet, den Miss- 
brauch des Patentes zu Täuschungen des Publikums und zu blosser 
Etikettengewinnung 1 ) zu verhindern, Bagatellen abzuweisen, ohne 
dass desshalb armen und verdienteren Erfindern der Mühlstein 
drückend hoher Patentgebühren an den Hals gehängt würde *). 
Das Vorprüfungsverfahren schneidet als Präventivverfahren den 
Prozess über Neuheit und Priorität ab und gestattet die Schuz- 
frist zu nuanciren. Diese Vorzüge des Voruntersuchungsverfah- 
rens, welchen freilich ebenfalls Schattenseiten gegenüberstehen, 
würden immerhin den vom Standpunkt der englisch-französischen 
Gerichtserfahrung hervorgetretenen Beschwerden gegen das Pa- 
tentwesen bedeutende Abhilfe bringen, ohne dass der Patent- 
schuz grundsazlich verlassen zu werden brauchte ; hat doch fast 
im selben Augenblick (1864) Bright in England für das Vor- 
prüfungsverfahren plaidirl, als die Bundespatentkommission unter 
dem Widerspruch Preussens das bisher particularrechtliche Vor- 
prüfungsverfahren durch ein gemeinrechtliches Anmeldeverfahren 
ersezen wollte! 

Grundsazlich dagegen wird der Patentschuz beseitigt, 
woferne es gelingt, aus den Verkehrsbedingungen der Erfindungs- 
ausbeutung selbst nachzuweisen, dass ein künstliches Surrogat 
der Lohn- und Rentenfunktion in der überwiegenden Anzahl der 
Fälle zur Befriedigung der distributiven Gerechtigkeit nicht nö- 
thig Ut. Diess aber glauben wir im Folgenden nachweisen zu 
können. 



1) Diesen Patentmissbrauch beklagt der erfahrene Renouard (Verge' 
p. 38). — In Frankreich wurden 1791-1844 durchschnittlich 326 Patente 
im Jahr genommen, 1844 schon 3833, 1857 6000, meist zur Reclame. 

2) Ueber die Taxen s. Hack, 1. cit. 
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Zwei Fragen sind es, auf welche bei diesem Nachweis das 
Auge gerichtet sein muss : 

1) Ist das Eintreten der die Erfindung repräsentirenden 
Produkte in den freien ungeschüzten Verkehr ein solches, dass 
die Konkurrenten sofort oder unter geringeren Kosten nach- 
ahmen, und dass dem Autor, Erfinder genannt, die gebührende 
Kostenvergütung, ein verdientes Lohn-', Gewinn- und Rentenein- 
kommen im Masse der Distributivergebnisse des gewöhnlichen 
freien Verkehrs, entgeht? 

2) Ist das Erfinden für die Regel ein individuelle 
Autorschaft und Autorlohn begründendes Verdienst, so dass 
bei etwaiger durchschnittlich kurzer Vergeltung innerhalb des freien 
Verkehrs das Surrogat eines künstlich gestalteten Absazgebietes 
in die Lücke treten müsste? 

Zu 1 : Es springt sogleich in die Augen, dass die Vergel- 
tung der Autorarbeit des Erfindens an den Kosten der die Er- 
findung verwirklichenden einzelnen Produkte regelmassig einen 
viel geringeren Antheil hat, als die Arbeit litterarisch-artistischer 
Autoren. Schon Juristen, wie Jolly und Harum, haben diess 
bemerkt; Harum z. B. sagt: „Das industrielle Produkt gründet 
seinen Werth häufig zum grössten Theil auf den verarbei- 
teten Stoff und die dem einzelnen Produkte gewid- 
mete Arbeit und nur zum geringeren Theile auf die Erfindung, 
während die Exemplare eines litterarischen Werkes ihren Werth 
fast ausschliesslich (?) der Arbeit des Verfassers verdanken" x ). 

Die soeben gemachte Bemerkung dürfte wenigstens von 
neunzehn Zwanzigtheilen aller in den Patentregistern laufenden 
Erfindungen gelten. Die Autorarbeit von solchen Erfindern, 
welche ihr ganzes Leben und Vermögen einsezen, ist durch Mo- 
nopol so wenig zu vergelten, als diejenige eines in seiner Wis- 
senschaft sich konsumirenden Gelehrten oder Reisenden. Ein 
Patentschuz, welcher an dieser kleinen Klasse wahrer Ent- 

1) Die östr. Press-G.G. S. 62. — „Dass die Kosten eines Buches „fast 
ausschliesslich" von der Autorbezahlung herrühren, ist nicht richtig. Der 
Sezerlohn verschlingt einen grossen Theil der Kosten; wesentlich auch 
mit Rücksicht auf das N ich tste igen der Sazkosten bei grosser Auflage 
sinkt der Preis des Exemplars bei starker Auflage. 
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decker seinen Massstab nehmen wollte, würde noch mehr Mittel- 
mässigkeilen auf die Bahn des Erfinderruins verlocken. 

Die Erfindungen sind aber auch nicht so unmittelbar nach- 
ahmbar, wie Exemplare eines einmal veröffentlichten Buches. 
Eia so schlagfertiger Nachahmungsapparat, wie den Nachdruckern, 
steht den Nachahmern industrieller Erfindungen regelmässig nicht 
zu Gebot. Es bedarf erst Experimente, Proben, Einschulung der 
eigenen Arbeiter oder Anwerbung von Arbeitern aus der Werk- 
stätte des Erfinders ;• Alles diess gewährt dem Erfinder eine desto 
zureichendere freie Vorhand der Ausbeutung, je geringfügiger 
im Einzelnen die Erfindungen sind. 

Im Allgemeinen darf angenommen werden, dass neue Produkte 
der chemischen Industrie auf längere Zeit der Nachahmung ent- 
zogen werden können. Aber auch nicht alle Erzeugnisse der 
Mechanik sind sofort nachahmbar, wenigstens nicht zu denselben 
Kosten nachahmbar; das mechanische Verfahren, die Werkzeuge 
müssen erst gefunden sein. 

Das Gehe im ni ss der Erfindung, sagt man freilich '), soll 
gerade durch das Patent nach kurzer Uebergangszeit bevorzugter 
Ausbeutung ins Gemeingut erhoben werden. Nur bei genauer 
Patentbeschreibung sei ein Patent zu ertheilen, und diese Be- 
schreibung entweder sofort oder nach Ablauf der Patentfrist zu 
veröffentlichen; nur Mangels der Patente bleiben Erfindungen 
dauernd geheim oder gehen sie mit dem Tode des Erfinders 
ganz verloren. Wirklich haben die meisten Patentgesezgebungen 
die Publicitat der Patentbeschreibung zur Voraussezung oder zur 
Folge. 

Indessen wird der Zweck der Ablösung bedeutender 
Erfindungen doch nur sehr unvollständig erreicht. Für sie nimmt 
der industrielle Autor entweder gar kein Patent, wie es Krupp 
in Essen zum Verdruss der ganzen Welt, aber unter Gewinn 
von Millionen an seinem Gussstahl, gethan hat. Oder aber wird 
die Erfindung sehr ungenau beschrieben, theils um troz offizieller 

1) Diess ist das Hanptargoment auch im Gutachten der Berliner Kauf- 
mannsältesten, welches 1863 für Beibehaltung des Patentschuzes sieb aus- 
sprach und Veröffentlichung der Erfindung unmittelbar nach der Patenter- 
theilung verlangte. 
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Publicität doch thatsächlich das Geheimniss zu bewahren, theils 
um ein möglichst breites Gebiet des Monopols gegen die ver- 
bessernde Reproduktion zu gewinnen. „Meiner Ansicht nach — 
sagte Bright 1864 in einer öffentlichen Rede über das eng- 
lische Patentwesen — ist das gegenwärtige System der Eingabe 
von Spezifikationen ein System, das dem Betrug Thür und Thor 
öffnet. Man bemüht sich, seine Erfindung viel mehr zu ver- 
heimlichen, als offen darzulegen, und die Fassung ist so unbe- 
stimmt, dass wenn ein Konflikt mit einem Anderen, der das Pa- 
tent beeinträchtigt hat, entsteht, jener nicht zu sagen wagt, was 
er in Anspruch nimmt, und sein Rechtsbeistand Tage lang kämpft, 
um nicht sagen zu müssen , was der Erfinder beansprucht , und 
was er erfunden hat, und wenn es heisst : „das ist alt", er da- 
gegen sagt: »das beanspruche ich nicht", dass dagegen, wenn 
nicht bewiesen worden, dass es alt ist, er dann zu sagen pflegt : 
»das ist es gerade, was ich in Anspruch nehme." So geräth 
man in ein Labyrinth von Schwierigkeiten und kann Jahre lang 
fortprozessiren, wobei es schwer bleibt, zu sagen, ob der Pro- 
zessirende seinem Ruin näher ist, wenn er seinen Prozcss ver- 
loren, als wenn er ihn gewonnen hat." 

Das Geheimniss wird also sehr häufig durch das Patent 
nicht zum Gemeingut entschleiert. Anderseits wirkt die specielle 
Controle konkurrirender Geschäfte untereinander wirksamer für 
Verbreitung der Erfindungen, als die Folianten der Patentbehörden. 
Bei publicistischen Schöpfungen ist das Gegentheil der Fall; hier 
liegt die Verwerthung in der vollen und allgemeinen geistigen 
Aneignung durch das Publikum. Auch hienach darf nicht schon 
aus der Berechtigung des Nachdrucksschuzes auch auf diejenige 
des Patentschuzes geschlossen werden. 

Noch weitere Momente sprechen dafür, dass die Erfindung 
schon im freien Verkehr leichter auszubeuten ist, als die Schrift- 
und Kunstschüpfung. 

Die lohnendsten Erfindungen werden in den Werkstätten 
selbst durch die Unternehmer oder hervorragende Techniker und 
Arbeiter gemacht. Ihr rentabler Vertrieb zu Gunsten des Au- 
tors, auch ohne Monopol, ist — theils durch gute Bezahlung und 
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Tantiemebetheiligung schöpferischer Arbeiter, theils durch Benu- 
zung eines schon gegebenen Kundenkreises, theils durch Benu- 
zung des Kredites bei dem tüchtigen Technikern näherstehenden 
Kapital — viel mehr gesichert, als diess bei der gegebenen 
Stellung geschäftlich unfähiger und isolirter Autoren gegenüber 
dem Verlagskapital der Fall ist. 

Zu 2: Die technische Erfindung ist — verglichen mit litte- 
rarisch-artistischen Werken — weit weniger Individualpro- 
dukt und daher gegen die weiterbildende Reproduk- 
tion theils weit schwieriger abzugrenzen , theils des Monopol- 
schuzes weniger würdig. 

Obwohl kein Autorgenie nur aus sich selbst schöpft, obwohl 
im Grunde alle grossen Schriftsteller und Künstler aus dem über- 
lieferten geistigen Gemeinfonds und von dem ganzen geistigen 
Fluidum ihrer Zeit gespeist sind, so macht doch Niemand drei 
Hexameter, genau wie Homer, ein Gedicht wie Göthe, oder ein 
Gemälde wie Rafael. Die technische Erfindung schöpft in Ein- 
zelnanwendungen mehr aus dem Fonds allgemeiner Erfahrungen 
und wissenschaftlicher Entdeckungen, welche in Büchern und 
Journalen überallhin verbreitet werden. Eine Anwendung reiht 
sich unaufhörlich an die andere. „Die Journale aller Länder 
sind von Projekten, neuen Gedanken, wissenschaftlichen Ent- 
deckungen voll, welche oft sehr leicht zu neuem Verfahren hin- 
leiten. Der Geist der Menschheit ist hierin wie ein Eruplions- 
vulkan" '). Ueberall kann die neue Entdeckung ausbrechen und 
sehr schwer wird häufig die Feststellung der Priorität. Die That 
des Einzelnen ist auch meist so gering, dass er vollständig be- 
zahlt wird durch die vorübergehende Priorität. Viele zusammen 
münzen die grossen Entdeckungen der anderweitig zu ehrenden 
und zu bezahlenden Wissenschaft aus. 

So ist es denn in den allermeisten bisherigen Patentfällen 
nicht gerechtfertigt, die Gunst des freien Marktes durch Monopole 
zu verstärken. Mit gleichem Rechte könnte der Kaufmann, wel- 
cher eine neue Bezugs- oder Absazquelle in Anwendung allge- 
mein wissenschaftlicher Grundsäze und Forschungen entdeckt hat, 



1) M. Chevalier bei Verge", p. 26. 
Zeitschr. f. Staatsw. 1867. III. Heft. 30 
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ein Patent beanspruchen. Die kommercielle Neuerung könnte, 
wie die industrielle, Monopolschuz verlangen '). Und wie die 
grösste Störung der Verbreitung des Fortschritts, so ist das Ver- 
besserungspatent die grösste Ungerechtigkeit gegen alle voraus- 
gehenden Erfinder und Verbesserer. Das kleinste weitere Ver- 
dienst kann die Früchte der bahnbrechenden Technik ziehen und 
— monopolisiren ! Entdeckungen der Wissenschaft für das Publi- 
kum können durch Patentnahme vom nächsten besten Pflaster- 
treter zum Monopol gestaltet werden ; denn nicht der erste Er- 
finder, sondern der erste Anmelder ist beim Neuheitsprocess im 
Vortheil. In Frankreich ist solches vorgekommen und der Che- 
miker Pasteur nahm auf eine von ihm erfundene Essigberei- 
tungsmethode nur desshalb selbst ein Patent, um sie dem Mono- 
pol zu entziehen und dem ganzen Publikum zu sichern *). Bei 
der jezigen schnellen Ausbreitung technischer Kenntnisse durch 
Journale und wandernde Arbeiter können eine Menge Nichterfinder 
ohne Verdienst Patente occupiren und Anderen den Raum des 
Fortschrittes und der Verbesserung verstellen. Die Prüfung der 
„Neuheit" wurde ja bei den Patentbehörden von selbst blosse 
Prüfung des »Bekanntseins!« Auch Kleinschrod s ) bemerkt: 
„Während die Erzeugnisse der Litteratur durchaus keinen hem- 
menden Einfluss auf die Fortentwicklung der Produktion der 
Mitwelt haben , wird bei einer (geschüzten) Erfindung die bis- 
herige Produktion gleicher oder ähnlicher Erzeugnisse theils ge- 
hemmt, theils nach Umständen auch ganz beseitigt." Die er- 
aubte litterarisch-artistische Reproduktion verhält sich 
zu bedeutenden Originalen ganz anders! 

Ein organischer Fehler des Patentwesens ist es hienach, 
welcher auf gerichtlichem Boden und im Schosse der Vorprü- 
fungskommissionen zum Vorschein kommt, sobald die Neuheit in 
Frage steht. Die Schwierigkeit, die richtige Grenzlinie zwischen 
unerlaubter und erlaubter Reproduktion, zwischen Contrefacon 
und Originalverbesserung zu ziehen, liegt im Mangel der Indivi- 

1) AU „yropriele commercium in der That verlangt in Jobard's 
Honautopole von 1845. 

2) Tüb. Ztschr. 1864, p. 543. 

3) Die Internat. Patentgesczgebung (Erl. 1855). 
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daalität der Entdeckung, im .verschwindend Kleinen," was der 
Einzelne leistet. Leonce de Lavergne sagte vor der fran- 
zösischen Akademie geradezu *) : »Die Fragen Über die Neuheit 
sind für viele Richter, wie sie selbst gestehen, oft geradezu un- 
lösbar. Die ersten, täglich in Patentprozessen plaidirenden Ad- 
vokaten von Paris sind zur Ueberzeugung gelangt, dass die 
Gesezgebung höchst mangelhaft und dass es doch sehr schwie- 
rig, wenn nicht unmöglich sei, sie zu verbessern." 
M. Chevalier äussert sich ebenso: „Zehn, zwanzig, hundert 
Personen wirken zu einem definitiven technischen Resultat zu- 
sammen. Die Gerichte verfallen ohne Schuld in widerspruchsvolle 
Entscheidungen, Sachverständige selbst führen oft in die Irre." 
Der Grund hievon liegt in der Natur des Erfindens selbst. Wie 
Chevalier sprach 1860 Lord Granville im Haus der Lords, indem 
er den Patentschuz für überflussig, nur den Advokaten nüzlich, 
von 50 patentirtcn Erfindungen 49 für unbedeutend, die meisten 
zur Reclame und Prozesschicane gemacht erklärte, und der 
chief justice of common pleas trat ihm nach seiner reichen 
Gerichtserfahrung bei. Bright bemerkt in der erwähnten Rede : 
„Wird Alles erwogen, was durch Patente unter den Erfindern 
gewonnen und verloren wird, so glaube ich, dass Einer unter 
Zwanzig die Kosten herausschlägt und dass Viele von diesen 
Zwanzig nahezu zu Grunde gehen . . . Viele Verbesserungen 
sind »kindisch«, geringfügig und die Belästigung des Manufactur- 
betriebes durch die Patentirung derselben ist absurd. Nach einer 
Monographie von Arthur Legrand (franz. Berichte über die Lond. 
Ausstellung von 1862) *) führt er den Fall an, dass Ein Patent 
1842 — 1857 zu 167 gerichtlichen Instanzen Anlass gegeben 
hat. Die üble Gerichtserfahrung hinsichtlich des Patentwesens 
muss hienach nicht lediglich als zufällige Folge einzelner man- 
gelhafter Patenteinrichtungen, sondern fast als „unverbesserlich" 
betrachtet werden. Aus der Unbedeutendheit der meisten ein- 
zelnen Leistungen, aus der Schwierigkeit der Abgrenzung 
von Neuheit und Nachbildungscharakter industrieller Produkte, 



1) 1. c. p. 50. Vrgl. die Bemerkungen M. Chevalier'«, p. 19. 

2) Rapports II, 598-618 cf. I, p. 161 ff. 

30* 
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aus der viel schwächeren Individualität neuer industrieller Pro- 
dukte gegenüber litterarisch-artistischen Verlagsartikeln ergiebt 
sich die Schwierigkeit in aller Patentgesezgebung, Patentpolizei- 
und Patentgerichts-Praxis. Selbst ein Spezialgericht nach Wo- 
Iowski's Vorschlag, selbst die in ihrer Art vollendete ameri- 
kanische Patentbehörde kann die Folgen jenes organischen Feh- 
lers nicht überwinden. 

Das Charaktermerkmal geringer Individualität technischer Ori- 
ginalprodukte hat schon Renouard hervorgehoben , indem er 
sagt *): »Eine industrielle Erfindung kann in mehreren Köpfen 
zugleich vor sich gehen ; sie ist nicht so individuell wie ein 
litterarisches Erzeugniss. Der Zustand der Wissenschaft, die 
Bedürfnisse und vorhergegangenen Arbeiten können fast unver- 
meidlich zu Erfindungen führen, an welchen dem wirklichen Ent- 
decker oft nur ein Prioritätsrecht zukommt.« Mit Recht legt 
auch M. C h e v a 1 i e r auf diesen Punkt ein Hauptgewicht. P r o u d- 
hon würde denselben „infinitesimaliti^ , „verschwindende Klein- 
heit" der einzelnen Geistesthat genannt haben. 

Art und Grad der gewöhnlichen industriellen Autor- 
schaft und die Verkebrsnatur industrieller Originalpro- 
dukte sprechen hienach nicht ebenso fUr Patentmonopolschuz, wie 
Art und Grad der litterarisch-artistischen Werke und die Ver- 
kehrsnatur der lezteren für den litterarisch-artistischen Autor- 
rechtsschuz sprechen. Der blosse Schluss vom Autor- auf den 
Patentschuz *) ist daher verfehlt. 

In beiden Richtungen kommt ein weiterer Unterschied in 
Betracht: der bisherige Patentschuz sichert nicht sowohl ganz 
konkret verkörperte Ideen, sondern gibt vorwiegend ein allge- 
meines Verfahren, einigermassen also die Idee selbst ins Mono- 
pol 8 ), sichert vielleicht bei vielfältiger Anwendbarkeit desselben 
Verfahrens verschiedene mögliche Verkörperungs w e i s e n 
im Voraus dem Patentinhaber ausschliesslich. Das Autorrecht 



1) I, 473. 

2) Bizer, a. a. 0., in verschiedenen Stellen. 

3) Frankfurter Entwurf §32: „Der Patentschuz erstreckt sich 
bei Maschinen, Werkzeugen, Fabrikgeräthen, sowie bei Verfahrungsweisen 
auch auf die ausschliessliche Anwendung." 
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dagegen schüzt ganz individuelle, scharf geformte Geistes- 
schöpfungen. „Bei der Erfindung", sagt Hack treffend, »wird ein 
besonderer einzelner Gedanke geschüzt, welchen ein Anderer 
ebenso gut haben könnte ; ebendadurch wird Etwas, was an sich 
nie Gegenstand der ausschliessenden Privatwillenssphäre sein soll, 
in diese eingeengt, und der Gesammtheit entzogen, der es na- 
turgemäss angehört, weil es niemals in dem Grade Ausfluss der 
Individualität sein kann, wie ein litterarisches Erzeugniss in seiner 
Totalität." Das Patent hemmt so das Ineinandergreifen der vielen 
Einzelerfindungen , welche zu einem definitiven technologischen 
Gcsammtresultat in der Regel zusammenwirken müssen. Auch 
darin zeigt sich die hervorgehobene Grundverschiedenheit der 
Voraussezungen beider Monopolgattungen. 

Alle Erwägungen in beiden Richtungen entscheiden zusam- 
men um so mehr gegen Monopolschuz industrieller Autoren, als 
Monopolien ein restrictiv anzuwendendes socialökonomisches Ver- 
gellungsrnittel darstellen. 

Gleichwohl würden wir dieses Ergebniss mit einiger Schüch- 
ternheit und mit dem Vorbehalt weiterer Enqueten über die that- 
sächlichen Verhältnisse der Ausbeutung industrieller Erfindungen 
aussprechen, wenn nicht die Praktiker selbst immer mehr im 
Sinne des Ergebnisses unserer theoretischen Ausführung — frei- 
lich in vielfach einseitigen, utilitarischen und unscharfen Begrün- 
dungen — sich ausgesprochen hätten. Im Anschluss an die 
Londoner Ausstellung von 1862 hat sich eine Antipatentagitation 
organisirt, vertreten von Männern, wie M. Chevalier, Bright, den 
Ingenieuren Cubitt und Brunei, unterstüzt von der Gerichtser- 
fahrung. Die preussische Regierung konnte gegen den Frank- 
furter Patentgesezesentwurf einwenden: „In der weitaus überwie- 
genden Mehrzahl (31 gegen 16 Handelskammern) *) haben sich 
die Organe des zunächst betheiligten Handels- und Gewerbe- 
slandes dahin ausgesprochen, dass die Nachtheile, welche die 
Verleihung von Patenten überhaupt darbi tet, überwiegen und 
dass im Hinblick auf den gegenwärtigen Standpunkt der Industrie 

1) Zehn Jahre vorher, 1853, hatten sich nur erst 6 Kammern für Auf- 
hebung des Patentschuzes erklärt. S. Volksw. V.-J.-Schr. 1864, 1. Bd. 
S. 199. 
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es der durch das Patent bezweckten Anregung des Erfindungs- 
geistes nicht mehr bedarf." 

Noch ist die, Frage der Dauer des Patentschuzes zu er- 
wähnen. Auch für seine Frist finden wir keinerlei Massstab 
grundsäzlich aufgestellt und für die Zeitbegrenzung überhaupt kein 
genügendes Princip nachgewiesen '). Wir erinnern desshalb an 
das über die Fristen des Autorschuzes Gesagte. 

Thalsachlich wurde die Patentschuzfrist überall niedriger ge- 
griffen, als die Autorschuzfrist, und lief ohne Rücksicht auf Leben 
oder Tod des Erfinders. 

Das Leztere erklärte sich für die Theorie, z. B. für Renouard, 
daraus, dass der industrielle Autor nicht so unmittelbar seine 
und nur seine Individualität in seine Schöpfung legt. Der Grund 
der kürzeren Frist überhaupt wird von Renouard theils in der 
grösseren Langsamkeit der Vorwerthung litterarisch-artistischer 
Erzeugnisse, theils in dem geringeren Grade des industriellen 
Autorverdienstes gesucht 2 ). 

Beide Gründe kann unsere Theorie nicht anerkennen. Lit- 
terarisch-artistische Erzeugnisse kommen nach der Natur der 
buchhändlerischen Produktions- und Absaztechnik oft sogar ra- 
scher zu umfassendem Absaz. Und da als Bedingung gerade der 
Patenlerlheilung wirkliche Neuheil, in Amerika sogar Neuheit 
und Nüzlichkeit 8 ) verlangt wird, beim litterarisch-artistischen 
Aulorschuz dagegen nachgewiesener Massen das geschüzte Au- 
torverdienst sehr klein sein kann, so ist auch nicht das gerin- 
gere Mass des Autorverdienstes als Erklärungsgrund anzusehen. 



1) Bizer, welcher im Anhang zu den Mittheilungen über die Ar- 
beiten der Bundes-Patentkommission (1862/63) eine principielle Recht- 
fertigung des Patentschuzes versucht, berührt die Zei t beschrankung des 
Patentschuzes gar nicht, sondern versucht nur die Beschränkung des Pa- 
tentmonopols gegenüber der erlaubten Reproduktion (Verbesserung) zu be- 
gründen. 

2) I, 473. 

3) Sonst trat die r Nü zli cbkeits u -Frnge genau ebenso zurück, wie 
die Frage der „ Originalität" und des „inneren Werthes" beim Schrift- und 
Kunstschuz. (S. das bei Bizer 1. c. abgedruckte Gutachten S. 15, vergl. 
mit unseren Ausführungen oben Abschn. X u. XI.) 
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Wir haben aus den vorhergegangenen Untersuchungen vielmehr 
den Scliluss zu ziehen, dass die abweichende, weniger sin- 
gulare, schon bei freiem Verkehr mehr rentabili- 
tätsfähige Verkehrsnatur industrieller Original- 
produkte allein die geringere Frist des Patent- 
schuzes erkläre und rechtfertige. 

Wenn aber überhaupt die Patentschuzdauer ohne Nachtheil' 
kurz bemessen werden konnte, wenn dieses geringe Zeitmass 
gleichwohl nicht zu Beschwerden führte, wenn vielmehr schon jezt 
die Agitation für völlige Beseitigung des Patentschuzes lebhaft 
betrieben wird, so finden wir darin einen indirekten Beweis für die 
Ausführbarkeit und Berechtigung unseres allgemein auf Ab- 
kürzung des Autorscbuzes gerichteten Verlangens. 

International ist der Patentschuz bis jezt nicht; nur 
mittelst einer Vielheit von Particularpatenten ist er erreichbar. 
Ausländer können also auf dritten Märkten gegenüber den natio- 
nalen Konkurrenten des Erfinders Vortheile erlangen. 

Mich. Chevalier hat diese Benachtheiligung der nationalen 
Konkurrenten als einen Hauptgrund gegen den Patentschuz gel- 
tend gemacht. Wolowski ist dem gegenüber zwar im Recht, 
wenn er sagt, dass durch Patentverträge, ähnlich den Staatsver- 
trägen über Autorschuz, eine internationale Gleichmässigkeit ge- 
schaffen werden könne '). Dagegen hat Wolowski das Verlangen 
internationalen Patentschuzes selbst gar nicht begründet, und aus 
Gründen, welche unserer Ausführung gegen die kosmopolitische 
Ausdehnung des Autorrechtsmonopols analog entnommen werden 
mögen, halten wir dafür, dass ein kosmopolitisches Monopol in- 
dustrieller Autoren noch weniger gerechtfertigt werden kann, als 
der internationale Nachdrucks- und Kunstschuz. 

Wenn insbesondere beim Nachdrucksschuz die Einbeziehung 
der „Uebersezungen" in den Monopolschuz noch zweifelhaft sein 
konnte, so ist die „Einführung" der Erfindungen unzweifelhaft 
nicht schuzwürdig. Unsere früheren Gründe gegen den Schuz 
der Uebersezungen sprechen analog und in erhöhtem Grade ge- 



1) Besprechung von der französischen Academie, Verge, p. 15 f. 
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gen den Schuz der Uebersezung industrieller Erfindungen im 
Raum, d. h. gegen die Einfüiirungspatente. 

Die Beseitigung des Patentschuzes — diess ist unser Haupt- 
ergebniss — erscheint zweckmässig und dürfte nur noch eine 
Frage der Zeit sein. Freilich besteht derselbe zur Zeit in fast 
Allen civilisirten Ländern. In England beruht er jezt auf einem 
Gesez von 1852, in Frankreich wurde er durch das Gesez vom 
7. Jan. 1791 geschaffen und beruht jezt auf Gesez vom 5. Juli 
1844, in Belgien auf Gesez vom 24. Mai 1854, in den Verei- 
nigten Staaten auf dem Hauptgesez vom 4. Juli 1836 mit No- 
vellen von 1837, 1839, 1842, 1848, 1856. Die Schweiz 
kennt das Patentinstitut nicht. Die Bundespatentkommission schlug 
15jährigen Patentschuz für ganz Deutschland vor. Der Entwurf 
einer norddeutschen Bundesverfassung fasst das Palentwesen als 
Bundessache auf. 

Die heulige allgemeine Anwendung des Patentinstitutes macht 
uns jedoch nicht irre. Der Ursprung der Patente kann als ein 
das Institut selbst empfehlender nicht angesehen werden. Die 
Patente sind der Rest jener litlerae patentes, welche der eng- 
lische Hof zur Zeit der lüderlichsten Herrschaft der Stuarts unter 
die Hofgeschäftsleute ausstreute. Bei Abschaffung dieser Mono- 
pole blieben die Erfindungspatente bestehen, deren specifischer 
Charakter hienach seit 1623 datirt. 

Die Abschaffung der Patente würde den Verkehr, wie nach- 
gewiesen wurde, von ungemeinen Belästigungen befreien. Sie 
würde aber auch den Antrieb zu wirklich nüzlichen Erfindungen 
nicht hemmen. Ein bedeutender Reiz bleibt als Streben nach 
industriellem Entdeckerruhm fortbestehen; dieses Streben wird 
nie erlöschen und beim Wegfall des Patentreizes mit den besten 
Hilfskräften der Wissenschaft und der Technik, mit spekulirendem 
Kapital und mit dem subskribirenden Publikum sich mehr in Ver- 
bindung sezen 1 ). Es bleibt aber auch , was Prince - Smith nicht 
betont, eine gerechte Belohnung theils mittelst Geheimhaltung, 



1) Etwas zu sanguinisch scheint uns Prince-Smith (Volks w. V.-J.- 
Schr. III, 160) diese Aussicht betont zu haben. 
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wie sie Krupp beobachtet hat, theils durch die Vorhand der 
Ausbeutung gesichert, deren freie Rentenwirkung für neun Zehn- 
theile der bisher patentirten Bagatellerfindungen völlig ausreichend 
ist. Jene unglückseligen Erfindungsnarren aber, welche der 
Patentreiz bisher ruinirt hat, würden künftig vielfach bei gesun- 
dem Verstände und bei Vermögen bleiben. 

Fürchtet man etwa, dass der Abschaffung des Patentschuzes 
diejenige des Autorschuzes folgen werde, so ist diess kein Grund 
für die Wissenschaft, den Fortbestand des Patentschuzes anzuer- 
kennen. Uebrigens liegt, wie wir gesehen haben, dieser Befürch- 
tung ein Galoppschluss a minori ad majus zu Grunde, und weiter 
fand sich wirklich, dass gegen die durch Autorschuz geschaffenen 
ausschüessenden Absazkreise, ganz abgesehen von der Patent- 
theorie, sehr gewichtige Bedenken sich erheben lassen und in 
nicht zu ferner Zukunft vielleicht auch allgemeiner erheben werden. 

XIII. 
Der Musterschuz *). 

Der Schuz der Künstler gegen die industrielle Nachbildung 
in Mustern ist bereits besprochen und abgewiesen worden. 

Zu demselben Ergebniss muss unsere Theorie hinsichtlich 
des Schuzes der industriellen Originalmuster und Originalmodelle 
selbst gelangen. Und wirklich ist dieser Schuz, troz des ent- 
gegengesezten Vorganges der französischen, englischen und öst- 
reichischen Gesezgebung *), von der Gesezgebung der Zollvereins- 
staaten mit gutem Takt gemieden worden. Unter 62 von der 
preussischen Regierung zur Begutachtung des Musterschuzes auf- 
gerufenen Behörden und Korporationen sprachen sich 46 gegen 
die Einführung eines Musterschuzes aus. 

Man hat den Musterschuz mit denselben Gründen empfohlen 
und ihm eine analoge Intention — Förderung der Kunst im 

1) Kurz und gut erörtert und widerlegt von Hack, Inauguraldiss., 
Tüb. Ztschr. 1867, 1. Heft. — Weitere Litteratur über diesen 1858 und 
1859 viel erörterten Gegenstand s. in der Deutschen Gewerbezei- 
tung, Jahrg. 1858 und 1859, sowie bei G. Krug, über den Schuz der 
Fabrik- und Waarenzeichen, S. 38 ff. in den Anmerkungen. 

2) S. Hack, 1. c. 
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Gewerbe, Ausbildung der Musterzeichner und Modelleurs — unter- 
legt, wie dem Erfindungsscbuz. Mit der Ablehnung des Patent- 
schuzes ist daher auch schon der Musterschuz abgelehnt 

Der Musterschuz als eine besondere Art des Erfindungsschuzes, 
— der neuen Zeichnung z. B. bei Weberei, Druckerei, Fär- 
berei, Porcellanbeinalung , des neuerfundenen Mo de 11 es (der 
plastisch ausgearbeiteten Körperform), z. B. bei Thonwaaren, Glas- 
waaren und Silberwaaren — ist jedoch den Einwendungen gegen 
Pulentschuz in besonders hohem Masse ') unterworfen. 

Die Individualität, d. b. die Neuheit der blossen Form ist 
noch schwerer zu konstatiren, ein Verfahren zur Feststellung der 
Priorität und zur Ausschliessung einer zweiten Originalproduktion 
ist unmöglich, die Ausschliesslichkeit der Form um so unerträg- 
licher, als verschiedene Muster ineinander verschwimmen und die 
Grenze zwischen unerlaubter Contrefacon und erlaubter Repro- 
duktion (Verbesserung, Veränderung) kaum 2 ) zu ziehen ist. 

Endlich ist eine künstliche Nachhilfe für gerechte social- 
ökonomische Vergeltung der Musterautorschaft gar nicht nöthig. 
Das feine Original, z. B. bei Pariser Artikeln, behauptet überall 
einen höheren selbständigen Werth. Gemeine Formen sind wenig 
kostspielig und vergüten ungeschüzt im Massenabsaz ihre Kosten. 
Die Reproduktion der Originalform durch Concurrenten macht meist 
Kosten. Endlich und vor Allem giebt die Priorität des Marktes 
dem ersten Verwender reiche Mittel zu guter Belohnung der Muster- 
zeichner und Modelleure, zumal bei den auf diesem Gebiete vor- 
wiegend in Frage kommenden Modeartikeln, für welche oft 
nur eine kurze Saison besteht. Die Muster- und Modellproduktion 
scheint bereits ein rentables selbstständiges Geschäft zu werden, 
welches die Muster und Modelle als solche an einzelne oder meh- 
rere Abnehmer verkauft 8 ). 

Im Angesicht dieser Thatsachen verbietet unsere Theorie un- 



1) Sehr unglücklich beruft sich Richter zur Verteidigung de» Kunst- 
schule* auf den Musterschuz. S. 150. 

2) Die Complication der Musterschuzpraxis , eine Folge der Unnatur 
dieser Schuzgaltuug, erhellt sehr deutlich bei Stubenrauch 's Darstel- 
lung des östr. Musterschuzgesezes. A. a. 0. S. 36 ff. 

3} Rapports Franc, de l'expos. univ. 1862; II, 510 ff. 
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bedingt die Vergeltung der industriellen Form - Autorschaft durch 
Monopol, d. h. den Musterschuz. Stubenrauch hat in 
seiner erwähnten Schrift, welche übrigens vorwiegend eine Er- 
klärung des ostreichischen Musterschuzgesezes ist, Nichts beige- 
bracht, was die Fernehaltung des Musterschuzes im Zollverein als 
verfehlt erscheinen lassen könnte. 

Wo Musterschuz besteht, da müsste unsere Theorie für die 
erlaubte Reproduktion von Mustern des einen Erwerbs- 
zweiges durch andere Industrieen eine liberalere Behandlung ver- 
langen, als Stubenrauch zugiebt ')• Ebenso würde dort die Kürze 
der Schuzfrist, welche für eine Theorie des „Mustereigenthums" 
unerklärlich bleibt, beziehungsweise die Mannigfaltigkeit der Fristen- 
abstufung für den Musterschuz *), sich nur durch unsere Theorie 
erklären lassen. 

XTV. 
Firmen- , Harken- and Titel-Schnz 3 ). 

Dieser Schuz ist durchaus gerechtfertigt. 

Er tritt auf als Verbot des unbefugten Gebrauches fremder 
Geschäftsnamen, fremder Fabrik- und Waarenzeichen („Marken"). 

Weiter sollte ein Titelschuz als Verbot des Gebrauches 
der Titel fremder Verlagsartikel, insbes. fremder Zeitungsunter- 
nehmen auftreten. Wir erwähnen hier den Titelschuz ; er ist näm- 
lich dem Firmen- und Markenschuz weit näher verwandt als dem 
Autorrecht, bei welchem der Gegenstand erledigt werden wollte. 

Der Firmen-, Marken- und Titelschuz ist nicht Monopol- 
schuz eines Autors. Er ist in erster Linie ein Schuz der in- 
dustriellen Individualität, ohne den Zweck, einen 
rechtlich ausschliessenden Absazkreis für bestimmte Produkte dieser 
Individualität zu schaffen. In zweiter Linie ist er ein Schuz des 
soliden Producenten und Händlers, so wie des Publikums gegen 
Täuschung und Betrug; hierin coneurrirt er als Rechtsinstitut mit 
dem Strafrecht. 



t) A. a. 0. S. 45. 

2) Dreizehnerlei Fristen im englischen Recht, von 6 Mon. — 3 Jahre, 
vrgl. Stubenrauch a. a. 0. S. 46 f. 

3) Vrgl. Hack, 1. c, welcher auch die hauptsächlichen Geseze anführt. 
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Positive Geseze, den Fabrik- und Waarenzeichenschuz be- 
treffend, sind ziemlich allgemein geworden '); der Firmenschuz 
ist durch Artikel 27 des deutschen Handelsgesezbuches zum ge- 
meinen Rechte erhoben. 

So wenig der Firmen-, Marken- und Titelschuz ein Monopol 
oder ausschliessendes Absazrecht begründet, ebenso sehr dient 
er dazu, thatsächlich vorteilhafte Kundschaften, welche ohne 
Ausschluss der freien Concurrenz bestehen, zu schüzen. Der 
Firmen-, Marken- und Titelschuz ist hiedurch ein nichtsinguläres 
Rechtsinstitut, welches die im freien von der Concurrenz bewegten 
Verkehr wirkende normale Rentenfunktion unterstüzt. Wer sich 
durch seine ins Geschäft und in die Produkte gelegte, im Ge- 
schäfte das persönliche Leben sogar überdauernde, daher dem 
Vermögenswerlh nach vererbbare und übertragbare, individuelle 
Tüchtigkeit verdient gemacht hat, ist nach unserer Theorie von 
der Rente berechtigt, die Frucht hievon zu ernten. Jeder andere 
soll in der Lage sein, durch gleiche oder bessere Leistung glei- 
ches oder höheres Einkommen beziehen zu können. Aber Nie- 
mand hat das Recht, dadurch, dass er sich mit fremden Federn 
schmückt, das Renteneinkommen Anderer zu beziehen oder das- 
selbe durch Erheuchelung guten Scheines für schlechtes eigenes 
Fabrikat zu gefährden. 

Ausser der Sicherung des gerechten Lohnes tüchtiger Lei- 
stungen kommen bei dieser Sohuzgattung freilich noch andere 
Gesichtspunkte, z. B. Rücksichten des Kredits und des guten 
öffentlichen Glaubens, in Betracht. Die Sicherstellung der freien 
normalen Rentenwirkung ist aber ein hauptsächlicher Rechtferti- 
gungsgrund des Firmen- und Markenschuzes , und dieses Motiv 
begründet diesen Schuz auch gegen Firmen und Waaren von 
gleicher Qualität, wenn sie fremden Namen erborgen. 

So lange es einem Concurrenten noch nicht gelungen ist, 
seiner Waare und Leistung denselben wirtschaftlichen Ruf zu 
verschaffen, so lange ist der Gründer und Rechtsnachfolger in der 
Firma oder in der Marke unserer Theorie zufolge renteberechtigt 
und hat ein Anrecht auf Schuz gegen eine mit unlauteren Mitteln 



1) Vrgl. Hack, a. a. 0. 
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betriebene Austreibung aus seiner nur that sächlich aus- 
schliessenden Kundschaft. Diesen Schuz gewährt wirklich das 
positive Recht über Firmen und Marken, und ihn sollte es als 
Titelschuzrecht gegen Anmassung der Titel fremder Verlagswerke 
überall geben. 

Zwang allerdings zur allgemeinen Führung von Marken, wie 
ihn J b a r d , Director des belgischen Industriemuseums, verlangt 
hat , um hiedurch einen industriell - commerziellen „Wappen- 
adel" ') zu begründen, ist ganz entbehrlich. 

Die richtige Begrenzung des Firmen-, Marken- und Titel- 
schuzes kann keine Schwierigkeit machen. 

Das Recht auf Firma und Marke muss übertragbar sein 
(Art. 22 des Handels-G.-B.), soferne es um Fortsezung derselben 
Produktion in dem vom Gründer der Firma hergestellten Unter- 
nehmen sich handelt; denn in seinem Geschäfte lebt der Unter- 
> nehmer, welcher den Ruf einer Firma oder Marke begründet hat, 
mit den von ihm gegründeten Beziehungen oder „Verhaltnissen" 
zunächst fort. Seinem Rechtsnachfolger gebührt Rente, soferne 
er diese „Verhältnisse" als Rentenquelle zu erhalten weiss. Nur 
rechtlich darf Niemand gehindert sein, ihm den Rang abzulaufen. 

Dagegen wäre es eine Erschleichung von Renteneinkommen 
beim Publikum, wenn die Veräusserung einer Firma und Marke 
als solcher, abgesondert von dem Industrie- und Handelsgeschäfte, 
wofür sie bisher geführt wurden, statthaft wäre. Mit Recht be- 
stimmt daher Art. 23 des deutschen Handelsgesezbuches : „Die Ver- 
äusserung einer Firma als solcher, abgesondert von dem Handels- 
geschäft, für welches sie bisher geführt wurde, ist nicht zulässig." 
Aus demselben Grunde ziehen wir dasjenige System des Fabrik- 
und Waarenzeichenschuzes vor, welches nur dein Gebrauch der 
Firma, nicht auch demjenigen beliebig gewählter Bezeichnungen 
(„Marken* im weiteren Sinne: Vignetten, Sinnbilder u. s. w.) 
Vorschub leistet. Wir geben jenem Modus nicht blos dcsshalb den 
Vorzug, weil derselbe leichter zu handhaben ist, als der Schuz 



1) Constitution dune noblesse industrielle a l'aide des marques de 
fabrique, consideräes comme blason de l'industrie et du commerce 1846. 
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der Marken im weitesten Sinn '), sondern auch, weil jene Begren- 
zung dem inneren Berechtigungsgrund des Rentenwertes von 
Firma und Marke sich der Zeit nach besser anschmiegt; denn 
hiebei knüpft sich die Fortdauer dieses Rentenwerthes an die Fort- 
dauer des Kredites einer ganz bestimmten Firma bei einem be- 
stimmten Publikum an. Alte, im Wellhandel eingebürgerte Marken 
bleiben alsdann, soferne die Firmen nicht mit den ersten Unter- 
nehmungen sich erhalten oder umgebildet haben, dein allgemeinen 
Gebrauch frei gegeben, und treten andrerseits mit dem ihren Ruf 
begründenden Verdienste selbst verdienter Weise allmählig vom 
Schauplaz ab. 

Die zeitliche Ausdehnung des Firmen- und Markenschuzes 
ist keiner gesezlichen Grenze zu unterwerfen; denn diese Art 
von Schuz hat nicht einer Ausnahme von der freien Concurrenz 
Vorschub zu leisten. Die Thatsache, dass die deutschen Marken- 
schuzgeseze den von ihnen gewährten Schuz dauernd einräumen, 
erklärt sich so vom Standpunkt unserer Theorie ohne Weiteres.. 
Vom Standpunkt der blossen Nachbildung des Autor- und des 
Patentrechtes müsste man mit dem französischen Recht auf tran- 
sitorischen Markenschuz kommen. 

Auch die territoriale Ausdehnung des Firmen- und 
Markenschuzes ist nach anderen Grundsäzen zu beurlheilen, als 
diejenige des Autor- und des Patentschuzes. Da es beim Firmen- 
und Markenschuz um eine nicht singulare Feststellung der 
wirthschaftlichen Individualität und zwar im öffentlichen, wie im 
Privatinteresse, nicht um das restrictiv anzuwendende Mittel des 
Monopolschuzes, sich handelt, so hat der Ausländer auf den Firmen- 
und Markenschuz unbedingt gleichen Anspruch, wie der Inländer. 
Ihm sind die Wohlthaten des Firmen- und Markenschuzes, ähn- 
lich, wie im internationalen Privatrechte die Wohlthaten des ge- 
meinen bürgerlichen Rechtes, mit gleichem Masse zuzumessen. 
Die neueren Handelsverträge haben in dieser Beziehung un- 
zweifelhaft richtig gegriffen, indem sie internationalen Firmen-, 
Marken- und Etikettenschuz einführten. Sie sind auch bezeich- 



1) Vergl. Krug, Ueber den Schuz der Fabrik- und Warenzeichen ; 
Darmstadt, 1866 und Stubenraucb, Das Ostreich. Harken- nnd Muster- 
schuzgesez; Wien, 1859. 
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nender Weise auf dem Boden dieses Schuzzweckes nicht bean- 
standet worden. 

So erklärt unsere Rententheorie auch für den Firmen- und 
Markenschuz auf ungezwungene Weise sowohl die allgemeine 
Berechtigung, als die' einzelnen Einrichtungen; sie harmonirt 
auch hier mit dem positiven Rechte. Der Firmenschuz erscheint 
seiner ganzen ratio nach als ein jus commune, nicht als ein jus 
singulare, während für den mit ihm häufig zusammengeworfenen 
Musterschuz gerade der entgegengesezte Standpunkt Plaz greift. 
Diese Ergebnisse unserer Theorie stimmen im Wesentlichen mit 
den Resultaten überein, welche G. Krug in der erwähnten Schrift 
„Ueber den Schuz der Fabrik- und Waarenzeichen nebst den 
einschlagenden Gesezen sämmtlicher deutschen 
Staaten, Darmstadt und Leipzig 18(?6" mittelst vorwiegend 
juristischer Erörterung gefunden hat. Wenn diese verdienstliche 
Arbeit einen scharfen Accent darauf legt, dass das Recht der aus- 
schliessenden Marke erst durch ein besonderes Gesez entstehe, 
so ist damit nicht gesagt (freilich auch nicht bestimmt genug 
verneint), dass dasselbe gleichwohl nicht ein exceptionelles, sin- 
guläres Institut sei. Ohne eine bestimmte ökonomische Theorie 
kann die Jurisprudenz auch für das Firmen- und Markenrecht 
festen Boden und scharfe Grenzen nicht finden. 

Diepolizeilicheund polizeistraf rechtliche Seite des Schuzes 
der Fabrik- und Waarenzeichen, sowie des Musterschuzes , wo 
solcher besteht, war im Vorstehenden überall zu ignoriren, da diese 
Seiten für die massgebenden Gesichtspunkte unserer Theorie kaum 
von Bedeutung sind. Die diessfälligen Institute sind im Anschluss 
an die österreichische Marken- und Musterschuzgesezgebung von 
1858 ausführlich dargestellt bei Stubenrauch: »Das östrei- 
chische Marken- und Musterschuzgesez ; Wien, 1859." 

XV. 
Schlnss. 

Wir haben nunmehr ein weites Gebiet nationalökonomisch 
und juristisch schwieriger Fragen mit dem Bestreben durch- 
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schritten, dasselbe durch eine bestimmte wirthschaftswissenschaft- 
liche Theorie zu erhellen und hiedurch in den fundamentalen 
Hauptfragen, wie in schwierigen Einzelnpunkten zu beherrschen. 

Ist es uns gelungen, jenes x einigermassen aufzulösen, von 
welchem im ersten Abschnitt die Rede war? Der Leser mag 
darüber urtheilen. Eines dagegen glauben wir der vorliegen- 
den Arbeil als unbestreitbare Eigenschaft selbst vindiciren zu 
dürfen: dass unsere Theorie, falls sie im grossen Ganzen rich- 
tig erfunden würde, weittragende praktische Folgerungen — für 
die Anerkennung jener thatsächlich ausschliessenden Absazver- 
hültnisse, woraus die Grundrente quillt, ferner und namentlich für 
die Berechtigung der Grundrente und des Grundeigentums , für 
die wichtigsten Fragen des litterarisch-artistischen Autorrechtes, 
für den Patent- und Musterschuz — zu entfalten geeignet ist. 
Ist aber nur diess richtig, so wird die vorliegende Arbeit hoffen 
dürfen, dass sie mindestens als Herausforderung zu erneuter 
Prüfung bedeutender Grundsäze der Politik und der Gesezgebung 
nicht umsonst geschrieben erscheine. 

Auch diess wird der gegenwärtigen Monographie nun nicht 
abgestritten werden wollen, dass sie, wie sie im ersten Abschnitt 
es ankündigte, wesentlich unter Anwendung der dem Verfasser 
eigentümlichen Rententheorie und durch Herbeiziehung seiner 
Theorie eines die freie Tauschwirtschaft umschliessenden ge- 
meinwirthschaftlichen Systems der bürgerlichen Gesell- 
schaft, — zu ihren eigentümlichen Ergebnissen gelangt ist. 

Zeigte sich doch überall, dass es bei den rechtlich aus- 
schliessenden Absazverhältnissen um ein Eingreifen gemeinwirth- 
schaftlicher Institutionen zum Zweck ausserordentlicher Ergän- 
zung der sonst genügenden Distributivwirkungen des freien Ver- 
kehrs , und zwar bis zu dem Masse der reichlichsten 
freien Vergeltung , nämlich des Renteneinkommens, — sich handelt. 

Allein auch nur von Ergänzung der freien Distributiv- 
gerechtigkeit bis zu dem bezeichneten Masse durch öffentliches Ein- 
schreiten ist bei allen nun besonders betrachteten singulären 
Rechtsinstitutionen die Rede gewesen. Nicht die Verdrängung, 
sondern die verstärkende Nachahmung der privatwirthschaftlichen 
Distributivfunctionen stand überall in Frage. Und wenn diess 
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einerseits den Grundsaz der restrictiven Anwendung temporärer 
Monopole aufdrängte, so erklärt es andererseits, wesshalb die in 
Frage stehenden „Verhältnisse*, d. h. ausschliessenden Kund- 
schaften tauschbar und zwischen Privaten übertragbar, also ver- 
äusserlicher Inhalt des Privatvermögens und des Privat- 
rechtes werden können und müssen, — mit andern Worten, 
wesshalb dieselben, obwohl von ganz eigenthümlicher halb öffent- 
licher Natur, doch in den freien Tauschverkehr gelangen und als 
singulare Gattung von Privatwerthen und Privatrechten schon die 
bisherige Nationalökonomie und die Privatrechtswissenschaft inter- 
essiren ; r e i n öffentliche Einkommensquellen, wie Aemter u. dgl, 
kommen nicht in den Privatverkehr, ausser durch den Hissbrauch 
der Simonie und des Aemterverkaufes , wohl aber gelangen in 
denselben ausschliessende Absazrechte als Anwartschaften eines 
durch sie ausnahmsweise zu sichernden und das gewöhnliche 
Mass einhaltenden Privat einkommens für Dienste und Verdienste, 
welche ganz nach Analogie der frei tauschwerthen Handlungen 
und Sachen in den socialökonomischen Privatverkehr eingeworfen 
wurden. Freilich traten uns höhere, öffentliche Leistungs- 
und Vergeltungsformen der bürgerlichen Gesellschaft vielfach nahe 
(z. B. Abschn. IX, S. 406 ff). 

Der singulare Charakter jener Privatrechte und Privat- 
vermögensinteressen trat gleichwohl überall hervor, mit der Con- 
sequenz einer möglichsten Beschränkung des sie tragenden Mo- 
nopols, und mit dem Nachweis, dass es sich dabei überall nicht 
um ein regelmässiges Eigenthumsrecht an einem bestimmten Gegen- 
stande, sondern um ausschliessliche Beherrschung einer Kund- 
schaft, um ausschliessende Absazrechte, ertheilt mit Rücksicht 
auf die singulare Verkehrsnatur der publicistisch verwerlheten 
Schrift- und Kunstwerke, handle. Die völlige Verwerflichkeit der 
Theorie des geistigen Eigenthums erhellte gerade von unserem 
Standpunkte aus, und das neuere Bestreben, das Patentwesen und 
den Musterschuz wieder abzuwerfen, findet — nebst der Tendenz 
vorsichtiger Begrenzung der Autorrechte, in unserer Theorie nicht 
blos utilitarische Beweisgründe, sondern mit der distributiven Ge- 
rechtigkeit rechnende grundsäzliche Stüzpunkte. Die Zeit- 
und Raumbegrenzung des Autorschuzes, die „erlaubte Reproduktion" 
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erhalten hier, wie uns scheint, erstmals eine wirkliche 
volle Erklärung. 

Thatsächlich ausschliessende Absazverhältnisse und die 
ihnen entsprechenden Renten, welche wir von den rechtlich 
exclusiven Kundschaften trennten, •— die thatsächlich ausschlies- 
senden Absazverhältnisse der Landwirtschaft, der Industrie und 
des Handels haben, wie wir glauben, überall eine ungezwungene 
Anerkennung gefunden. 

Auch im Hinblick auf sie kann öffentliches Eingreifen durch 
Einschränkung sehr wohl angezeigt sein, während wir den 
Schuz des Grundeigenthums, der Firma durch nichtsinguläre 
Rechtsiustitute (Firmenschuz) berechtigt fanden: — diess ist in 
den Bemerkungen über das frühere Taxwesen, über die Eisenbahn- 
tariffrage, und über die Agrargesezgebung als Gegengewicht un- 
gerechter Grundrenten — hinreichend angedeutet worden. 



